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Nur die Lüge braucht die Stütze der Staatsgewalt. Die Wahrheit steht von alleine aufrecht. 
Thomas Jefferson (1743-1826, nordamerikanischer Politiker) 

Der Staats- und Parteichef der DDR, Erich Honecker, stattete der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 7. bis zum 11. September 1987 einen offiziellen Staatsbesuch ab.  
Erich Honecker betonte damals während seiner Rede in Bonn (x092/1136): >>Die Entwick-
lung unserer Beziehungen ... ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet und sie bedeu-
ten, daß Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und 
Wasser ... 
Wenn wir gemeinsam hinwirken, ... dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns 
nicht mehr trennen, sondern vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen vereint.<< 
Michail Gorbatschow (*1931-, sowjetischer Politiker, von 1985-1991 Generalsekretär der 
KPdSU, Oktober 1988 bis März 1990 Vorsitzender des Präsidiums des Obersten Sowjets, 
März 1990 bis Dezember 1991 1. Präsident der UdSSR; Friedensnobelpreis 1990, Hochgrad-
freimaurer des 33. Grades. Leitete innen- und außenpolitische Reformen – Glasnost und Pere-
stroika - ein, setzte den Verzicht auf den Führungsanspruch der KPdSU durch; mußte später 
wegen seiner zögerlichen Reformpolitik zurücktreten) wurde am 1. Oktober 1988 zum Vorsit-
zenden des Obersten Sowjet gewählt. Gorbatschow, der als Reformer galt, wußte damals 
längst, daß er die zunehmenden Versorgungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hil-
fe nicht lösen konnte.  
Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow forderte die SED-Führung am 6. 
Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, Reformen einzu-
leiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben". 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ...". 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
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Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den Zusammenbruch der 
DDR und die friedliche deutsche Wiedervereinigung im Jahre 1990 (x283/246-248): >>... Als 
der wachsende Schuldenberg die Aussicht auf den Staatsbankrott für 1991 erkennen ließ, bot 
der Devisenbeschaffer Schalck-Golodkowski am 6. November 1989 der Bundesregierung an, 
für eine weitere Zusage von 12 bis 13 Milliarden D-Mark die Berliner Mauer zu öffnen. Dies 
wurde verweigert. Drei Tage später fiel die Mauer ohne einen weiteren Heller Bruderhilfe. ... 
Die wachsende Verschuldung der DDR führt zu der Frage, ob das System ohne die wiederhol-
ten Kredite vom Klassenfeind nicht schon vorher zusammengebrochen wäre.  
Umgekehrt wüßte man gern, was den Arbeiter- und Bauernstaat hätte retten können. Da ist 
guter Rat teuer. ... Jede Reform hätte das System weiter unterhöhlt. Je mehr Freiheiten ge-
währt worden wären, desto mehr wären gefordert worden. Was immer das Regime tat, war 
falsch, weil es selbst falsch war, so falsch wie die Wahlergebnisse, auf die es sich stützte. Als 
dann Gorbatschow Glasnost und Perestroika ausrief und der gesamte sozialistische Ostblock 
ins Wanken geriet, entfiel auch die Existenzgrundlage für den SED-Staat. 
Unklar bis zuletzt blieb, ob das Regime kampflos abtreten würde. ... Höhepunkt der Spannung 
war die Montagsdemonstration um die Leipziger Nikolaikirche am 9. Oktober 1989. 8.000 
Soldaten der Nationalen Volksarmee hatten die Altstadt umstellt. Für die Krankenhäuser wa-
ren Sonderschichten angeordnet, die Blutkonserven aufgestockt, die Kühlräume der Schlacht-
häuser für die erwarteten Leichen freigeräumt. Das "Neue Deutschland" hatte das Vorgehen 
der chinesischen Ordnungskräfte gegen die Konterrevolutionäre auf dem Platz des Himmli-
schen Friedens mit seinen Aberhunderten von Toten beifällig kommentiert. War in Leipzig 
nicht ein Gleiches zu erwarten? 
... Das Blutbad an der Nikolaikirche unterblieb. Was hätte es auch genützt? Den Bruch mit 
Bonn und eine Verzögerung des Endes mit sinnlosen Opfern! Deren gab es doch wahrlich 
schon genug. Moskau hatte den Herren vom Staatsrat die militärische Unterstützung entzogen. 
Tief enttäuscht waren sie nun klug genug, es nicht zum Äußersten kommen zu lassen. Sie ga-
ben zwar nicht freiwillig, aber kampflos auf, was auch gewaltsam nicht auf Dauer zu halten 
gewesen wäre. Durch das, was damals nicht geschah, war Leipzig eine Sternstunde. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2009 über die 
Wiedervereinigung West- und Mitteldeutschlands (x878/...): >>Kontinuität deutscher au-
ßenpolitischer Interessen im 20. Jahrhundert? ... 
1989/1990 konnte das kurze Zeitfenster genutzt und die staatliche Einheit Deutschlands unter 
den einmalig günstigen Umständen wieder hergestellt werden. Die friedliche Revolution der 
ostdeutschen Bevölkerung von 1989 schuf eine Voraussetzung. Allein entscheidend war sie 
aber nicht. Die außenpolitischen Kontinuitäten und Interessendifferenzen traten offen zutage. 
Die deutsche Einheit war kein Selbstläufer, es gab Widerstände. 
Vor allem von britischer Seite. Frau Thatcher tat so ziemlich alles, was in ihrer Macht stand, 
um die Wiedervereinigung zu verhindern. Frankreichs Präsident handelte hinter den Kulissen 
ebenso. Noch in letzter Minute versuchte er u.a. mit einer Reise nach Kiew und einem dorti-
gen Treffen mit Kreml-Chef Gorbatschow den Lauf der Dinge zu bremsen, um Zeit zu gewin-
nen und die Entwicklung zu steuern. Allerdings fehlte den ehemaligen Entente-Mächten 
Großbritannien und Frankreich wie 1918/1919 der Partner im Osten.  
Wie Ende des Ersten Weltkriegs war Rußland handlungsunfähig. 1917 hatte die russische Re-
volution für einige Jahre ein Machtvakuum verursacht. Siebzig Jahre später begann die So-
wjetunion ab 1987/1988 zu erodieren und implodierte Anfang der 90er Jahre völlig. Moskau 
war in dieser Situation nicht imstande und nicht mehr willens, die Entwicklung in Mitteleuro-
pa zu steuern oder aufzuhalten. Rußland zog sich nach der Überspannung und Überbeanspru-
chung seiner Kräfte in der Sowjetzeit freiwillig hinter seine Grenzen zurück. 
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Ausschlaggebend für den Erfolg des deutschen Strebens nach Wiedervereinigung waren die 
USA. Die Weltlage hatte sich seit 1914 in der Tat dramatisch verändert. Die europäischen 
Mächte waren nicht mehr allein Herr der Entscheidungen. Schon im Ersten Weltkrieg hatten 
die USA mit ihrem Kriegseintritt 1917 den Ausschlag für den Kriegsausgang zu Gunsten der 
Entente gegeben. Im Zweiten Weltkrieg wurden sie im Westen absolut dominant und die Bri-
ten sahen sich gezwungen, der US-Politik als Juniorpartner zu folgen. Nach 1945 entstand ein 
Patt zwischen den USA und der Sowjetunion, das bis 1989/1990 hielt.  
Die USA wurden mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion alleinige Weltmacht, eine Situa-
tion, die sie tatkräftig zur Zurückdrängung Rußlands nutzten. Im Kontext dieser Entwicklung 
sahen die USA die Möglichkeit, ihre Interessen über die deutsche Wiedervereinigung zu för-
dern. …<<  
In der DDR fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 
16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 % (x101/173). 
Die Berliner Zeitung "TAZ" berichtete am 19. März 1990 über die ersten freien Wahlen zur 
Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den Anschluß, für 
die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen von der Erlö-
sung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt – und sei es nur als Garantie von ma-
teriellen Symbolen der Gleichheit.<< 
Das niederländische Wochenmagazin "Elsevier" veröffentlichte am 7. April 1990 ein Inter-
view mit dem polnischen Politiker Lech Walesa - seit Dezember 1990 bis Ende 1995 Staats-
präsident - über die polnischen Sorgen nach der deutschen Wiedervereinigung (x309/45): 
>>... Falls die Deutschen von neuem Instabilität in Europa verursachen sollten, in welcher 
Form auch immer, dann wird es in Zukunft nicht mehr zu einer Teilung Deutschlands kom-
men, sondern wird Deutschland von der Landkarte ausradiert werden. Mit der fortgeschritte-
nen Technologie sind Ost und West gemeinsam imstande, dieses Urteil zu vollstrecken. Falls 
Deutschland nochmals beginnt, gibt es keine andere Lösung. ...<< 
Der deutsche Schriftsteller Günter Grass erklärte am 19. Mai 1990 zur geplanten Wiederver-
einigung Deutschlands (x303/173): >>... Mein erster Eindruck ist der, daß in Ermangelung 
eines weiterreichenden Gedankens die D-Mark der zentrale Begriff geworden ist. ... 
Der Ruf nach Freiheit ist durch eine Art von DM-Freiheit und Konsumfreiheit ersetzt worden. 
Die absurdeste Koppelung habe ich in der DDR auf einem Plakat gelesen: Freiheit ist Lei-
stung - dümmer habe ich das Wort Freiheit noch nie interpretiert gesehen.<<  
Der Deutsche Bundestag in Bonn und die DDR-Volkskammer in Ost-Berlin verabschiedeten 
am 21. Juni 1990 den Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik. Ferner wurde eine Entschließung über die endgültige Aner-
kennung der polnischen Westgrenze (Oder-Neiße-Linie) verabschiedet. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Bundestagsdebatte 
vom 21. Juni 1990 "Erklärung der Bundesregierung zu den deutsch-polnischen Beziehungen 
bzw. Anerkennung der Oder-Neiße-Linie" (x160/12): >>... Ein herausragender jüdischer Hu-
manist, der britische Schriftsteller und Verleger Victor Gollancz, Mitbegründer des National-
komitees für die Rettung der Opfer des Naziterrors und entschiedener Gegner der "deutschen 
Kollektivschuld", hat über die Kollektivschuld-Ideologie gesagt, was dazu zu sagen ist:  
"Sie stützt sich - bestenfalls - auf gänzliche Unkenntnis der psychologischen und wissen-
schaftlichen Tatsachen und läßt sich in einer halben Stunde durch Zuhilfenahme jedes beliebi-
gen Lehrbuches der europäischen oder Weltgeschichte richtigstellen. Ihr weitgehender Einfluß 
ist natürlich der Ansteckung durch das nazistische Rassendogma zuzuschreiben. ... Die Vor-
stellung der "Kollektivschuld" ist - wie der Faschismus - ein Rückschritt zu vorchristlicher 
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Barbarei. Daß anständige und intelligente Menschen sie ernsthaft diskutieren, zeigt, wie sehr 
uns das, was wir bekämpfen, schon angesteckt und verdorben hat." 
Die Bundestagsdebatte vom 21. Juni 1990 endete mit dem Ausruf des Grünen-Abgeordneten 
Briefs: "Es darf nie wieder Deutschland geben. Nie wieder Deutschland!"  
Beifall bei Abgeordneten der Grünen.<<  
Der Deutsche Bundesrat stimmte am 22. Juni 1990 dem Staatsvertrag und der Entschließung 
über die deutsch-polnische Grenze zu. 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Vertreter der deutschen Regierungen unterzeichneten am 31. August 1990 in Ost-Berlin den 
Einigungsvertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands.  
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-Ver-
handlungen" von den Außenministern der beteiligten Länder unterzeichnet. 
Bundeskanzler Kohl erklärte am selben Tag in der Sitzung des Bundeskabinetts zur Unter-
zeichnung des Vertrages in Moskau vom 12. September 1990 (x101/307): >>... Fertiggestellt 
ist auch der durch die Währungsumstellung in der DDR zum 1. Juli dieses Jahres erforderli-
che Vertrag über einige überleitende Maßnahmen. 
Sein Schwerpunkt ist die finanzielle Regelung für die sowjetischen Streitkräfte auf dem Ge-
biet der heutigen DDR. Es geht dabei um 
- Aufenthaltskosten, die die sowjetische Seite grundsätzlich selbst trägt, zu denen wir aber 
beisteuern; 
- Rücktransportkosten; 
- Wiedereingliederungskosten, wobei ein Wohnungsbauprogramm in der Sowjetunion und 
Umschulungsmaßnahmen im Vordergrund stehen. 
Unser Gesamtaufwand wird sich auf zirka 12 Milliarden DM in 4 Jahren belaufen. ...<< 
Ministerpräsident Lothar de Maizière erklärte am 2. Oktober 1990 während einer Fernsehan-
sprache (x298/251): >>... Es ist ungewöhnlich, daß sich ein Staat freiwillig aus der Geschichte 
verabschiedet. Ebenso ungewöhnlich und widernatürlich war aber auch die Teilung unseres 
Landes. 
In wenigen Stunden tritt die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Wir Deutschen erreichen die Einheit in Freiheit. 
Ich glaube, wir alle haben Grund, uns zu freuen und dankbar zu sein. Wir lassen ein System 
hinter uns, daß sich demokratisch nannte, ohne es zu sein. Seine Kainszeichen waren die Un-
freiheit des Geistes und das verordnete Denken, Mauer und Stacheldraht, der Ruin der Wirt-
schaft und die Zerstörung der Umwelt, die ideologisch kalkulierte Gängelung und das ge-
schürte Mißtrauen. 
An die Stelle dieser Tyrannei sind Rechtstaatlichkeit, Demokratie und Menschenwürde getre-
ten. Unser Weg in die Freiheit war nicht gefahrlos und war nicht unumstritten. Wir danken 
denjenigen, die unbeirrt ihren Weg gingen und ihren demokratischen Willen furchtlos zum 
Ausdruck brachten. Da sie sich von der Angst befreit hatten, konnten sie auch die Freiheit 
erzwingen. 
Wir wissen, daß wir diesen Weg nicht ohne das neue Denken in der Sowjetunion und ohne die 
Unterstützung unserer Nachbarn im Osten hätten gehen können. Wir danken ... auch dem Ver-
ständnis der Vier Mächte und ihrer Verständigungsbereitschaft, die für die deutsche Einheit 
Voraussetzung war. 
Wir sind jetzt Bürger eines gemeinsamen deutschen Staates, und mit der Länderbildung, die 
sich in wenigen Tagen vollzieht, werden wir gleichzeitig wieder Bürger von Thüringen und 
Sachsen, von Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sein. 
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Wir können uns wieder auf die Kräfte besinnen, die aus der Geschichte und den Traditionen 
dieser Länder herrühren. Das Diktat des Zentralismus mit seinen ortsfernen Entscheidungen 
und die Auszehrung des übrigen Landes finden endlich ihr Ende. Und, so will es der Eini-
gungsvertrag, das geeinte Berlin wird Hauptstadt Deutschlands sein. 
Mit der Einheit in Freiheit wird Wirklichkeit, was viele kaum mehr für möglich hielten. Die 
40jährige Teilung unseres Landes ist überwunden.<< 
Der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik im Jahre 1990 
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag: "Tag der deutschen Einheit".  
Gemäß Einigungsvertrag vom 31.08.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bundes-
republik Deutschland, obgleich man die neuen Länder der Deutschen Demokratischen Repu-
blik erst am 14. Oktober 1990 bildete!!!  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR gehörten die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 

Abb. 86 (x175/835): Wiedervereinigungsfeier vor dem Deutschen Reichstag in Berlin am 3. 
Oktober 1990 
 
Die BRD und die DDR waren nie souveräne Staaten  
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren bis zum 
Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" keine souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich 
völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es handelte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der 
alliierten Siegermächte, aber um keine Staaten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten 
nicht über die klassischen Merkmale eines Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt. 
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
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völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. 
Bei der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik handelte es sich lediglich um die von den alliierten Siegermächten 
planmäßig angeordnete Vereinigung von zwei ehemaligen Besatzungszonen der Siegermächte 
des Zweiten Weltkrieges bzw. von zwei unsouveränen, abhängigen Staatsgebilden.  
Die von den Siegermächten gegründete BRD und die DDR waren nie souveräne Staaten. In 
der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten die Interessen des deutschen 
Volkes nie souverän vertreten.  
Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge (Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU) sowie der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vor-
gaben der alliierten Siegermächte. Insofern waren alle bisher durchgeführten Wahlen in der 
BRD (wie auch in der DDR) überflüssige Pseudowahlen.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
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Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag  
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die offizielle Souveränität der Bundesre-
publik Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) 
übernahm jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertra-
ges von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deut-
schen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Gemäß Bundesgesetzblatt Teil II, Seite 1386 
ff. vom 8. Oktober 1990 wurden durch den Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" jeden-
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falls zahlreiche Punkte des Überleitungsvertrages von 1954 nicht verändert. 
Die diskriminierenden Feindstaatenklauseln (Artikel 53 und 107) der UN-Charta wurden 
ebenfalls ignoriert und nicht gestrichen.  
Der völkerrechtliche Status Ostdeutschlands (deutsche Ostgebiete östlich der Oder und Neiße)  
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbestimmungsrecht der 
vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Aufgrund des aktuellen Grund-
gesetzes wurde die Einheit und Freiheit Deutschlands angeblich für das gesamte deutsche 
Volk vollendet. Der "Verzicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ost-
deutschland bzw. deutsche Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße - war außerdem gemäß 
Artikel 25 Grundgesetz jedoch völkerrechtswidrig und deshalb ungültig und nichtig. 
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. 
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festge-
setzten Grenzen außerdem auch indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibun-
gen, legalisierte kollektive Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwor-
tete Verbrechen gegen die Menschlichkeit.  
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautet wie folgt (x890/...):  
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Hans Werner Bracht, deutscher Jurist und Prof. für öffentliches Recht, schrieb später in einem 
Gutachten über die völkerrechtlichen Konsequenzen des sog. "Zwei-plus-Vier-Vertrages" 
vom 12. September 1990 (x800/...): >>... 2. Der Einigungsvertrag zwischen der "Bundesrepu-
blik Deutschland" und der "DDR" vom 6. September 1990 hat in Artikel 4, Ziffer 2 den Arti-
kel 23 des Grundgesetzes aufgehoben.  
Daher gilt nach gegenwärtigem bundesdeutschem Staatsrecht nicht mehr: "Das Grundgesetz 
ist nach dem Beitritt anderer Teile Deutschlands in diesen Teilen in Kraft zu setzen." Diese 
Aufhebung war staatsrechtlich rechtswidrig, da nicht alle Teile Deutschlands, wie z.B. Ost-
deutschland jenseits von Oder und Neiße, dem Grundgesetz beigetreten sind. 
3. Von der Bundesregierung ist dafür als Begründung angegeben worden, daß die Wiederver-
einigung Deutschlands mit dem Beitritt der DDR zum Grundgesetz vollzogen sei und daher 
kein weiteres Gebiet in Europa mehr der Bundesrepublik beitreten könne.  
Damit hat die Bundesregierung freilich indirekt auf Ostdeutschland jenseits der Oder und 
Neiße verzichtet - Das eigentliche Ostdeutschland ist niemals Mitteldeutschland, wie dieses 
heute genannt wird. - Und das obwohl zu diesem Zeitpunkt noch keine gesamtdeutsche Regie-
rung und auch kein gesamtdeutscher Gesetzgeber bestand und daher eine solche Abtretung 
staatsrechtlich irrelevant ist, zumal ja auch die Bundesrepublik Deutschland nicht identisch 
mit dem Deutschen Reich war und ist, das nach wie vor besteht.  
Zu einer völkerrechtlich gültigen Abtretung fehlt ihr daher jede Rechtsgrundlage: Ich kann 
und darf nicht rechtsgültig das Grundstück meines Nachbarn an Fremde abtreten.  
Das wäre rechtsunwirksam. 
4. 4. Noch deutlicher als im Einigungsvertrag kommt diese gewollte Abtretung im "Vertrag 
über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland", im sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag, 
zum Ausdruck, der am 12. September 1990 von der Bundesrepublik Deutschland, der DDR 
und den vier Hauptsiegermächten in Moskau abgeschlossen wurde.  
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In Artikel 1 dieses Vertrages wird auf jeden künftigen Gebietsanspruch Deutschlands anderen 
Mächten gegenüber verzichtet, ohne daß dafür eine Rechtsgrundlage welcher Art auch immer 
für die Bundesrepublik Deutschland vorhanden war.  
In diesem Artikel werden auch die deutschen Ostgebiete nicht mehr als deutsches Staatsgebiet 
aufgeführt. 
5. 5. Trotz dieser entscheidend deutlichen Völkerrechtsgrundlage muß die Bundesrepublik 
Deutschland aber in jedem Fall Artikel 20 Absatz 3 des Grundgesetzes berücksichtigen.  
Zu diesem dort genannten Recht gehört auch das Völkerrecht nach Artikel 25 Grundgesetz das 
nach dieser Bestimmung sogar dem Bundesrecht im Rang vorgeht. … 
10. 10. … 
Die deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße sind zweifellos annektiert worden. Ei-
ne solche Annexion soll durch den Grenzanerkennungsvertrag mit Polen vom 14. November 
1990 durch dessen folgende Ratifikation abgeschlossen werden und "Recht" begründen.  
Entsprechend verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland auch in Artikel 2 des deutsch-
sowjetischen Vertrages über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit vom 9. 
November 1990, künftig keine Gebietsansprüche künftig mehr gelten zu machen. 
Eine solche Annexion ist aber niemals ein völkerrechtlicher Grund für einen dauerhaften Er-
werb aller deutschen Ostgebiete durch die polnische und sowjetische Annexion und Okkupa-
tion. 
11. 11. Jede Vereinbarung, die die von Polen und der Sowjetunion annektierten deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße betrifft, ist somit zunächst in diesen beiden Punkten 
eine Verletzung von Artikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention. Rechtsfolge könnte 
daher von jeder Bundesregierung, die der jetzigen folgt, den Okkupationsmächten gegenüber 
geltend gemacht werden.  
Daher kann eine solche Vereinbarung nicht dem Frieden in Europa auf Dauer dienen. Denn 
dieser völkerrechtlich begründete Rechtsanspruch nach der UNO-Konvention vom 22. No-
vember 1967 ist unverjährbar und unverzichtbar nach Artikel 8, Abs. 4 der Genfer Konventi-
on von 1949. Die Geltendmachung solcher Ansprüche gegen Polen und Rußland ist völker-
rechtlich daher jederzeit zulässig. 
12. 12. Darüber hinaus ergibt sich ebenfalls aus dem allgemeinen Recht der internationalen 
Verträge ein weiterer Rechtsgrund, dessen Nichtbeachtung gleichfalls zur Nichtigkeit im Sin-
ne von Artikel 57 der Wiener Vertragskonvention von jeder entsprechenden völkerrechtlichen 
Vereinbarung führt, mit der die Bundesrepublik Deutschland die von Polen und der Sowjet-
union annektierten Gebiete des Deutschen Reiches jenseits von Oder und Neiße an die beiden 
Okkupationsmächte abtreten wollte und würde.  
Wenn ein solcher Abtretungsvertrag völkerrechtswirksam sein sollte, muß die Bundesrepublik 
Deutschland vorerst einmal über die abzutretenden Gebiete auch völkerrechtlich überhaupt 
abtretungs- und damit verfügungsberechtigt gewesen sein.  
Das war jedoch zu keinem Zeitpunkt jemals der Fall, denn das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erstreckte sich nie über Ostdeutschland jenseits von Oder und Neiße. 
13. 13. Denn unstreitig ist die Bundesrepublik Deutschland jedenfalls vor der Annexion der 
deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße über diese Gebiete schon damals nicht völ-
kerrechtlich befugt gewesen, weil sie zum Zeitpunkt der Annexion gar nicht bestand.  
Sie ist aber auch nachträglich nicht völkerrechtlich verfügungsberechtigt geworden.  
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes in dieser Sache über den 
Fortbestand des Deutschen Reiches, das als solches allein völkerrechtlich verfügungsberech-
tigt über seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße ist, ist es auch bis heute nicht unterge-
gangen. Doch ist es als solches auch heute noch nicht einmal völkerrechtlich handlungsfähig. 
... 
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Die Wiedervereinigung hat durch Einigungsvertrag nämlich ebenso wie durch den Zwei-plus-
Vier-Vertrag ausdrücklich nur für Westdeutschland und Mitteldeutschland stattgefunden.  
Auch der Untergang des Deutschen Reiches ist bisher noch durch kein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes bestätigt worden.  
Für seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße bleibt daher auch allein das Deutsche Reich 
verfügungsberechtigt. Doch ist es völkerrechtlich nicht handlungsfähig und kann daher schon 
aus diesem Rechtsgrund kein Gebiet völkerrechtlich zulässig abtreten. 
15. 15. Demzufolge hat die Bundesrepublik Deutschland mit dem deutsch-polnischen "Grenz-
anerkennungsvertrag" vom 14. November 1990 deutsche Gebiete abgetreten, die abzutreten 
sie weder staats- noch völkerrechtlich die Möglichkeit und daher auch nicht die Befugnis hat-
te, da sie niemals die Territorialgewalt über diese Ostgebiete ausübte.  
Die Wiener Vertragsrechtskonvention kennt zwar keine ausdrückliche Bestimmung, wonach 
ein Vertrag, der eine unmögliche Leistung zum Gegenstand hat, nichtig ist. Doch gilt auch 
hier der alte Rechtssatz: Es gibt keine Verpflichtung zu etwas Unmöglichem. Dieser allge-
meine Rechtssatz ist sicherlich zwingende Norm des Völkerrechts.  
Daher ist der Vertrag vom 14. November 1990, der Ostdeutschland an Polen abtritt, nach Ar-
tikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention nichtig, weil er eine Leistung verspricht, die 
keiner der Beteiligten erbringen kann.  
a) Die Bundesrepublik Deutschland nicht, weil sie über dieses Gebiet völkerrechtlich nicht 
verfügungsberechtigt ist.  
b) Das Deutsche Reich nicht, weil es zwar die Territorialhoheit über seine Ostgebiete hatte 
und daher insoweit völkerrechtlich auch verfügungsberechtigt gewesen wäre, es aber zur Zeit 
nicht kann, weil es völkerrechtlich nicht handlungsfähig ist. ... 
Solange das Deutsche Reich noch besteht, kann die Bundesrepublik Deutschland nicht auf 
Ansprüche verzichten, Gebiete von den Okkupationsmächten zurückzubekommen, über die 
jedenfalls die Bundesrepublik Deutschland niemals verfügungsberechtigt war, da sie darüber 
niemals irgendeine Territorialgewalt hatte. Und die dazu noch völkerrechtwidrig erlangt wur-
de.  
Auch eine solche Nichtigkeit kann daher jede zukünftige Bundesregierung zu jeder Zeit gegen 
eine polnische und russische und litauische Okkupationsmacht geltend machen. 
20. Außerdem besteht bis heute noch kein Friedensvertrag mit Deutschland, da entgegen einer 
weit verbreiteten Meinung der sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag noch kein solcher Friedensvertrag 
ist: Er wurde nämlich nicht von Deutschland, sondern nur von der Bundesrepublik Deutsch-
land unterschrieben.  
Das ist aber noch nicht Deutschland, sondern nur ein Teil Deutschlands. Ein Teil kann aber 
nicht für das ganze Deutschland unterschreiben, wenn er dazu gar keine ausdrückliche Voll-
macht hat.  
"Nichts ist geregelt, was nicht auch gerecht geregelt wurde" (Abraham Lincoln).<< 
Der deutsche Staats- und Völkerrechtler Dieter Blumenwitz schrieb später über den sog. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" (x151/56): >>... Die Vorgaben für die 2+4-Verhandlungen lauteten: 
"Kein Friedensvertrag, sondern eine völkerrechtlich verbindliche Regelung über die äußeren 
Aspekte der Herstellung der deutschen Vereinigung". ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den sog. "Zwei-plus-Vier-
Vertrag" (x283/249): >>... Mit dem Fall der Mauer war das Ende der Spaltung zum Greifen 
nahe, aber ohne die Bestätigung aus Moskau nicht erreichbar. Dort war man grundsätzlich zu 
einer Zustimmung bereit, allerdings unter der Bedingung, daß Gesamtdeutschland neutral sei. 
Eine Mitgliedschaft in der NATO wurde zunächst nicht akzeptiert. Es bedurfte langer zäher 
Verhandlungen und erheblicher materieller Zuwendungen, deren Höhe – angeblich 8 Milliar-
den - sowohl Gorbatschow als auch Helmut Kohl in ihren Memoiren schamhaft verschweigen, 
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bis endlich am 12. September 1990 der Zwei-plus-Vier-Vertrag unterzeichnet und die West-
bindung der erweiterten Bundesrepublik anerkannt und dingfest war.<< 
Am 2. Dezember 1990 gewann die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition 
die gesamtdeutsche Wahl.  
Bei der vorgezogenen 12. Bundestagswahl erhielten die Parteien folgende Wählerstimmen 
(x089/82): >>CDU/CSU = 43,8 %, SPD = 33,5 %, FDP = 11,0 %, Grüne (West) = 3,9 %, 
Bündnis 90/Grüne (Ost) = 1,2 %, PDS = 2,4 %, Sonstige = 4,2 %.<< 
Nach seiner Wiederwahl bildete Bundeskanzler Helmut Kohl eine Koalitionsregierung aus 
CDU/CSU und FDP.  
Am 21. Dezember 1991 gründeten elf von 15 Sowjetrepubliken in Alma Ata die Gemein-
schaft unabhängiger Staaten und lösten damit nach 69 Jahren die Sowjetunion auf (x175/850). 
Der letzte sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow trat am 25. Dezember 
1991 von seinem Amt zurück. 
Die "Thüringer Allgemeine" berichtete am 29. August 1992: >>Die Wismut – der dritt-
größte Strahlenschaden der Geschichte 
Radioaktive Abfälle der Uranproduktion bleiben Milliarden Jahre gefährlich  
Die ehemalige DDR war einer der größten Uranproduzenten der Welt. Das ist inzwischen be-
kannt. Welche Schäden dieser jahrzehntelange Raubbau an der Natur verursacht hat und wel-
chen Gefahren die Bewohner der Wismut-Region ausgesetzt sind, wird jetzt erst langsam of-
fensichtlich. ... 
Die Sanierung der gesamten Wismut-Region wird bis ins nächste Jahrtausend dauern. Exper-
tenschätzungen zu den Kosten haben sich bei rund 15 Milliarden Mark eingependelt. Zur Zeit 
wird neben zaghaften Sanierungsversuchen, erst einmal festgestellt, welche Flächen überhaupt 
belastet sind. Die Wismut hat bereits Teile eines Umweltkatasters für ihre Flächen vorgestellt. 
Das Bundesamt für Strahlenschutz erarbeitet ein Altlastenkataster für Flächen, die seit 1962 
nicht mehr zur Wismut gehören. Dafür steht 1992 gerade eine Million Mark zur Verfügung.  
Unabhängig von diesen Meßergebnissen sehen Arbeitsmediziner schon heute die Wismut-
Region, was die Zahl der Geschädigten angeht, nach Hiroshima und Tschernobyl als den drit-
ten Strahlenschaden der Welt.<< 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 20. Januar 1993: >>6,8 Milliarden weg 
Die Bundesregierung bringt ein neues Gesetz auf den Weg, das Verfolgung und Betrug bei der 
Währungsunion vereinfacht. Ermittlungen laufen gegen 10.000 Firmen und Bürger: DDR-
Guthaben z.B. über DDR-Strohmänner 2:1 statt der erlaubten 3:1 in Mark getauscht zu haben.  
Schaden: mindestens 6,8 Milliarden DM.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. August 1994: >>"Russen hinter-
lassen teure Altlasten" 
Die Beseitigung der von den russischen Truppen in Deutschland hinterlassenen Altlasten wird 
nach Ansicht des Umweltbundesamtes Kosten in Milliardenhöhe verursachen. ... Auf den bis-
her untersuchten 925 geräumten Liegenschaften seien 27.000 ökologisch belastete Verdachts-
flächen gefunden worden. Auf mehr als 3.000 Flächen seien Sofortmaßnahmen erforderlich, 
um akute Gefahren für Menschen zu verhindern. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. September 1994: >>Die Russen 
gehen 
... 49 Jahre nach dem Einmarsch der Roten Armee verlassen die Russen Berlin. ...  
Respekt verlangt vor allem der fast reibungslose Ablauf der neben dem Golfkrieg größten Mi-
litäroperation der vergangenen Jahre. Mehr als 500.000 Menschen und 5.000 Panzer wurden 
ohne größere Zwischenfälle abgezogen.  
... Tatsächlich hat Bonn das Entgegenkommen Moskaus großzügig belohnt: Mehr als 14 Mil-
liarden Mark flossen seit 1990 nach Osten, ohne das immer genau klar wurde, wo das Geld 
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landete. Immerhin wurden auch Wohnungen für die heimkehrenden Soldaten gebaut. Nun 
fürchtet Moskau, seinen letzten Trumpf ausgespielt zu haben. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die deut-
sche Großzügigkeiten gegenüber Osteuropa (x268/216): >>An die Staaten des ehemaligen 
Ostblocks sind aus der Bundeskasse nach der Wiedervereinigung über 150 Milliarden Mark 
geflossen, dafür über 100 Milliarden an Rußland und die anderen GUS-Staaten. Trotz einer 
bedrohlichen Staatsverschuldung haben die deutschen Politiker immer noch die Spendierho-
sen an: 
Im April 2002 erließ Berlin 4,5 Milliarden Euro russischer Schulden aus dem DDR-Handel, 
und seit 2003 beteiligt es sich mit bis zu 1,5 Milliarden an der Entsorgung russischer Atom-U-
Boote. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 10. Mai 1996: >>Karlsruhe beendet 
Streit um die SBZ-Bodenreform 
Enteignungen zwischen 1945 und 1949 bleiben bestehen / Betroffene rügen "Anschlag auf 
den Rechtsstaat"  
Das Bundesverfassungsgericht hat einen Schlußstrich unter den Streit um die Bodenreform 
gezogen: Enteignungen zwischen 1945 und 1949 in der sowjetischen Besatzungszone bleiben 
unumkehrbar, neue juristische Vorstöße dagegen sind zwecklos. ... 
Die Bundesregierung hatte argumentiert, die Unumkehrbarkeit der Enteignungen von 1949 sei 
von der Moskauer Seite zur Bedingung gemacht worden. Dieser Darlegung folgend, hatte das 
Gericht die Ungleichbehandlung gegenüber den nach 1949 Enteigneten für rechtmäßig erklärt.  
Nach Auflösung der Sowjetunion hatte jedoch der frühere UdSSR-Präsident Michail Gorbat-
schow Interviewäußerungen gemacht, wonach es ihm seinerzeit auf die Unumkehrbarkeit 
nicht ankam. ... 
Zustimmung kam am Donnerstag von der SPD und den Grünen in Bonn ... Werner Schulz, 
Grüne, sagte, niemand könne ein halbes Jahrhundert rückabwickeln. 
Die Betroffenen zeigten sich empört. ... Die nachträgliche Anerkennung der Bodenreform sei 
"ein Anschlag auf den Rechtsstaat". ...<< 
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (x346/8): >>… Von Kon-
rad Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der CIA.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 8. Januar 2000 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 deutscher Bundeskanzler (x887/...): >>Der 
Sumpf wird immer tiefer 
Elf-Aquitaine, Panzer, Parteispenden: Wer blickt da noch durch? 
Die Parteispenden-Affäre wird immer unübersichtlicher. Inzwischen droht die Diskussion in 
Einzelheiten zu versickern. Immer weniger wird darüber gesprochen, worum es eigentlich 
geht: um das "System Kohl" und seine Finanzierung. 
Der damalige CDU-Parteichef hatte jahrelang "Schwarze Kassen" angelegt. War in irgendei-
nem CDU-Landesverband Not am Mann, dann konnte "unbürokratisch", wie es so schön hieß, 
geholfen werden. … 
In diesem Zusammenhang weisen Beobachter immer wieder auf die Leuna-Affäre hin. Hier 
hatte der per Haftbefehl gesuchte französische Geschäftsmann André Guelfi laut "Die Zeit" 
erklärt, es seien über seine Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeutschen 
Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen Mark an 
"deutsche Parteien" geflossen. Inzwischen verdichten sich Hinweise, daß die Regierung Kohl 
dem Investorenkonsortium von Elf-Aquitaine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen 
versprochen hat. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Januar 2000: >>Eine Europa-
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Verbindung in ganz neuem Licht 
Selbst … Mitterands Widerstand gegen die deutsche Vereinigung konnte seine Freundschaft 
zu Helmut Kohl nicht trüben. Die beiden Politiker, die 14 beziehungsweise 16 Jahre an der 
Spitze ihres jeweiligen Landes standen, verband eine enge Beziehung. Ging die Freundschaft 
so weit, daß der damalige französische Staatspräsident Kohl 1994 seine Wiederwahl zum 
Kanzler sichern wollte? Entsprechende Berichte der ARD und France 2 machen in Frankreich 
Schlagzeilen. Offiziell allerdings heißt es in Paris:  
Kein Kommentar. 
Den beiden Fernsehanstalten zufolge soll Mitterand persönlich angeordnet haben, der CDU 
über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zukommen zu lassen - die Rede ist von 30 Millionen 
Mark. Ein Vertrauter des 1996 gestorbenen ehemaligen Präsidenten wird mit den Worten zi-
tiert, es habe sich dabei ausdrücklich um CDU-Wahlkampfhilfe gehandelt, "für Europa".  
Tatsächlich zogen Kohl und Mitterand vor allem, wenn es um europäische Fragen ging, an 
einem Strang. Sie bildeten den sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU 
und lancierten die Einführung einer gemeinsamen Währung, die schließlich 1991 im Maa-
stricht-Vertrag beschlossen wurde. ... 
Aus Pariser Justizkreisen verlautete, bislang gebe es keinerlei Hinweise auf verdeckte Wahl-
kampfhilfe für die CDU via Elf-Aquitaine. Der frühere staatliche Ölkonzern ist in diverse 
Korruptionsskandale verwickelt; es wurden bereits mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die beiden für das Elf-Dossier zuständigen Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky beschäftigen sich seit 1997 auch mit dem Leuna-Geschäft – in diesem Zusam-
menhang soll das Geld an die CDU weitergeleitet worden sein. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. Januar 2000: >>"Elf-Konzern 
schmierte deutsche Politiker" 
Mehr als 105 Personen, darunter mindestens 2 hochrangige deutsche Politiker, sind 1992 nach 
einem Bericht der französischen Zeitung "Le Monde" aus schwarzen Kassen des französi-
schen Ölkonzerns Elf Aquitaine finanziert worden. Unter den Begünstigen sollen der Zeitung 
zufolge auch der ehemalige FDP-Wirtschaftsminister Hans Friedrichs und die frühere Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bundesverteidigungsministerium, Agnes Hürland-Büning, 
gewesen sein. Die Zahlungen seien alle im Zusammenhang mit den Verkaufsverhandlungen 
zwischen Elf Aquitaine und der ostdeutschen Leuna-Raffinerie erfolgt.<<  
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): >>Ein 
unterschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete.  
Fortan stand sie im System Kohl für die Ost- und Frauenquote. Erst Schäuble erweckte die in 
der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und beförderte sie, nachdem er 
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den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalsekretärin. Eloquent ging Frau 
Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im Dezember verabschiedeten 
Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU homosexuelle Lebensgemein-
schaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin.  
Mit Schäubles Ankündigung, sich aus der politischen Führungsebene zurückzuziehen, schlug 
Frau Merkels eigentliche Stunde. Beim Bemühen, den Chefsessel zu übernehmen, kam ihr 
nicht nur das eigene Geschick zugute: Auch die vehementen Ausfälle der bayerischen Schwe-
sterpartei CSU, die vor einem Linksruck durch Merkel warnte, sorgten für Solidarisierungsef-
fekte. Ihr eigentlicher Widersacher Volker Rühe war nicht besonders ernst zu nehmen, er ver-
fügte in der Partei kaum über Rückhalt, und sein eigener Landesverband Hamburg sprach sich 
als erster für Frau Merkel aus.  
Auf einem Geheimtreffen im Lübecker Rathauskeller kurz vor der schleswig-holsteinischen 
Landtagswahl waren sich CSU-Chef Edmund Stoiber, Schäuble und Rühe schnell einig, daß 
Rühe keine Chance hätte, die parteiinterne Auseinandersetzung zu gewinnen. Wenige Tage 
später teilte Rühe seinen Verzicht mit. Doch die Herrenrunde fand keine Alternative. Die in 
Frage kommenden Ministerpräsidenten Bernhard Vogel – Thüringen - und Kurt Biedenkopf – 
Sachsen - wollen nicht in einen personellen Wettbewerb gehen. Da Frau Merkel intern jedoch 
auf einer Kandidatur beharrt, will niemand gegen sie antreten. Die alten Herren der CDU ha-
ben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid 
zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte von 
250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer Frie-
densstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Der SPD-Politiker Oskar Lafontaine (seit 2005 Parteimitglied der "Linken") berichtete am 6. 
Januar 2003 in der BILD-Zeitung (x353/76): >>… Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist 
Deutschland immer beteiligt, weil es der Flugzeugträger der USA in Europa ist. Wir sind kein 
souveräner Staat. Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. April 2004 (x887/...): 
>>Auf dem Weg zu einer "DDR light"? 
Der im Oktober 2003 verstorbene Soziologe Erwin K. Scheuch hatte noch wenige Tage vor 
seinem Tod in einem Zeitungsinterview davon gesprochen, daß "in der SPD den Linksextre-
men die Kultur 'zum Fraß vorgeworfen' wird, weil man damit hofft, Handlungsspielraum für 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik zu gewinnen". Der "Antifaschismus" werde benutzt als 
"Ablenkungsmanöver für die Linken", damit man "wirtschaftlich und sozial 'rechte' Politik 
machen" könne. ... 
Instrumentalisierter Antifaschismus war schon als Aushängeschild und Drohgebärde unver-
zichtbar für das DDR-Regime. Sind nun im wiedervereinigten Deutschland an die Stelle der 
im SED-Staat alles beherrschenden "Sieger der Geschichte" heute die fast ebenso einflußrei-
chen "politisch korrekten" Gutmenschen getreten? ... 
Wer heute eine "rechte" Position bekämpft, muß sich - ebenso wie dereinst in der DDR - da-
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mit nicht inhaltlich auseinandergesetzt haben, braucht weder Sekundärliteratur noch Quellen, 
sondern muß nur allgemeines Einverständnis mit den "Anständigen" und "Gutwilligen", nur 
seine "Betroffenheit" signalisieren. Im Unterschied allerdings zu den Zeiten der organisierten 
Antifa-Aufmärsche der SED-Ära geschieht heute die fröhliche Hatz auf "Rechte" völlig frei-
willig. ... 
Jedem im konservativen Lager Stehenden hätte eine gewalttätige Vergangenheit wie die des 
Joschka Fischer politisch das Genick gebrochen. Ideologische Jugendsünden werden eben nur 
dann verziehen, wenn sie aus der linken Ecke kamen. Sympathisantentum ist nur dann "in", 
wenn es Marx und Lenin, Mao und Ho Chi Minh galt.  
Argumente, daß Grenzen zwischen Opfern und Tätern oft fließend seien - besonders in Dikta-
turen, daß man alles in seiner historischen Bedingtheit sehen müsse und jeder ein Kind seiner 
Zeit und seiner Umwelt sei und daß deshalb Pauschalisierungen stets problematisch seien - 
solche Argumente kann sich zwar jeder Russe zugute halten bezüglich der sieben Jahrzehnte 
unter Lenin, Stalin, Breschnew und Konsorten, sie gelten jedoch nicht für die Deutschen im 
21. Jahrhundert bezüglich der zwölf Jahre des Tausendjährigen Reiches.  
Deshalb muß noch immer "bewältigt" werden, müssen wir auch fast sechs Jahrzehnte nach 
Kriegsende noch immer die potentiellen "willigen Vollstrecker" … als TV-Serien-Monster zur 
Abschreckung vorgeführt bekommen - und sei es bis zum Erbrechen! Unter der "Moralkeule" 
des Holocaust muß sich jede neue Generation immer wieder erneut als zur Erbsünde ver-
dammtes Volk fühlen. 
Kann es da noch verwundern, daß auch die CDU/CSU - unter dem permanenten medialen 
Druck stehend, die letzten "alten Zöpfe" doch endlich abzuschneiden und endlich "moderner" 
zu werden - in panischer Angst lebt, in den Verdacht des "Rechtsextremismus" zu geraten, 
und immer "zeitgeistschnittiger" wird? Nachdem die Parteiführung in der Abtreibungsdebatte 
schon längst die Segel gestrichen hat, läßt sie nun auch die Homo-Ehe unangetastet, schreibt 
klammheimlich das christliche Ehe- und Familienbild ab, akzeptiert Deutschland als Einwan-
derungsland. 
Typisch insbesondere ihr Umgang mit Parteifreunden wie Philipp Jenninger, Steffen Heit-
mann oder Martin Hohmann, aber auch die von ihr selbst angeregten und schnell wieder ab-
gewürgten Debatten über Doppelstaatsbürgerschaft, Leitkultur oder Patriotismus. Bei all dem 
folgt sie nicht nur den Vorgaben des linken Medienkartells, sondern auch den beiden Kirchen, 
die "mit heraushängender Zunge atemlos japsend der Zeit hinterherlaufen", wie seinerzeit 
schon Kurt Tucholsky erkannte. 
Der englische Bestseller-Autor Frederick Forsythe schrieb hierüber im Juni 2000 einen Brief 
an den CDU-Politiker Erwin Teufel. Forsythe nannte die "Political Correctness" in Deutsch-
land eine "neue und absurde Religion, die die Herrschaft in Ihrem Vaterland, Herr Minister-
präsident, übernommen zu haben scheint".  
Und an anderer Stelle: "Ein bedeutender britischer Konservativer sagte einst zu einem politi-
schen Gegner: 'Mein Herr, ich lehne alles ab, was Sie sagen, aber ich würde bis zum Tode für 
Ihr Recht kämpfen, es sagen zu dürfen.'  
Die PC-Fanatiker haben das ins Gegenteil verkehrt: 'Ich lehne alles ab, was Sie sagen, und ich 
werde bis zu Ihrem beruflichen und politischen Tod kämpfen, wenn Sie auch nur versuchen 
sollten, es zu sagen.'  
Das ist, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, der Grund, warum ich heutzutage beunruhigt 
bin, wenn ich nach Deutschland komme. Statt lebendiger und offener Debatte gibt es hier nur 
Friedhofsruhe." 
Kann es da noch verwundern, daß manche schon davon sprechen, die Bundesrepublik des 21. 
Jahrhunderts nähere sich einer "DDR light" an?<< 
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Der deutsche Offizier Günter Kießling, von 1982-1983 Befehlshaber der Nato-Landstreit-
kräfte, schrieb am 1. Oktober 2005 in der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" 
(x887/...): >>Ohne Rückbesinnung ist Deutschland verloren 
Der 3. Oktober - Von den preußischen Tugenden und dem Problem der "inneren Einheit" … 
Der Mensch lebt nicht vom Brot allein, sondern von der Integration in die Gemeinschaft! 
Aber die Deutschen wollen kein "Volk" mehr sein, keine Gemeinschaft, sondern lieber "Ge-
sellschaft". Obwohl sie in Festtagsreden ihr Grundgesetz preisen, das sich auf das "deutsche 
Volk" bezieht, von der Gesellschaft ist da nicht die Rede! … 
Diese ausgeprägte Abkehr der breiten deutschen Öffentlichkeit von allem, was mit Preußen zu 
tun hat, läßt sich - grob vereinfacht - auf zwei Ursachen zurückführen. Zum einen ist da die 
aus der Kriegs- und Nachkriegszeit herrührende offizielle Verteufelung Preußens durch die 
vier Hauptsiegermächte, die schließlich in dem Kontrollratsgesetz Nr. 27 vom 25. Februar 
1947 gipfelte, mit dem die Auflösung des preußischen Staates verfügt wurde. Und die schließ-
lich fast zur heute vorherrschenden Political Correctness gehört. 
Zum anderen jedoch - und das wird wenig bedacht - sind es ausgerechnet die preußischen Tu-
genden, die zwar gelegentlich noch in Sonntagsreden erwähnt werden, aber eigentlich genau 
für das stehen, was diese westdeutsche Gesellschaft nicht sein wollte - und nach der Wieder-
vereinigung auch die neu gesamtdeutsche Gesellschaft nicht sein will. 
Schon sind sich die meisten gar nicht mehr bewußt, was es mit preußischen Tugenden auf sich 
hat, es interessiert auch kaum. Da geht es um: Bescheidenheit, Demut, Dienstbereitschaft, 
Disziplin, Gemeinsinn, Genauigkeit, Kameradschaft, Opferbereitschaft, Ordnung, Pflichtbe-
wußtsein, Rechtsstaatlichkeit, Sparsamkeit, Toleranz, vor allem aber Gottesfurcht. Mit diesen 
Tugenden ist Preußen groß geworden. Sie sind Inbegriff einer Staatsidee, gegen alle Widrig-
keiten aus eigener Kraft, durch gemeinsame Anstrengung und Opferbereitschaft dieses neu 
gegründete Königreich zum Erfolg zu bringen.  
Aber gerade einen solchen Saat wollte man ja nach 1945 nicht mehr - weder die Siegermächte 
noch die sich neu formierende westdeutsche Gesellschaft. Dennoch, man benötigte fleißige, 
die Trümmer beseitigende, die Wirtschaft aufbauende Deutsche, gar ein Wirtschaftswunder. 
Aber man wollte partout keine deutsche Nation, keine Gemeinschaft, schon gar nicht eine sol-
che, die etwa nur Gott fürchtete. Nein, sie sollte sich eher vor sich selbst fürchten. Dazu wur-
de den Deutschen permanent vorgehalten, was alles - so wörtlich - "im deutschen Namen" 
geschah. 
Die neu formierte deutsche Gesellschaft sollte fett und impotent sein, eine wahre Wohlstands- 
und Freizeitgesellschaft. Das wurde sie dann auch. Und diese Gesellschaft hatte völlig ver-
drängt, daß auch ihr der einzigartige Wiederaufbau und damit auch der Weg zu jenem neuen 
Wohlstand im wesentlichen mit Hilfe der verpönten preußischen Tugenden gelang. Aber die 
Segnungen des Wirtschaftswunders wurden den Deutschen schließlich zum Verhängnis. Sind 
sie doch dem Tanz um das goldene Kalb erlegen. … 
Man will Spaß und Freude haben, das Leben genießen, von der Vergangenheit nichts wissen - 
und von der Zukunft allenfalls, soweit man selbst davon betroffen ist, so durch die Sorge für 
die eigenen Kinder - so man denn überhaupt Kinder in die Welt setzt. Am stärksten ausge-
prägt ist die Abkehr von allem, was mit Militär zu tun hat. Wenn man sich schon den Heraus-
forderungen der äußeren Sicherheit gar nicht entziehen kann, dann am liebsten durch einen 
finanziellen "Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung", deren Organisation sogenannten 
"Schutzmächten" überantwortet werden soll. 
In unserer "Zivilgesellschaft" ist kein Platz für das Vaterland, schon gar nicht für Vaterlands-
liebe. … 
Mag dies genügen, um unsere bundesdeutsche "Gesellschaft" zu skizzieren, die kein Volk 
mehr sein will. Und von einer derartigen Gesellschaft wird nun plötzlich "Gemeinsinn" einge-
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fordert, materielle Einschränkungen zu akzeptieren, um die drohende Gefahr eines weiteren 
wirtschaftlichen Niedergangs abzuwehren. Da erinnert man sich mitunter gar der preußischen 
Tugenden. Die seit den 60er Jahren immer deutlicher werdende Abkehr von ihnen wurde am 
deutlichsten, als man sie als "Sekundärtugenden" verhöhnte und kritisierte. 
Wenn wir auch immer noch dazu neigen, unsere derzeit verheerende Lage zu beschönigen, 
wir müssen zur Einsicht kommen, daß wir eine "Notgemeinschaft" geworden sind. Das könnte 
hilfreich sein. Denn in der Not, da stehen die Deutschen noch am ehesten zusammen. Da 
könnten sie zur Besinnung kommen. … 
Führung ist auch in der Demokratie unverzichtbar. Diejenigen, die zur Führung berufen sind, 
bedürfen der Auswahl und der Ausbildung. 
Dabei gilt es, sich wieder auf die preußischen Tugenden zu besinnen. An ihnen läßt sich eine 
nationale Elite ausmachen. Auch dieser Begriff wurde mit unserem Umsturz nach 1945 ver-
dammt - und damit auch das Problem der Elitebildung. Geistige Führung ist nicht möglich 
ohne Eliten. 
Das Problem der Elitebildung setzt Besinnung darauf voraus, daß Eliten sich nicht im Können 
erschöpfen, sondern in ihrem Bezug auf das Ganze. Dieses Ganze ist immer noch die Nation. 
Deshalb sei abschließend folgende Definition gewagt: 
Nationale Eliten sind eine herausgehobene Minderheit stets bezogen auf ein übergeordnetes 
Ganzes, zielbewußt ausgewählt und ausgebildet, um sodann durch persönliche Inpflichtnahme 
kraft Amtes und/oder persönlicher Autorität auf die geistige Grundhaltung des Ganzen Ein-
fluß zu nehmen. Das sollen sie bewirken durch Vorbild in Können und Haltung, in Pflichter-
füllung und Lebensführung.<< 
Der deutsche Journalist Helmut Matthies schrieb am 29. April 2006 in der Wochenzeitung 
"Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Gewinner der Einheit 
DDR-Bürgerrechtler sind vergessen, es lebe die PDS 
Deutschland ist ein seltsames Land. Die jüngsten Wahlen ergaben, daß Rechtsextreme - DVU, 
NPD - eine geringere Rolle denn je spielen. Anstatt sich darüber zu freuen, erklärte der Zen-
tralrat der Juden in Deutschland im Blick auf Sachsen-Anhalt, die etablierten Parteien hätten 
"die Begeisterung für rechtsextremistische Parteien nicht gebrochen".  
Tatsache ist: Die NPD trat gar nicht an. Sie unterstützte die DVU, die aber trotzdem nur 3 
Prozent - 1998 waren es noch 12,9 Prozent! - erhielt. Begeisterung?  
Daß in Sachsen-Anhalt Linksaußen 25,2 Prozent erhielt, ist weder Juden noch Kirchen noch 
Parteien eine Silbe des Bedauerns wert. Und hier liegt das Problem: Während Rechtsaußen 
marginalisiert ist, feiert Linksaußen einen Triumph nach dem anderen. 
Nicht genug damit, daß die PDS-Größen Gregor Gysi und Lothar Bisky von Talkshow zu 
Talkshow gereicht werden, obwohl sie in der SED-Diktatur verantwortliche Positionen inne-
hatten. Jetzt ist eine PDS- beziehungsweise Linkspartei-Frau gar in eines der höchsten Staats-
ämter gewählt worden: Petra Pau wurde eine der Vizepräsidenten des Bundestages. ... 
Sind etwa Mitarbeiter im Unterdrückungssystem nun im demokratischen Deutschland Gewin-
ner der Einheit? Die einstigen Bürgerrechtler sind jedenfalls so gut wie alle aus dem Bundes-
tag verschwunden. ... 
Deutschland hat 6.000 Gedenkstätten, die an das Nazi-Unrecht erinnern. Dagegen gibt es nur 
wenige über die zweite deutsche Diktatur im letzten Jahrhundert. Eine Gedenkstätte, die das 
Leid der Christen, die sich der Diktatur verweigerten, vor dem Vergessen bewahrt, ist nicht 
einmal im Gespräch. ...<<  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 3. Oktober 2010: >>Die erste deutsche Revolu-
tion 
Von Michael Stürmer  
Zwei Umbrüche, die Europa veränderten: Läßt sich die Vereinigung von 1871 mit der Wie-



 19 

dervereinigung von 1989 vergleichen?  
9. November 1989: Die Ostdeutschen konnten ihr Glück kaum fassen; die Westdeutschen 
trauten ihren Augen nicht. Wo gestern noch die Mauer stand für alle Ewigkeit, war heute eine 
Bresche. Jubel herrschte, Tränen der Freude flossen und ein Gefühl der Befreiung breitete sich 
aus, begleitet von der Angst, es könne alles wie im Traum am nächsten Tag vorüber sein. 
In den Staatskanzleien hielt die Politik den Atem an. Von London bis Paris, von Rom bis 
Warschau und Jerusalem herrschten gemischte Gefühle. Dies war vielleicht die finale, jeden-
falls eine gefährliche Krise des Kalten Krieges.  
Und ihre Ergebnisse waren gänzlich offen. Die Sowjetunion wankte und schwankte und hatte 
längst Rückzüge aus vorgeschobenen Positionen in Afrika und Lateinamerika angetreten. 
Rund um den Kaukasus wurde gekämpft; auf dem Balkan begann das blutige Auseinander-
brechen Jugoslawiens; die baltischen Republiken wollten nicht länger Teil des Sowjetimperi-
ums sein. 
Die DDR war immer Schlußstein im Bogen des äußeren Imperiums der Russen gewesen, ge-
sichert durch mehr als 20 Elitedivisionen, Hunderte taktischer Nuklearwaffen und das Kon-
trollnetz des sowjetischen KGB. Wenn das äußere Imperium auseinanderbrach, dann mußte 
das innere Imperium folgen. Würden die Machthaber des Kreml, würde der Geheimdienst in 
der Lubjanka, würde die Generalität das hinnehmen? Wenn Imperien fallen, so die Lehre des 
20. Jahrhunderts, dann tun sie es nicht mit einem Seufzer, sondern mit einem Knall. 
Was den alten Griechen das Orakel von Delphi war, Ratgeber und Wahrheitskünder, war den 
Deutschen und ihren Nachbarn die schwere und vieldeutige Geschichte des 20. Jahrhunderts, 
in ihrer Mitte die Erinnerung an das Reich Bismarcks, an die wilhelminische Großmacht, das 
europäische Desaster von 1914 und den, wie General de Gaulle es nannte, "Dreißigjährigen 
Krieg unseres Jahrhunderts". Deutschland hatte in alldem eine Hauptrolle gespielt und war im 
Kalten Krieg Schauplatz der "Central Front" zwischen amerikanischen und sowjetischen 
Atomwaffen. Am Checkpoint Charlie in Berlins Friedrichstraße hatten einander 1961 nach 
dem Mauerbau die Panzer der USA und der UdSSR gegenübergestanden, Rohr gegen Rohr, 
um die Rechtslage zu klären. 
Nichts davon war an jenem 9. November vergessen. Geschichtskundige zitierten Benjamin 
Disraeli, den britischen Staatsmann, der 1871 im House of Commons im Blick auf den 
deutsch-französischen Krieg ahnungsvoll gesagt hatte: "Dieser Krieg ist eine deutsche Revo-
lution, ein größerer politischer Umbruch als die Französische Revolution des vergangenen 
Jahrhunderts. Ich sage nicht ein Umbruch von gleicher gesellschaftlicher Bedeutung, oder 
größer. Was die sozialen Konsequenzen angeht, die liegen in der Zukunft ... Jede diplomati-
sche Tradition ist weggefegt. Das Gleichgewicht der Macht ist vollständig zerstört." 
Disraeli, später Lord Beaconsfield, war 1871 Führer der Opposition, und zur Stellenbeschrei-
bung von Oppositionsführern gehört beides: zu vereinfachen und zu übertreiben. Zwischen 
1871 und 1989 ist noch viel geschehen, und vieles hätte auch anders kommen können. Aber 
niemand in den Korridoren der Macht konnte und wollte 1989 die Lehren der Geschichte - 
oder was jeder und jede dafür hielt - in den Wind schlagen.  
Was, wenn die Geschichte sich wiederholen würde? Mitterrand drohte mit Rückkehr zur fran-
zösisch-britisch-russischen Entente von 1913; die Iron Lady stellte einem Historiker-
Colloquium in Chequers die Frage: "Haben die Deutschen sich gewandelt?" Beide vergaßen 
vorübergehend, daß dieses Mal das große Spiel zwischen Washington und Moskau gespielt 
wurde, die Deutschen in Ost und West Objekt und Subjekt zugleich waren. 
Alles, was folgte, war zugleich Einhegung der Geschichte und vorwärts weisende Staatskunst. 
Das gilt für "Zwei plus Vier", die abschließende Regelung der Deutschen Frage, wie für die 
Maastricht-Verträge und die gemeinsame Währung. Integration statt deutscher Dominanz soll-
te alles richten, und niemals wieder, wie Kanzler Kohl am 3. Oktober 1990 in der Berliner 
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Philharmonie feierlich sagte, dabei ein Buch über das Kaiserreich zitierend, "ein ruheloses 
Reich".  
Daß Rußland bei alldem in die Rolle des Verlierers gedrängt wurde, gehört zu den langfristi-
gen Hypotheken der 1990er-Jahre - vermeidbar, wenn man auch im Bezug auf Rußland ge-
schichtliche Lehren und Regeln des Mächtesystems ernst genommen hätte. Bismarck hätte 
Washington und Bonn/Berlin geraten, es sich diesmal, anders als er selbst 1871 und danach, 
nicht mit Rußland zu verderben. 
1871 veränderte sich in dem Europa der souveränen Großmächte die Führungsposition in der 
Mitte. Preußen als deutsche Vormacht und harter Kern der deutschen Politik löste Österreich 
endgültig ab als Machtzentrum in der Mitte Europas: So wie der deutsche Krieg gegen Däne-
mark 1864 halb Freiheitskrieg, halb Mächtekrieg gewesen war, war der preußisch-deutsche 
gegen Österreich ein Scheidungskrieg. Dahinter stand die Einsicht, seit dem nationalen Schei-
tern der Paulskirche 1848/49 überdeutlich, daß Großdeutschland unmöglich war: Nicht nur 
wegen der österreichischen Reichskonstruktion und der Unvereinbarkeit des industriell-
administrativen Entwicklungsstands, sondern auch wegen des Vetos der Großmächte. 
Trotzdem aber hatte Bismarck, seit 1862 als Ministerpräsident die Schlüsselfigur der preußi-
schen Politik, mit einer Reputation für, wie er selbst schrieb, leichtfertige Gewalt - gemeint 
war Staatsstreich - die deutsche Einheitsfrage wieder aufgegriffen. Noch 1849 hatte er über 
den "Nationalschwindel" gespottet und das Königtum von Gottes Gnaden kompromißlos ver-
teidigt.  
Seitdem aber hatte er als Diplomat am deutschen Bundestag in Frankfurt gelernt, daß Preußen 
nur als Industriestaat ein Machtstaat bleiben konnte, daß der Monarchie zu ihrem Überleben 
ein Tropfen demokratischen Öls beizumischen war und daß er das Parlament als Motor der 
Modernisierung brauchte. Er wollte die Liberalen zähmen, die aber wollten mit ihm das Glei-
che tun. Am Ende war er der Sieger. 
Die Zielstrebigkeit dieser Strategie und zugleich die Kaltblütigkeit bei der Ausführung haben 
ihm Bewunderung eingetragen, von den Zeitgenossen bis hin zum früheren US-Außenmi-
nister Henry Kissinger, aber auch Kritik ohne Ende - und meist unter Hinweis auf architekto-
nische Mängel und Schwächen der Verfassungs- und Machtkonstruktion, die in der Tat auf 
niemanden so stark zurückgeht wie auf Bismarck. Doch wäre es verfehlt, die Rede vom "Bis-
marckreich" wörtlich zu nehmen. Nicht nur, weil Bismarck selbst immer wieder gewarnt hat, 
so zum Beispiel im Reichstag: "Die Geschichte, meine Herren, können wir nicht machen. Wir 
können nur warten, daß sie sich vollzieht." Der große Macher war auch großer Aussitzer. Und 
er war ein unübertrefflicher Taktiker. 
Immer wieder wird das Wort zitiert, zumeist im Ton von Abscheu und Empörung, das er am 
30. September 1862, frisch im Amt, den ihm feindlich gesinnten Abgeordneten entgegen-
schmetterte: "Nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse werden die großen Fragen der Zeit 
entschieden - das ist der große Fehler von 1848/49 gewesen -, sondern durch Eisen und Blut." 
Wer genau hinhört, erkennt darin die Taktik, die Liberalen für die Strategie der deutschen 
Einheit zu engagieren und sie zugleich zur Kapitulation über Budget und Verfassung zu ver-
führen. So ist es dann auch gekommen. 
In Wirklichkeit aber war die Lage viel komplizierter als das Duell "Regierung – Bismarck - 
Monarchie" auf der einen Seite, "Liberalismus – Verfassung - Modernisierung" auf der ande-
ren. Was die Gegner verband, war das Ziel des nationalen Großwirtschaftsraums, Freihandel 
nach außen und Verfassung nach innen. Was sie trennte, war die Frage der Macht. 
Gäbe es in der Geschichte ein letztes Wort, so steht es dem Großmeister der modernen Wirt-
schaftslehre zu: Lord Keynes. Er sprach davon, daß "Kohle und Stahl" die deutsche Einheit 
geschmiedet hätten, nicht "Eisen und Blut". 
Die Geschichte der deutschen Einheit jedenfalls reicht so weit, wie sie umstritten bleibt.<< 
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Die Tageszeitung "Handelsblatt" berichtete am 9. Dezember 2010: >>Transparency-Um-
frage 
Deutsche halten ihre Parteien für zutiefst korrupt 
Die Deutschen haben keine gute Meinung von ihren Parteien. Im Gegenteil: Sie halten sie für 
tief verstrickt in Korruption und Lobbyismus. Justiz und Polizei genießen dagegen in der Be-
völkerung höchstes Vertrauen, wie eine am Donnerstag veröffentlichte Umfrage von Transpa-
rency International ergab.  
… Auf einer Skala von eins bzw. nicht korrupt bis fünf bzw. höchst korrupt kamen die Partei-
en lediglich auf die Note 3,7. Das ist der schlechteste Wert aller Sektoren, zu denen TI rund 
1.000 Deutsche repräsentativ befragt hatte. …<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete später (im Juni 2011) 
über die Folgen der sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "natio-
nale Interesse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen 
Verständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und ent-
sprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Konzessi-
on wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
M. Spanehl berichtete später über die sogenannte Einheit Mittel- und Westdeutschlands 
(x916/…): >>Die Zerstörung der Deutschen Volksidentität  
Wer glaubte, mit der Einheit Mittel- und Westdeutschlands sei das Überleben und die Zukunft 
des deutschen Volkes gesichert und damit die große nationale Aufgabe erfüllt, hat sich 
schlimm getäuscht.  
Das Grundgesetz der "BRD" wurde seinerzeit von den Gründungsvätern nur als Provisorium 
geführt. Vollendet werden sollte es in freier Selbstentscheidung durch eine gesamtdeutsche - 
demokratisch konstituierende - "Volksversammlung". Dann sollte ein Friedensvertrag ange-
strebt werden.  
Statt dessen kam das 2 + 4 - Diktat und später Maastricht,  wo seitens unserer Regierung 
der Rest an deutscher Souveränität verspielt wurde. Unsere Volkssouveränität wurde in allen 
Belangen preisgegeben. Die Entscheidungsbefugnis über unsere ureigensten Angelegenheiten 
und die Verfügungsgewalt wurde fast vollständig auf eine anonyme Brüsseler Behörde über-
tragen. Von dem damaligen Kanzler Kohl wurde das als irreversibel erklärt, also nicht um-
kehrbar. Das ist schlicht Volksverdummung. Was nutzt denn ein "Deutschland einig Vater-
land", wenn man aus ihm ein multikulturelles Einwanderungsland mit einem multirassischen 
Bevölkerungsmischmasch machen will, in dem alles Deutsche untergeht?  
Die Politik, die Massenmedien und die Straße werden von denen beherrscht, die unser Volk 
ummodeln wollen. Sie scheren sich einen Dreck um den Willen von über 90 Prozent aller 
Deutschen. Im Gegenteil: Sie greifen zu immer dreisteren, hysterischen und primitiven Mit-
teln, um jedes gesunde Empfinden als unanständig zu brandmarken.  
Das Bundesverfassungsgericht führte in seinem Beschluß vom 21. Oktober 1987, dem soge-
nannten Teso-Urteil, aus: "Es war die politische Grundsatzentscheidung des Parlamentari-
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schen Rates, nicht einen neuen Staat zu errichten, sondern das Grundgesetz (GG) als Reorga-
nisation eines Teilbereiches des deutschen Staates … zu begreifen. Das Festhalten … an der 
bisherigen Identität des Staatsvolkes des deutschen Staates ist normativer Ausdruck … dieser 
Grundentscheidung … Der Senat hat aus dem Wiedervereinigungsgebot … auch ein Wah-
rungsgebot abgeleitet, alles zu unterlassen, was die Vereinigung vereiteln würde … Aus dem 
Wahrungsgebot folgt insbesondere die verfassungsrechtliche Pflicht, die Identität des deut-
schen Staatsvolkes zu erhalten." 
Schon aus Artikel 79 GG ergibt sich, daß das in Artikel 1 GG bezeichnete deutsche Volk, 
nicht die Bevölkerung, nicht die Be- oder Einwohner, sondern ausdrücklich das deutsche Volk 
- und sein Staatswesen nach Artikel 20 GG zu wahren sind und selbst durch Grundgesetzän-
derung nicht abgeschafft beseitigt oder geändert werden können. 
Im BVG-Urteil vom 19.5.1953 heißt es zu Artikel 116 GG 
"Deutscher ist, wer sich zum deutschen Volkstum bekennt, sofern dieses Bekenntnis 
durch Merkmale wie Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird." 
Über die Bedeutung des Begriffes Volk in den juristischen Wissenschaften hat sich der Inns-
brucker Völkerrechtler Professor Veiter wiederholt geäußert. Er definiert (Th. Veiter, 
Deutschland, deutsche Nation und deutsches Volk, in Politik und Zeitgeschichte, Beilage zu 
"Das Parlament" 23, 1973 B 11, S. 3): 
"Volk ist eine Abstammungsgemeinschaft (Generationengebilde), bei welcher zum naturhaf-
ten Element der Abstammung noch das Element der geistigen Zielrichtung kommt. Der Be-
griff deutsches Volk ist trotz seiner ausdrücklichen Nennung im GG kein Rechtsbegriff, son-
dern ein nicht an die Staatsgrenze gebundener ethischer Begriff". 
Ganz in diesem Sinne definiert das Bundesvertriebenengesetz vom 14. August 1957 in § 6:  
"Deutscher Volkszugehöriger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer sich in seiner Heimat zum 
deutschen Volkstum bekannt hat, sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte Merkmale wie 
Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird". 
Damit wären eigentlich die Handlungsanleitungen für die Gesetzgeber, Politiker und Medien 
gegeben. Daß es nicht so ist, weiß jeder, der in seinem Urteil nicht ideologisch gebunden ist. 
Und daß die Identität des deutschen Volkes heute stärker bedroht ist als jemals zuvor, wird 
täglich offensichtlicher. 
Mit der Manipulation des GG vom 31. August 1990 werden wahrheitswidrig nur noch die 
Einwohner der BRD als Deutsche bezeichnet. 
Im Lichte der obigen Definitionen sind die Förderung der Ausländereinwanderung, die mas-
senhafte Erteilung von unbeschränkten Aufenthaltsgenehmigungen, die massenhafte Einbür-
gerung von Nichtdeutschen, die Niederlassungsfreiheit und die Freizügigkeit in der EG ver-
fassungswidrig. 
Demgegenüber hatte die DDR vorbildliche Regelungen, keine unbeschränkte Aufenthaltsge-
nehmigung, keinen Familiennachzug, keine massenhaften Einbürgerungen und statt dessen 
das Rotationsprinzip. Nun wird auch Mitteldeutschland mit diesem westlichen Fortschritt der 
Ausländer- und Asylbewerberschwemme und weiterem westlichem Fortschritt wie Rausch-
gift, Pornographie und steilem Anstieg der Kriminalität überrollt.  
Naturwissenschaftliche und biologische Grundlagen  
Bei dem wissenschaftlichen Inhalt der Definition des Begriffes Volk nach Veiter geht es vor 
allem um die seelischen und geistigen Bereiche, die die Identität eines Volkes ausmachen. 
Daß diese nichtkörperlichen Eigenschaften genetisch vorgegeben sind und weitervererbt wer-
den, wurde durch Forschungen an eineiigen Zwillingen bewiesen. Der von linksliberalen Vor-
stellungen hergekommene Naturwissenschaftler Hoymar von Ditfurth weilte längere Zeit un-
ter einer solchen Forschergruppe in den USA und schrieb dann (H. von Ditfurth, "Geo", Mai 
1982), die Milieutheorie, eine der damit falschen Eingangsvoraussetzungen der herrschenden 
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Ideologien, sei nun wohl widerlegt, ja das menschliche Verhalten sei in viel höherem Sinne 
als bisher vermutet worden, genetisch vorprogrammiert. 
Konrad Lorenz ("Vom Weltbild des Verhaltensforschers") urteilt: 
... daß eine unermeßliche Zahl von Struktureigenschaften menschlichen Verhaltens und Innen-
lebens ihr … Sein dem historisch einmaligen Gang der Phylogenese verdankt und ohne Ein-
sicht in deren Zusammenhänge schlechterdings unverständlich bleiben muß. Für die sozialen 
Verhaltensnormen des Menschen gilt das in besonders hohem Maße, weil sie mehr als andere 
an ererbte Aktions- und Reaktionsweisen gebunden sind". 
Dazu gehört zum Beispiel das Bestreben, Eigentum zu besitzen und der Territorialtrieb, das 
Bestreben menschlicher Gemeinschaften nach dem Besitz abgegrenzter Gebiete. Daraus folgt 
das Naturrecht jedes Volkes auf sein eigenes, ihm gemäßes Gemeinwesen, auf seinen Staat. 
Wie aber von den herrschenden Ideologien Druck gegenüber solchen Erkenntnissen ausgeübt 
wird, erfährt man aus der Erklärung von 50 nichtdeutschen Wissenschaftlern einschließlich 
von fünf Nobelpreisträgern in den USA (American Psychologist, 1972):  
Ideologischer Druck auf die Wissenschaft  
"Gegenwärtig müssen wir erleben, wie man … versucht, Wissenschaftler zu unterdrücken, zu 
zensieren oder persönlich zu verunglimpfen, welche die Rolle der Vererbung im menschlichen 
Verhalten betonen (z.B. bezeichnet man sie als Faschisten). Ein Großteil der Angriffe kommt 
von Nichtwissenschaftlern, die völlig auf eine milieutheoretische Erklärung aller menschli-
chen Unterschiede eingeschworen sind." 
Die Evolution führt durch Trennung von Populationen zu unterschiedlichen Arten. 
Nach Konrad Lorenz ("Die Rückseite des Spiegels", 1975) sind Populationen die unverzicht-
baren Vorstufen zur Artneubildung. 
Beim homo sapiens nennt man die Population mit ihren Eigenarten, die sich im Laufe der Ge-
schichte entwickelt haben, Völker. Alle diejenigen, die an der Völkerzerstörung zum Beispiel 
durch Völkervermischung arbeiten, beseitigen damit den Fortschritt der Evolution, als ob es 
beim homo sapiens nicht auch einiges zu verbessern gäbe! Das sind aber die gleichen Leute, 
die um jeden bedrohten Wurm eine Ökonische bauen möchten. 
Zu den ideologisch propagierten Völkervermischungen ist zu sagen, daß in eine Mischpopula-
tion sehr verschiedenartige, abweichende und gegensätzliche Eigenschaften eingebracht wer-
den, die genetisch erhalten bleiben. 
Die Variationsbreite vermehrt sich, die Labilität (gespaltene Charaktere) nimmt zu. Es erfolgt 
keineswegs eine Rückbildung zu ausgeglicheneren Urformen. Es entsteht also im Sinne der 
Evolution nichts Besseres, sondern Schlechteres. Aber die Süßmuth, Geißler, Lafontaine und 
andere sprechen von "Bereicherung". 
Für die herrschenden Ideologien hat der Begriff Volk nur die Bedeutung von Menschen im 
Plural, wie eben Kirchenvolk, Gewerkschaftsvolk oder "Wohnbevölkerung". 
Weil aber in den Naturwissenschaften eine in sich fehlerfreie Theorie falsch ist, wenn nur eine 
einzige Eingangsvoraussetzung falsch ist, kommen die heute herrschenden Theorien und Ideo-
logien zu falschen Schlüssen.  
Mit der Zerstörung der Völker zerstört man die höhere Ordnung  
Völker sind mehr als eine Ansammlung von Individuen. 
Schon den altgriechischen Denkern war solches bekannt mit der Erkenntnis: Das Ganze ist 
mehr als die Summe seiner Teile. 
Die modernen Naturwissenschaften bieten nun mit Genetik, Ethologie und Humanbiologie 
Grundlagen für die Erarbeitung von wissenschaftlich richtigen Weltbildern und gestatten die 
Widerlegung falscher Ideologien. 
Für die Behandlung von Kollektiven, die aus einer großen Zahl von Einzelteilen bestehen, ist 
in den Naturwissenschaften die Systemtheorie zuständig. 
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Alles, aber auch alles in der Natur ist nicht basisdemokratisch, sondern hierarchisch aufgebaut 
aus Individuen, Unter- und Übersystemen. Einer der wichtigsten Sätze der Systemtheorie be-
sagt, daß Obersysteme gegenüber Untersystemen gänzlich neue Eigenschaften haben können. 
Das gilt auch für Völker, die lebende Systeme höherer Ordnung sind. 
Mit der Zerstörung der Völker zerstört man diese Systeme höherer Ordnung mit unabsehbaren 
negativen Folgen! Daher halten wir uns an das BVG-Urteil von 1953. 
Die juristischen Grundlagen  
Dem deutschen Verfassungsrecht liegt dieser wissenschaftlich richtige Volksbegriff zugrunde 
mit dem Blutrecht. In Frankreich dagegen herrscht das Bodenrecht, d.h. dort steht jedem Ein-
wanderer nach einer gewissen Zeit und den dort Geborenen das Recht auf Staatsbürgerschaft 
zu. Diese französische Rechtsauffassung hat bis heute Gültigkeit. 
Damit haben aber auch in der westlichen "Wertegemeinschaft" die Begriffe national und Na-
tionalismus eine völlig andere Bedeutung erhalten, die heute mit der Freizügigkeit und der 
Niederlassungsfreiheit der EG der geplanten Völkerzerstörung entgegenkommt. 
Nation kommt von geboren werden, und umschließt für uns Deutsche den Rechtsbegriff Volk 
als Abstammungsgemeinschaft und damit das Blutrecht für die Staatsbürgerschaft. 
Der ehemalige Berliner Staatssekretär Uhlitz (in F. Fischer, Aspekte der Souveränität, Arndt-
Verlag, Kiel 1987): 
"Es kann nicht angehen, daß wegen Vorbereitung eines hoch verräterischen Unternehmens 
bestraft wird, wer die Staatsform der BRD abändern will, während der, der das deutsche 
Staatsvolk in der BRD abschaffen und durch eine multikulturelle Gesellschaft ersetzen und 
auf deutschem Boden einen Vielvölkerstaat etablieren will, straffrei bleibt Das eine ist korri-
gierbar, das andere nicht und daher viel verwerflicher und strafwürdiger. Diese Rechtslage 
wird auch der Generalbundesanwalt nicht auf Dauer ignorieren können". 
Das GG sagt dazu in Art. 20: "Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, 
haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist." 
Es heißt hier nicht Mitbürger, es steht (noch) "alle Deutschen". 
Zu den nichtkörperlichen Eigenschaften, die innerhalb von Völkern ähnlicher sind als zwi-
schen verschiedenen Völkern, gehören ihre Kultur, ihre Sprache, der Volkscharakter, die 
Wertordnung und mehr. 
Die Zerstörung unserer Identität  
Aus der Wertordnung aber folgt die Rechtsordnung und aus dieser die Staatsordnung. 
Jedes Volk hat einen naturrechtlichen Rechtsanspruch auf die ihm gemäße Staatsordnung. 
Deutschland wurde aber zweimal durch die Sieger (1918 und 1945) das Danaergeschenk der 
"westlichen" Demokratie zuteil. Daß es nur diese eine Form der Demokratie gäbe, wurde dem 
deutschen Volk durch die siegerhörige Presse zwar eingehämmert, ist aber objektiv falsch. 
Die Wahrung und Weiterentwicklung der ihnen eigenen Weltordnung, Rechtsordnung, 
Staatsordnung und Sprache ist Teil des Selbstbestimmungsrechtes der Völker. 
Volksgruppen eine andere Sprache aufzuzwingen, wie das beispielsweise 1945 an den Elsäs-
sern, den Deutschen im polnisch annektierten Ostdeutschland und in der Sowjetunion mit 
staatlicher Gewalt und in Deutschland selbst mit anderen Mitteln geschieht, ist Völkerzerstö-
rung oder juristisch Völkermord. 
Hier treffen sich Humanbiologie und Völkerrecht. 
Unsere Wertordnung, die weit mehr als 2.000 Jahre galt, wurde in den letzten 40 Jahren 
durch die Diktatur zwangsimportierter Ideologien in Mittel- wie in Westdeutschland weitge-
hend zerstört. Stichworte hierzu sind Ehescheidung, Wehrdienstverweigerung, Abtreibung 
gewissermaßen per Postkarte, kirchliche Segnung (evangelische Kirche) und Steuervorteile 
für homosexuelle Paare (Süßmuth), ein gekreuzigte Schweine malender Kunstprofessor als 
Akademiedirektor und ähnliches. Unsere großen Klassiker, die diese Wertordnung vertraten, 
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sind deshalb aus den Schulen weitgehend verschwunden.  
Die Amerikanisierung unseres Lebens 
Das Bauerntum, das in Mitteldeutschland durch Kollektivierung vernichtet wurde und in 
Westdeutschland durch die EG-Diktatur mit ihren Mansholt-Kolchosen stark bedroht ist, war 
seit der jüngeren Steinzeit bei unseren Vorfahren, mit Familienbetrieben die Lebensgrundlage 
und besitzt heute trotz oder gerade wegen der sozialen Veränderungen unverzichtbare Bedeu-
tung. 
Die Amerikanisierung des Gesichts unserer Städte und Dörfer nimmt erschreckende 
Ausmaße an, das Kulturgesicht Deutschlands wird zerstört. Der Frankfurter Dorn, in dem 
viele Jahrhunderte der deutsche König, gekrönt wurde, wird umstellt von Betonkistengiganten 
als Ausdruck des Siegers dieser zwangsimportierten westlichen Ideologie über deutsche Ge-
schichte, deutsche Kultur und deutsche Identität. 
Die offiziell ausgelobte "Kunst" ist weithin seelischer Umweltschaden. Vergleichbare Kultur-
leistungen waren und sind unter dem Diktat der Umerziehung und der liberalistischen Ideolo-
gie in Westdeutschland seit Kriegsende nicht mehr möglich. 
Das Zerstörungswerk geht weiter 
Nach dem 8. Mai 1945 wurden in Verwirklichung des Morgenthau-Plans durch die "US-
Befreier" neben anderen Verletzungen des Völkerrechts über eine Million deutsche Kriegsge-
fangene umgebracht, teilweise noch brutaler als zur gleichen Zeit durch die sowjetische GPU. 
(Siehe Bacque, Der geplante Tod, 1988). Auch das gehört zur Zerstörung der deutschen Iden-
tität. 
Dieses Zerstörungswerk wird heute - nur etwas eleganter - durch die EG mit Freizügigkeit, 
Niederlassungsfreiheit und Abschaffung von kontrollierbaren Staatsgrenzen fortgesetzt, im 
Namen von Freiheit, Humanität und Demokratie. 
Die sogenannte "Europäische Gemeinschaft" und die geplante "Europäische Union" sind das 
getreue Abbild der multirassischen, multi-ethnischen und multikulturellen USA. 
Wie dort und wie beim Mord von Sarajewo beherrschen Freimaurer diese EG. 
Für dieses Zerstörungswerk einige Zitate: 
Karl Marx  im kommunistischen Manifest von 1848: "Die Auflösung der Familie … die 
Familie der Bourgeois fällt natürlich weg … Wir heben die trautesten Verhältnisse auf, wenn 
wir anstelle der häuslichen Erziehung die gesellschaftliche setzen … Die Arbeiter haben kein 
Vaterland … Der Kommunismus schafft die ewigen Wahrheiten ab, er schafft die Religion ab, 
die Moral". 
Josef Strasser, österreichischer sozialdemokratischer Parteitheoretiker 1912 (J. Strasser, Ar-
beiter und Nation, Reichenberg 1912): "Wir Sozialdemokraten wollen nicht nur die heutigen 
Nationalcharaktere nicht erhalten, wir arbeiten gerade an ihrer Zerstörung. Wir wollen aus 
dem Deutschen etwas Undeutsches machen". 
Otto Bauer, österreichischer Sozialdemokrat, auf der Internationalen Sozialistenkonferenz 
1921 (Protokolle der Internationalen Sozialistischen Konferenz, Wien 1921): "Französische 
Waffen haben das deutsche und österreichische Volk von seinen Unterdrückern befreit, so 
daß, so brutal diese imperialistischen Friedensverträge auch sind, trotzdem in ihnen ein mäch-
tiges Stück geschichtlichen Fortschrittes steckt". 
Nicht unterschlagen darf man die übelsten Agitationen des englischen Deutschenhassers 
Sefton Delmer, der während des Krieges ausgiebig Gelegenheit hatte, seine Vorbehalte gegen 
Deutschland überall zu verkünden. Der Mann war wenigstens so ehrlich, schon gleich nach 
Kriegsende verlauten zu lassen, der Krieg sei vorerst zwar militärisch ausgestanden, aber an 
eine Beendigung der psychologischen Kriegführung sei nicht zu denken. Im Gegenteil werde 
man nun erst so recht anfangen, alle polemischen Register gegen die restlos geschlagenen 
Deutschen zu ziehen und sie so lange mit einem publizistischen Trommelfeuer einzudecken, 
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bis ihnen Hören und Sehen vergehen würde.  
Damit sollte er recht behalten: Das Hören und Sehen ist uns nach einem halben Jahrhundert 
"Charakterwäsche" tatsächlich vergangen. Wir haben im Wirbel von Geschichtslügen und 
Denunziationen längst die Flinte ins Korn geworfen und jeden Rechtfertigungsversuch von 
vornherein aufgegeben. Heute hat man uns da, wo man uns haben wollte: Wir selbst sind un-
sere schlimmsten Feinde geworden. Wer noch nationale Gefühle hegt oder diese gar zu äußern 
wagt, bewegt sich auf einem schmalen Grat und muß höllisch aufpassen, daß er nicht abstürzt. 
Er wäre gut beraten, wenn er sich selbst einen Maulkorb verpassen würde. 
Mit solch braven, gezähmten Staatsbürgern kann man dann die Politik betreiben, die einem 
vorschwebt, selbst wenn sie auf die Zerstörung des Staates hinausläuft. Unsere Gegenwart 
bietet genügend Beweise dafür, daß man auch gegen den erklärten Willen des Volkes Ent-
scheidungen von existentieller Bedeutung treffen kann. 
Diese Liste ließe sich beliebig verlängern. 
Die herrschenden falschen Ideologen 
Wenn wir das alles analysieren, können wir aus diesem Strauß zerstörerischer Ideologien zwei 
Richtungen herauslesen: den marxistischen und den liberalistischen Materialismus.  
Der marxistische Materialismus ging gerade an seinen Fehlern zugrunde. Aber die Widerle-
gung blieb aus, wozu vor allem die C-Parteien gefordert gewesen wären. Aber diese zogen 
beim 100. Todestag von Karl Marx 1983 ohne aufzumucken in den Gedächtnisprozessionen 
in Trier mit. 
Die andere Ideologie, der liberalistische Materialismus, wurde 1945 von den US-Siegern 
zwangsimportiert und herrscht heute und nun auch über Mitteldeutschland mit Lizenzparteien 
und Lizenzmedien. Die "gewendete" marxistische wie die liberalistische Nomenklatur sieht in 
unserem Staat nur noch einen Selbstbedienungsladen. 
Diese Ideologie verkündet einen hemmungs- und bindungslosen Individualismus und erfand 
die Wegwerfgesellschaft, die Wegwerfkultur, die Wegwerfethik, den Wegwerfmenschen; und 
eine elitäre und parasitäre Hochfinanz betreibt Profitmaximierung durch Spekulation und 
Kriege als gutgehendes Geschäft, wie im Golfkrieg vorgeführt. 
Alle gemeinschaftstragenden Werte und alle menschlichen Bindungen werden von diesem 
liberalistischen Materialismus verhöhnt und zerstört. Das Wort Volksgemeinschaft, schon 
vor dem Ersten Weltkrieg im Wandervogel und in der Burschenschaft gedacht zur geistigen 
Überwindung des Klassenkampfes, wird vom Staatsanwalt verfolgt. 
Die gleichen geistigen Großväter  
Zwischen beiden Ideologien - der marxistischen und der liberalistischen gibt es aber verdeckte 
innere Zusammenhänge. Beide gehen auf die gleichen geistigen Großväter zurück, auf die 
westliche Aufklärung. Für beide sind Menschen nur noch Produzenten und Konsumenten. Der 
Zusammenhang offenbarte sich zum Beispiel dadurch, daß Lenin seine Revolution im we-
sentlichen mit Dollar-Millionen der Wallstreet-Hochfinanz durchführen konnte. 
Ihnen steht der aufbrechende Freiheitswille der Völker gegenüber und die Gemeinschaftsord-
nung der Zukunft, die auf dem Trümmerfeld der Menschen und Völker zerstörenden Ideologi-
en zu errichten unsere Aufgabe ist. Ein Erlebnisträger schreibt (Thomas Ritter: USA - der lä-
chelnde Kannibalismus, Bollinger, Niddatal 1988): 
"Von Amerika können wir für unseren eigenen Weg in die Zukunft fast nichts lernen, außer 
wie man es nicht machen sollte. Freiheit, so wie ich sie verstehe, kann nicht die Freiheit sein, 
die unter den Bajonetten amerikanischer Soldaten und einer außer Rand und Band geratenen 
Wall-Street gedeihen kann.  
Da aber immaterielle Werte im Zuge eines durch harte Dollar und einen radikalen Materialis-
mus beherrschten Systems für nichtig erklärt wurden, da man trotz vieler gegenteiliger Anzei-
chen kaum noch feste Bindungen an einen Gott hat und sich an diese Zustände nach jahrzehn-
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telanger Berieselung durch ideologische Gleichgestaltung allmächtiger Massenmedien und 
irreführender Propaganda gewöhnt hat, haben die Menschen in den USA ihre eigene Identität 
verloren. Sie sind lebensuntüchtig geworden … Es ist bereits zu spät, die von Wall-Street bis 
Washington verkrusteten und einbetonierten Strukturen aufzubrechen und zu ändern". 
Die geplante Endlösung für Deutschland  
Es droht nun der entscheidende und letzte Identitätsverlust, nämlich die Auflösung und Zer-
störung unseres Staates und unseres Volkes in der sogenannten Europäischen Union, die ge-
plante Endlösung, der mit allen nur zur Verfügung stehenden legalen Mitteln begegnet werden 
muß. 
E. G. Kögel schreibt im Sonderheft "Europa - Völkerbrei oder anthropologische Ordnung" 
(Seite 16-18): "Unsere Verantwortlichen legen zwar einen Amtseid ab, Schaden vom deut-
schen Volke abzuwenden, doch der Eidbruch belastet sie nicht. Ihnen ist bekannt, daß dieser 
Eid kein einklagbarer Titel ist, sondern nur dekorativen Charakter hat. Sie sind stramme Die-
ner ihrer Herren, mag das deutsche Volk dabei auch zugrunde gehen. 
Ihr Auftrag ist die Bereitstellung von billigen Arbeitskräften zur Sicherung der Kapitalinteres-
sen, zur Profitmaximierung und die Schaffung einer multikulturellen Gesellschaft, um endlich 
durch Umvolkung den Ihren Auftraggebern listigen Störenfried im Herzen Europas zu beseiti-
gen. Dieser Vorgang vollzieht sich in abgewandelter Form in allen westeuropäischen Staaten. 
Denn nachdem die Auflösung des Volksbewußtseins im Leninschen Sinne nicht gelang, müs-
sen wir erkennen, daß die Mächte, die zur Weltherrschaft drängen, versuchen, auf andere 
Weise konturlose, multikulturelle Massen zu schaffen, um ihnen ihren Willen aufzwingen zu 
können. 
Das Gesetz von Ursache und Wirkung wird in diesem Staate auf den Kopf gestellt, so daß wir 
immer wieder unmißverständlich zum Ausdruck bringen müssen, daß die Überfremdungspoli-
tik der Bonner Parteien nicht nur Verfassungs- und Eidbruch ist, sondern Betrug am Volk. 
Die lebensfernen Geister lassen außer Acht, daß der Mensch von Geburt und Erbe her ein 
Gemeinschaftswesen ist. Eltern-Kind-Bindung, Geschwister-, Familien- und Sippenbindung. 
Stamm und Volk als die größte biologische Einheit sind Geburtsverbände, die dem menschli-
chen Gesellungsstreben vorausgehen. Und da Volk als genetisches Becken, aber auch als 
Sprach- und damit Denkgemeinschaft wirkt, ist sichergestellt, daß der Rahmen der Reaktions-
breite festliegt. 
Die Bindung in den Willensverbänden läßt den Einzelmenschen Gemeinschaft erleben und 
begehren, was wiederum sein Gruppenverhalten prägt und in den Willensverbänden unter-
schiedlichster Art bis hin zum Staat seinen Niederschlag findet. 
So können nur Systeme funktionsfähig sein, wenn alle Untersysteme ebenfalls funktionsfähig 
sind, ein Volk nur gesund sein, wenn seine Glieder gesund sind. Die USA können uns hier 
nicht als Vorbild dienen. Dort ist der bindungslose, zweckorientierte, nach persönlicher 
Glückserfüllung strebende Einzelmensch bestimmend. Rücksichtslosigkeit ist die Vorausset-
zung zum gesellschaftlichen Aufstieg, und der persönliche Reichtum und die damit verbunde-
ne Macht, sind Gradmesser der Werteskala. 
Obwohl sich dieser Geist in den Führungsetagen internationaler Konzerne bei uns schon 
breitgemacht hat - Hemdsärmeligkeit und Umsatzsteigerung sind hier die Bewertungskriterien 
- und die Menschlichkeit verdrängt, bleibt zu hoffen, daß wir uns nicht instinktiv die Proble-
me der USA ohne Not ins Land holen, an denen die USA und andere dahinsiechen. 
Wir haben nur die fatale Eigenschaft, alles besonders gründlich zu tun. So macht uns keiner 
den "totalen Krieg" von einst nach und heute den "totalen Liberalismus" und "totalen Materia-
lismus" - aber auch nicht die "totale Kehrtwendung", so daß zu hoffen bleibt, daß Deutsch-
land, aber auch Europa eine Antwort auf die Herausforderung unserer Tage findet. … 
Eine Sünde gibt es auf Erden, uralt schon, doch ewig neu, untreu seinem Volk zu werden und 
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sich selber ungetreu. (Grabinschrift im Dithmarschen) …<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. 
In der Zeit habe ich geschildert, wie dem frisch gewählten Bundeskanzler Willy Brandt bei 
Amtsantritt "drei Briefe" an die Botschafter der Westmächte zur Unterschrift vorgelegt wur-
den. Damit sollte er zustimmend bestätigen, was die Militärgouverneure in ihrem Genehmi-
gungsschreiben zum Grundgesetz vom 12. Mai 1949 an verbindlichen Vorbehalten gemacht 
hatten. Als Inhaber der unkündbaren Siegerrechte für Deutschland als Ganzes und Berlin hat-
ten sie diejenigen Artikel des Grundgesetzes suspendiert, also außer Kraft gesetzt, die sie als 
Einschränkung ihrer Hoheit verstanden. … 
Willy Brandt war empört. … 
Die Beamten haben ihn darauf hingewiesen, daß Adenauer diesen Brief vor der Genehmigung 
des Grundgesetzes durch die drei Militärgouverneure unterschrieben hatte, was dann Erhard 
und Kiesinger wiederholt hatten. - Dann könne er das auch machen, entschied Brandt. Helmut 
Schmidt konnte sich nicht erinnern, einen entsprechenden Brief vorgelegt bekommen zu ha-
ben. Kohl habe ich nicht gefragt.  
… In der Charta der Vereinten Nationen existieren noch immer die Feindstaatenartikel, nach 
denen die Sieger im Falle eines Falles ihre Rechte über Deutschland aktivieren können. 
Lebenslüge der alten Bundesrepublik 
Die BRD und die DDR mußten einen Brief, den ich mit DDR-Staatssekretär Michael 
Kohl abgestimmt habe, an unsere jeweiligen Großen oder Freunde schreiben, daß auch 
durch Beitritt der beiden Staaten die Siegerrechte nicht erlöschen. Aber das spielt keine 
Rolle mehr, weil die Vier versichert haben, sie würden sich darauf nicht mehr berufen und die 
Charta seit ihrem Bestehen nicht verändert wurde und die Büchse der Pandora geöffnet würde, 
falls man auch nur in einem Punkte damit beginnen würde. 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 43 berichtete am 24. Oktober 2011: 
>>Das Geld regiert die Welt - oder es dient ihr 
Autoren Philippe Mastronardi und Peter Ulrich 
Die Staaten haben die Finanzmärkte in die Freiheit entlassen, ohne ihnen Verantwortung zu 
überbinden. Nun herrscht das Geldsystem über das politische System. Unter dem heutigen 
Finanzmarktregime wird sich das nicht ändern. Erst wenn sich Geld nur noch im Rhythmus 
der wirtschaftlichen Realentwicklung vermehren läßt, können spekulative Finanzblasen ver-
hindert werden und stabile Verhältnisse einkehren.  
Es mußte soweit kommen, daß Rating-Agenturen ihr Urteil über die Weltmacht USA sowie 
über verschiedene hoch verschuldete Euro-Länder fällten, bis uns die Einsicht dämmerte, wie 
verkehrt unsere gegenwärtige Wirtschaftswelt ist. Da entscheiden tatsächlich private Firmen 
über die Vertrauenswürdigkeit ganzer Staaten und begründen ihr Urteil im Fall der USA etwa 
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damit, es genüge nicht, die Sozialprogramme nur an den Rändern zu beschneiden; sie müßten 
grundsätzlich reformiert werden.  
Je nach Belieben könnte die Begründung auch ganz anders lauten, da die urteilende "Instanz" 
frei von jeder öffentlichen Rechenschaftspflicht walten kann. Die betroffenen Regierungen 
wehren sich zwar jedes Mal verbal gegen die Verurteilung, finden aber auf den Finanzmärkten 
kein Gehör. Die Herrschaft des Ratings kennt keine demokratischen oder rechtsstaatlichen 
Prozeduren der Gewaltenteilung - sie steht also offenbar über ihnen und ist nicht verhandel-
bar. Die Wahrheit wird von privat ernannten Experten verfügt. Diese folgen der Logik des 
Finanzmarktes, nicht der öffentlichen Vernunft.  
Daß die Finanzmärkte zunehmend die Realwirtschaft steuern, ist spätestens mit der Finanz-
marktkrise von 2008 unübersehbar geworden. Heute wird darüber hinaus klar, wie weitgehend 
sie auch die Politik der Staaten beherrschen. Eine neue Weltordnung hat sich durchgesetzt: 
Die höchste Macht kommt den Prozessen an den Finanzmärkten zu, gefolgt von den Entwick-
lungen in der Realwirtschaft und schließlich den politischen Prozessen in und zwischen den 
Staaten.  
Die Staaten konkurrieren im internationalen Standortwettbewerb um die günstigsten - sprich: 
privatwirtschaftlich gewinnbringendsten - Investitionsbedingungen. So ist aus der notwendi-
gen staatlichen Ordnung des Wettbewerbs ein fast regelloser Wettbewerb zwischen den staat-
lichen Rahmenordnungen geworden. Nun bestimmen die Kapitalverwertungsinteressen von 
Anlegern, Unternehmern und Managern weitgehend darüber, was ordnungspolitisch "mög-
lich" und "notwendig" ist.  
Und da die "Finanzindustrie", die genaugenommen gar nichts produziert, diesen Kapitalver-
wertungsinteressen naturgemäß am nächsten steht, dominiert sie gegenüber der Realwirt-
schaft. Diese ist zur Finanzierung ihrer Geschäftsprozesse von einer funktionierenden Geld- 
und Kreditversorgung und kostengünstigen Finanzdienstleistungen abhängig. Aber diese ur-
sprünglichen Aufgaben im Dienste der Volkswirtschaft stehen längst nicht mehr im Zentrum 
der Finanzwirtschaft, vielmehr versteht sie sich in erster Linie als privatwirtschaftliche Bran-
che, die mit ihren "Finanzprodukten" möglichst ohne den Umweg über die Realwirtschaft 
"Geld macht".  
Aus genau diesem privatistischen Verständnis heraus ist die Finanzwirtschaft von den meisten 
Staaten in den vergangenen 30 Jahren weitgehend dereguliert worden, so daß sie kaum noch 
Beschränkungen unterliegt. Die Macht des Geldes untersteht keiner normativen Verfassung 
mehr. Als Rechtfertigung für die Entfesselung der Finanzmärkte diente regelmäßig das Argu-
ment, daß damit der gesamten Volkswirtschaft neue Dynamik verliehen würde.  
Bewirkt wurde - von gewaltigen Einkommens- und Vermögensumverteilungen von den Be-
sitzlosen zu den Besitzenden ganz abgesehen - vor allem eine grundsätzliche Instabilität, die 
in Krisensituationen politisch kaum mehr beherrschbar ist. Denn die Finanzmarktakteure kön-
nen jederzeit gegen mißliebige Regulierungsansätze mit der Abwanderung an weniger regu-
lierte Standorte oder mit der Verweigerung benötigter Finanzierungen drohen und damit die 
nationalen Regierungen erpressen.  
Aus durchaus verständlicher Angst vor der Reaktion der Rating-Agenturen und der Finanz-
märkte wagt die verantwortliche Politik beispielsweise noch immer nicht den Schritt zu einem 
geordneten Schuldenschnitt im Falle Griechenlands. So zieht die Finanzwirtschaft alle andern 
Mächte zur Verantwortung, ist aber ihrerseits nahezu keiner (Gegen-)Macht mehr verantwort-
lich. Der Satz, wonach das Geld die Welt regiere, gilt radikaler als je zuvor: Neben den ein-
zelnen Kapitaleignern meint er nun auch das globalisierte Finanzsystem als Ganzes. Die per-
sönliche Macht der Geldbesitzer wird durch die systemische Macht einer maßlos kapitalisti-
schen Ordnung überlagert.  
Dementsprechend hilflos wirken unter diesen Bedingungen die Bemühungen der Regierungen 
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zur Krisenbewältigung. Die Forderungen der Finanzwelt sollen im je nationalen Kampf um 
Sparmaßnahmen vorwiegend auf dem Rücken von Arbeitenden und Steuerzahlern befriedigt 
werden, ohne daß sie auf ihre Legitimität hinterfragt werden. Das läuft allzuoft auf Raubbau 
am gesellschaftlichen Kitt der Solidarität hinaus und zerstört damit den demokratisch grund-
legenden Zusammenhalt der Bürgerschaft.  
Vom sonst weitgehend akzeptierten Verursacherprinzip ist auf Grund der skizzierten verkehr-
ten Machtverhältnisse kaum die Rede, wenn es die Finanzbranche betrifft. Ganz im Gegenteil 
hat das alte Diktum von der Privatisierung der Gewinne und der Sozialisierung der Verluste 
eine vor der Finanzkrise so kaum gemeinte Bedeutung erhalten.  
Nichts anderes sind die meisten Maßnahmen zur Stützung der systemrelevanten Banken - man 
denke an die Übernahme ihrer "Schrottpapiere" durch die Zentralbanken, die sogenannten 
"Rettungsschirme" und "Quantitative easing-Programme" (Vergrößerung der Geldmenge mit-
tels Ankauf von Staatsanleihen, Devisen usw.). Wenn auch nicht allein deshalb, so doch zu 
einem wesentlichen Teil ist deswegen die öffentliche Schuldenlast vieler Staaten sprunghaft 
angestiegen. So ist aus der Finanzmarktkrise eine nur mehr schwer einzudämmende interna-
tionale Schuldenkrise geworden.  
An der Wurzel angepackt hat die internationale Politik das Übel bisher nicht. Man begnügt 
sich mit immer weiteren, zum Teil konzeptlos anmutenden Symptomtherapien. Systeminterne 
Retuschen verschaffen aber höchstens einen Zeitgewinn und verschieben den gefürchteten 
Zusammenbruch des Systems auf einen späteren Zeitpunkt, in dem er vermutlich noch hefti-
gere Wirkungen zeitigen wird. Gewiß sind viele Staaten teilweise selbst dafür verantwortlich, 
daß sie sich in so hohem Masse verschuldet haben:  
Sie haben opportunistisch versucht, im Standortwettbewerb von der Dynamik der Finanzwelt 
zu profitieren. Damit haben sie sich von dieser abhängig gemacht, statt ordnungspolitisch 
vorbeugend für kontrollierbare Verhältnisse mit begrenzten Risiken zu sorgen. Aus diesem 
Teufelskreis gilt es auszubrechen. 
Diese knappe Analyse zeigt bereits, daß eine tiefer greifende Systemreform nötig ist. Es 
braucht eine globale Finanzmarktverfassung, welche die aufgeblähten Finanzmärkte wirksam 
an die Entwicklung der Realwirtschaft zurückbindet und die Staaten nicht weiter Spielball der 
finanziellen Spekulation sein läßt. 
Wie kann das Geld vom Herrn zum Diener der Welt gemacht werden? Die Staaten müssen die 
Geld- und Kreditversorgung als volkswirtschaftliche Infrastruktur begreifen und ernst neh-
men. Nötig ist eine grundsätzliche Reform der Finanzmarktverfassung, die auf folgenden kon-
zeptionellen Grundlagen beruht: 
1. Die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit ist eine öffentliche Aufgabe: Der Fi-
nanzmarkt ist kein gewöhnlicher Markt, in dem die Privatautonomie jedes einzelnen Teilneh-
mers das höchste Gut ist, sondern ein öffentlicher Raum, in welchem eine grundlegende 
volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Aufgabe zu erfüllen ist. Die Finanzbranche hat ei-
nen Service public zu erbringen.  
Die moderne Wirtschaft kann nur auf der Grundlage einer Staatsverantwortung für die Ver-
sorgung mit Geld und Kredit funktionieren. Was ökonomisch als Markt betrachtet wird, ge-
hört aus ordnungspolitischer Sicht zu den grundlegenden Rahmenbedingungen einer lei-
stungsfähigen Volkswirtschaft und muß deshalb rechtlich und politisch als Staatsaufgabe ge-
staltet werden. Wieviel von dieser Staatsaufgabe mit marktnahen Mitteln und durch private 
Akteure wahrgenommen werden kann, soll demokratisch entschieden werden.  
2. Das herkömmliche Aufsichtsmodell - das Konzept staatlicher Kontrolle über den Markt - 
ist abzulösen: Nach dem Paradigma des "freien Marktes" wurde bis anhin der Finanzmarkt auf 
der Grundlage eines Aufsichtsmodells geregelt: Im Grundsatz galt für alle Akteure die Wirt-
schaftsfreiheit. Der Staat übte lediglich eine polizeiliche Aufsicht aus, um Mißbräuche oder 
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schädliche Auswirkungen zu verhüten oder zu beheben. Dabei folgte er der Problementwick-
lung immer nur reaktiv und korrektiv, ohne die tiefer liegenden Ursachen und ihre Dynamik je 
in den Griff zu bekommen.  
Finanzmarktkrisen waren nach diesem Modell hinzunehmen, weil sie den Preis der Wirt-
schaftsfreiheit bildeten. Sie konnten lediglich Anlaß dazu sein, die Aufsicht zu verschärfen 
und die Rahmenbedingungen zu stärken. Jetzt erleben wir, daß dieses Modell versagt. 
3. Die zukünftige Finanzmarktverfassung hat sich am Gewährleistungsmodell zu orientieren: 
Wenn die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit eine Staatsaufgabe ist, ist sie von 
vornherein als öffentliche Infrastrukturleistung zu gestalten, ähnlich wie beispielsweise das 
Rechts-, das Bildungs-, das Verkehrs- und das Energieversorgungssystem. An die Stelle des 
Aufsichtsmodells tritt damit das Gewährleistungsmodell: Der Staat gewährleistet die Versor-
gung der Wirtschaft mit Geld und Kredit unter Beiziehung Privater.  
Was bedeutet dieses Gewährleistungsmodell? Es umfaßt drei Teilverantwortungen, die zwi-
schen Staat und Privaten aufgeteilt werden können: Der Staat hat einen funktionierenden Fi-
nanzmarkt zu gewährleisten, welcher die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit si-
cherstellt (Gewährleistungsverantwortung). Er kann damit private Dienstleister beauftragen, 
welche die öffentliche Aufgabe nach den staatlichen Vorgaben und Zielen zu erfüllen haben 
(Erfüllungsverantwortung). Versagen die Privaten in ihrer Leistungspflicht oder überschreiten 
sie die Grenzen ihres Mandats, kann der Staat die Aufgabe wieder an sich ziehen oder Dritten 
übertragen (Auffangverantwortung). 
Staatsaufgabe bedeutet also nicht Verstaatlichung! Gemäß dem modernen Konzept der Public 
governance können öffentliche Aufgaben in unterschiedlichster Weise durch ein Zusammen-
spiel des Staates mit Privaten erfüllt werden.  
Umfassend ist nur die Staatsverantwortung für die Erbringung einer gemeinwohldienlichen 
Leistung. Inwieweit der Staat diese Leistung selbst erbringt, ist Sache der konkreten Ausge-
staltung. Diese ist demokratisch zu bestimmen.  
Im Bereich des Finanzmarktes wird eine Aufgabenteilung zwischen einer autonomen staatli-
chen Instanz (der Zentralbank, in der Schweiz "Nationalbank" genannt) und der privaten Fi-
nanzbranche zu suchen sein. Die Erfahrung zeigt freilich, daß der Zentralbank wesentlich 
mehr Kompetenzen zugesprochen werden müssen als bis anhin. 
4. Im Finanzbereich ist der Vorrang der Demokratie vor der Wirtschaftsmacht durchzusetzen: 
Die Staaten müssen den Banken die private Geldschöpfung wieder entziehen. Denn heute ent-
steht neues Geld zum größten Teil durch Kreditschöpfung, indem sich jemand bei einer Bank 
verschuldet. Auf Grund der geringen Eigenmittelanforderungen können die Geschäftsbanken 
auf diesem Weg riesige Volumen an sogenanntem Buchgeld schaffen, das großenteils speku-
lativen Zwecken auf den Finanzmärkten dient.  
Deshalb haben die Zentralbanken die Kontrolle über die Geldmenge verloren. In Zukunft soll 
auch Buchgeld - wie die Münzen und Banknoten - gesetzliches Zahlungsmittel sein, das nur 
von der Zentralbank geschöpft werden kann (sogenannte Vollgeldreform). So wird das gesetz-
liche Geldmonopol wiederhergestellt. Die Zentralbank (Nationalbank) gibt so viel Geld in 
Umlauf, wie es die Entwicklung der Volkswirtschaft erfordert.  
Damit sorgt sie dafür, daß die Geldmenge das Volumen der Realwirtschaft abbildet. Den 
Banken verbleibt die Verteilung und Verwaltung des Geldes: der Zahlungsverkehr, die Kre-
ditvergabe (soweit sie vom Vollgeld abgedeckt ist) sowie Finanzdienstleistungen für die Re-
alwirtschaft und die Vermögensverwaltung für Private. 
Die Zentralbanken bestimmen auch die Grenzen der zulässigen Wirtschaftstätigkeit der Fi-
nanzbranche. Sie unterstellen bestimmte Tätigkeiten einer Bewilligungspflicht und verhindern 
volkswirtschaftlich schädliche Finanzprodukte. Sie verbieten zum Beispiel Wetten auf die 
Zahlungsunfähigkeit von Staaten. 
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Zu diesem Zweck werden auf nationaler Ebene verfassungsrechtliche Regelungen nötig, die 
klarstellen, welche Entscheide demokratisch zu treffen sind, welche an die Zentralbank dele-
giert werden sollen und welche der Finanzbranche anvertraut werden dürfen.  
Das Geld kann zum Diener der Welt gemacht werden, sobald wir erkennen, daß es uns zu ver-
sklaven droht. Geld macht frei, aber nur, wenn wir es unserer demokratischen Verantwortung 
unterstellen. 
Die beiden Autoren sind emeritierte Lehrstuhlinhaber an der Universität St. Gallen: Philippe 
Mastronardi für öffentliches Recht, Peter Ulrich für Wirtschaftsethik. ...<< 
Die deutsche Zeitschrift "Magazin 2000plus" berichtete am 8. Januar 2012 (x936/…): >>Die 
Staats-Simulation "BRD"  
Ein Artikel von Ingrid Schlotterbeck 
Am 8. Mai 1945 wurden die Kampfhandlungen des 2. Weltkriegs eingestellt, nach dem am 7. 
Mai Generaloberst Alfred Jodl, als Delegationsleiter der Regierung Dönitz in Reims (Frank-
reich) die Kapitulationsurkunde unterzeichnete. Am 9. Mai unterzeichnete Generalfeldmar-
schall Keitel für die Wehrmacht die bedingungslose Kapitulation in Berlin-Karlshorst. 
"Vereinigtes Wirtschaftsgebiet Deutschland" 
Der völkerrechtliche Begriff "Debellatio", gemeint ist damit die Niederwerfung des Gegners, 
trifft hier nicht zu. Die Sieger hätten vom Zustand der "Debellatio" Gebrauch machen müssen. 
Es gab nur zwei Möglichkeiten, die Annexion, also die Einverleibung der eroberten Gebiete, 
oder die Subjugation, die Verknechtung des Volkes. Beides haben die Sieger nicht getan, son-
dern in Potsdam ausdrücklich erklärt, daß weder das Deutsche Volk versklavt werden soll, 
noch Gebiete im Zuge einer Annexion weggenommen werden. (3-Mächte-Konferenz 17.7. bis 
2.8.1945, Potsdam). 
Die Siegermächte teilten das Deutsche Reich in Besatzungszonen auf. 
Die Westmächte teilten Nord-, West- und Süddeutschland unter sich auf, die Russen besetzten 
Mitteldeutschland und Ostdeutschland wurde von Rußland unter polnische und russische 
Verwaltung gestellt. Der Staat Deutsches Reich wurde mit Art. 1 §1 des Supreme Headquar-
ters Allied Expeditionary Force (SHAEF)- Gesetz Nr. 52 am 12.9.1944 bereits, mit allen 
Reichsländern, Gauen, Kommunen etc,, mit Wissen und Billigung Englands und der Sowjet-
union beschlagnahmt. 
Der immer noch fehlende Friedensvertrag wird mit den Siegermächten und dem Deut-
schen Reich zu schließen sein. Daß das Deutsche Reich fortbesteht hat das Bundesverfas-
sungsgericht (so heißt es nun mal), obwohl die Verfassung fehlt und nur ein Grundgesetz von 
den alliierten Siegermächten der BRD "übergestülpt" wurde, eindeutig festgestellt (BverfGE2, 
26 und 2BvF1/1973) siehe dazu auch die Rede Carlo Schmid (in Magazin EXTRA 10). 
Seitdem verfügt weder das Deutsche Reich, noch das von den Siegermächten geschaffene 
Besatzungskonstrukt BRD, noch das vereinigte Wirtschaftsgebiet, nach dem Beitritt der 
DDR zur BRD, über volle uneingeschränkte Souveränität. Auch wenn durch die Politiker 
der BRD anläßlich des Zwei-plus- Vier-Vertrages 17.7.1990 in Paris (Vertrag über die ab-
schließende Regelung in bezug auf Deutschland 12.9.1990) Grenzverläufe bestätigt wurden, 
können das keine Gebietsabtretungen sein, da die BRD nicht Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reichs ist. 
Bei diesen Verhandlungen wurde der Artikel 23 (Geltungsbereich des Grundgesetzes) und 
die Präambel auf Veranlassung von James Baker (USA) und Eduard Schewardnadse (Sowjet-
union) gestrichen. Damit wurde völkerrechtlich betrachtet das gesamte Grundgesetz der BRD 
aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde die Verfassung der DDR aufgehoben. Mit der Streichung der Präambel 
und des Art. 23 GG sind de jure jegliche Rechtsgrundlagen der Organe und Behörden der 
BRD erloschen, haben somit keine Rechtsgültigkeit mehr. Der territoriale Geltungsbereich des 



 33 

Grundgesetzes ist spätestens mit der Streichung des Art. 23, am 23.9.1990 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht, erloschen. 
Seit Ende 1990 gibt es das "Vereinigte Wirtschaftsgebiet Deutschland". Gemäß Artikel 133 
Grundgesetz gibt es keine "BRD", lediglich ein vereinigtes Wirtschaftsgebiet! Somit ist 
die "BRD" eine Staats-Simulation. 
Alle Politiker Schauspieler. 
Ein Staat oder ein staatsähnliches Gebilde wird nur vorgetäuscht, nur vorgespielt. Diese Situa-
tion verschweigt man den Bewohnern des Wirtschaftsgebietes "BRD", hält diese dumm (nun 
gut, die lassen sich ja auch für dumm verkaufen) und ist u.a. bei den Euro-Verhandlungen ab-
solut erpreßbar. Was der aufmerksame Betrachter jeden Tag aufs Neue kopfschüttelnd zur 
Kenntnis nimmt.  
Die "BRD" wird völkerrechtlich (und nach den SHAEF- Militärgesetzen) durch eine 
Nicht-Regierungsorganisation (NGO) geleitet. Bei der UNO werden die NGO-Staaten unter 
folgendem Link geführt: 
http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfile- Details& profi-
leCode=43653.  
Mit Debellatio bzw. Debellation (lateinisch: "vollständige Besiegung, Kriegsbeendigung"; 
bellum "Krieg") bezeichnet man das durch vollständige Zerstörung und militärische Nieder-
ringung eines feindlichen Staates herbeigeführte Ende eines Krieges. Nach traditionellem 
("klassischem") Völkerrecht konnte, aber brauchte damit nicht einherzugehen die Annexion, 
das heißt die Beseitigung der Staatsgewalt des debellierten Staates und die Inanspruchnahme 
des Staatsgebiets durch den Sieger.  
Die Einführung des Kriegsverbots im modernen Völkerrecht und demzufolge auch des Anne-
xionsverbots beschränkt die Bedeutung der Debellation. Das deutlichste Beispiel einer Debel-
lation ist die Unterwerfung Karthagos durch die Römer. Nach langen verlustreichen Schlach-
ten wurde die Stadt völlig zerstört. (Quelle Wikipedia) …<< 
Der deutsche Hochschullehrer i.R. Dr. Hans Penner forderte bereits am 21. August 2012 den 
Rücktritt der Bundeskanzlerin Merkel (x932/…): >>Merkel betreibt Auflösung Deutsch-
lands 
Im Widerspruch zu ihrem Amtseid betreibt Frau Dr. Angela Merkel eine Energie- und Euro-
papolitik, die Deutschland großen Schaden zufügt und zu Deindustrialisierung, Arbeitslosig-
keit und Verarmung führen wird. Aus diesen Gründen ist der Rücktritt von Frau Dr. Angela 
Merkel von ihrem Amt als Bundeskanzler zu fordern.  
1. Auflösung der Bundesrepublik Deutschland 
Frau Merkel betreibt die Auflösung der Bundesrepublik Deutschland als souveränen Rechts-
staat. Deutschland soll in einen europäischen Bundesstaat integriert werden, der aller Voraus-
sicht nach eine sozialistische Fiskal-Diktatur sein wird. Diese Bestrebungen widersprechen 
Artikel 20 des Grundgesetzes. Das Grundgesetz erlaubt den Bürgern Widerstand gegen diese 
Politik.  
2. Vernachlässigung der Bankenaufsicht 
Durch Vernachlässigung der Bankenaufsicht unter der Regierung von Frau Merkel hat sich in 
Deutschland der Schwerpunkt der Bankentätigkeit auf das Investmentbanking verlagert. Als 
Ergebnis betreiben Banken riskante Geschäfte, deren Verluste der Steuerzahler tragen muß. 
3. ESM-Vertrag 
Auf Betreiben von Frau Merkel soll in Luxemburg eine unzutreffend als "Europäischer Stabi-
litätsmechanismus" (ESM) bezeichnete internationale Finanzbehörde geschaffen werden. Laut 
ESM-Vertrag soll diese ESM-Bank volle Immunität genießen. Beaufsichtigungen oder Kon-
trollen der ESM-Bank sind untersagt. Die Mitarbeiter der ESM-Bank sind zum Stillschweigen 
verpflichtet. 
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4. Schulden-Union 
Unter Mißachtung der europäischen Gesetze betreibt Frau Merkel die Umgestaltung der EU in 
eine Schuldenunion. Die ESM-Bank dient ausschließlich dem Zweck, die Gläubiger maroder 
Banken zufriedenzustellen. 
5. Preisgabe der Haushaltssouveränität 
Die Finanzierung der ESM-Bank bedeutet die Preisgabe der Haushaltssouveränität des Bun-
destages. Der Bundestag kann zwar das deutsche Mitglied des Gouverneursrates der ESM-
Bank beeinflussen, nicht aber die Entscheidungen des Gouverneursrates. 
6. Anstieg der Staatsverschuldung 
Unter der Regierung von Frau Merkel stieg die Staatsverschuldung von 1,5 auf 2,1 Billionen 
Euro. Auf Betreiben von Frau Merkel verpflichtet sich Deutschland, der ESM-Bank einen 
Betrag von 190 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. Da Deutschland dieses Geld nicht 
hat, kann dieser Betrag nur durch eine höhere Neuverschuldung aufgebracht werden. Darüber 
hinaus kann der Gouverneursrat das Grundkapital des ESM und damit den Beitrag Deutsch-
lands jederzeit nach Belieben erhöhen. 
7. Torpedierung der Sozialen Marktwirtschaft 
Frau Merkel torpediert die Soziale Marktwirtschaft durch zwangswirtschaftliche Verordnung 
unwirtschaftlicher Stromerzeugungsmethoden. 
8. Vernichtung der Kerntechnik 
Ohne rationale Begründung vernichtet Frau Merkel die hochentwickelte, sichere deutsche 
Kerntechnik und zwingt zum Import von unverzichtbarem Nuklearstrom. Die Eigentümer der 
Kernkraftwerke werden gesetzwidrig zwangsenteignet. Die Gesamtkosten müssen vom Steu-
erzahler getragen werden. Deutschland verliert seine Kompetenz auf dem Gebiet der Kern-
energie. 
9. Propagierung der Klimakatastrophen-Hypothese 
Wider besseres Wissen behauptet Frau Merkel als promovierte Physikerin, Kohlendioxid sei 
ein Schadstoff, obwohl dessen Klimasensitivität unter 1° C liegt. Kohlendioxid-Emissionen 
haben keinen schädlichen Einfluß auf das Klima, fördern aber das Pflanzenwachstum. 
10. Umbau der Stromversorgung in Deutschland 
Frau Merkel fordert einen extrem kostspieligen unnötigen Umbau der Stromversorgung in 
Deutschland, der nach gegenwärtigen Schätzungen einen Anstieg der Stromkosten auf das 
dreifache bewirken wird. Süddeutschland soll aus dem Wattenmeer mit Strom versorgt wer-
den, was Stromleitungen erfordert von der Länge München - Moskau. 
11. Gefährdung der Sicherheit der Stromversorgung 
Frau Merkel fördert einen exzessiven Ausbau der sogenannten "erneuerbaren" Energieformen 
Photovoltaik, Windkraft und Biogas. Dadurch gefährdet sie in zunehmendem Maße die Netz-
stabilität und macht großräumige und langdauernde Stromausfälle immer wahrscheinlicher. 
Solche Stromausfälle werden nicht nur große Sach- und Vermögensschäden anrichten, son-
dern möglicherweise auch Tote und Verletzte fordern. 
12. Belastung der Umwelt 
Die von Frau Merkel geforderten und geförderten "erneuerbaren" Energieformen Photovol-
taik, Windkraft und Biogas belasten die Umwelt in Deutschland, ohne irgendeinen Einfluß auf 
das Weltklima auszuüben. 
13. Zerstörung der Familie 
Unter der Regierung von Frau Merkel wird die Familienstruktur unseres Volkes zerstört. Jede 
Woche werden einige tausend sozial unerwünschte ungeborene Deutsche vor ihrer Geburt 
getötet. 
14. Islamisierung Deutschlands 
Unter der Regierung von Frau Merkel werden an Universitäten islamische Lehrstühle einge-
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richtet, um die verfassungswidrige totalitäre Ideologie des Islam auszubreiten.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 17. Mai 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die parlamentarische "Scheindemokratie" (x966/…): >>Fassade 
"Demokratie" 
"Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit." 
Frank Karsten/Karel Beckmann: Wenn die Demokratie zusammenbricht.  
Die heutige Form der Demokratie wird weithin als die beste aller möglichen Gesellschaftssy-
steme, als Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit, wenn nicht gar als endgül-
tige Entwicklungsform menschlichen Zusammenlebens gepriesen. Freiheit, gleiche Teilhabe 
und Mitbestimmung, Rechtsstaatlichkeit und Gerechtigkeit, sowie materieller Wohlstand 
werde durch die moderne Form der parlamentarischen Demokratie garantiert. In ihr entscheide 
nicht mehr ein Einzelner oder eine privilegierte Schicht diktatorisch über das Volk, sondern 
dieses bestimme seine Geschicke selbst. 
Kratzen wir an dieser Fassade, so kommt vielfach etwas ganz anderes zum Vorschein. Auch 
in der heutigen Demokratie wird das Leben der Menschen weitgehend von außen durch Ge-
setze reglementiert, die von einer privilegierten Politikerkaste beschlossen werden, nur daß 
diese ihre Stellung nicht der Geburt, sondern den Wahlen des Volkes verdankt. Mit der Wahl 
aber, die stets als großes demokratisches Ritual gefeiert wird, beschränkt sich die Mitwirkung 
des Bürgers an der politischen Willensbildung darauf, seine Stimme im doppelten Wortsinn 
abzugeben und anschließend ohnmächtig zu verfolgen, was die Parteien und Politiker daraus 
machen.  
Fast alle gesellschaftlichen Themen werden, mit zunehmender Tendenz, zu kollektiven Pro-
blemen gemacht und per Gesetz zentral organisiert. Von Freiheit und Selbstbestimmung kann 
da keine Rede sein. Das ist prinzipiell ebenso eine Fremdbestimmung des Menschen wie in 
einer vormundschaftlichen Diktatur, nur daß in der "Demokratie" die Menschen ihre Vormün-
der alle paar Jahre unter mehreren Bewerbern selbst auswählen dürfen.  
Der Name "Volksherrschaft" täuscht etwas vor, was nicht vorhanden ist. Nicht der Wille des 
Volkes, sondern der Wille weniger, die vorgeben, das Volk zu vertreten, hat das Sagen. So 
rief ein holländischer Komiker einmal aus: "Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Mor-
gen lese ich überrascht in der Zeitung, was ich will." Wir haben in Wahrheit eine Oligarchie, 
in der "die herrschenden Gesetze die Gesetze der Herrschenden" (B. Brecht) sind. Es herrscht 
in den Gesetzen vielfach nicht das von allen als gerecht empfundene Recht, sondern im Ko-
stüm des Rechts herrschen die Interessen der Wenigen. 
Demokratie ist unbedingt notwendig. Nur ist das, was heute so genannt wird, keine wahre 
Demokratie. Es wird das Wort eines positiven Begriffes benutzt, hinter dessen Fassade sich 
etwas ganz anderes abspielt. Und durch die permanente phrasenhafte Preisung des Wortes 
wird das Bewußtsein der Menschen eingelullt, so daß sie schließlich glauben, was ihnen vor-
gegaukelt wird. 
Der geistigen und gesellschaftlichen Geschichte der europäischen Völker liegt als innere, ge-
gen alle Widerstände gärende und treibende Kraft die vorwärts drängende Entwicklung des 
Menschen zur freien, sich selbst bestimmenden Individualität zugrunde. Auch die Demokra-
tie-Bewegung ist letztlich daraus hervorgegangen.  
Das wachsende Bewußtsein, daß nicht nur wenige, sondern jeder Mensch die Wahrheit erken-
nen und aus eigener Einsicht sein Leben selbst bestimmen kann, ließ die Herrschaft eines pri-
vilegierten Adels unerträglich werden. Der Mensch will nicht mehr Gesetzen unterworfen 
sein, die ihm von oben diktiert werden, sondern seine Lebensverhältnisse selbst gestalten und 
an dem, was notwendig gesetzlich geregelt werden muß, als Gleicher unter Gleichen mitwir-
ken. 
Da stellt sich zuerst die für eine freiheitliche Demokratie wesentliche Frage, die zumeist über-
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gangen wird, welche Gesetze in einer Gemeinschaft überhaupt notwendig sind. Denn ein Ge-
setz, mag es inhaltlich noch so gut oder gut gemeint sein, schließt immer das freie Handeln 
des Menschen aus und unterwirft es einem äußeren Zwang. 
Wenn Freiheit und Selbstbestimmung, Gleichheit vor dem Gesetz und Sozialverhalten die 
Ideale des demokratischen Staates sind, dann kann dessen Sinn und Aufgabe nur darin beste-
hen, durch die Verfassung, das Zivil-, Straf- und sonstige Ordnungsrecht den schützenden 
Rahmen dafür zu bilden, daß seine Bürger im Sinne dieser die Demokratie in ihrem Funda-
ment begründenden Menschenrechte ihr Leben selber bestimmen und gestalten und darin ihre 
Persönlichkeit frei entfalten können. Die staatliche Ordnung ist nicht Selbstzweck, sondern 
hat der Entwicklung des Menschen zur freien Individualität zu dienen. 
Gesetze dürfen danach nicht die inhaltliche Regelung der wirtschaftlichen und kulturell-
geistigen Tätigkeit der Bürger, ihr physisches und moralisches Wohl, zum Ziele haben. Denn 
dann setzt sich der Staat an die Stelle der Handlungsintentionen des freien Menschen, schaltet 
mit der Selbstbestimmung seine Freiheit aus und verletzt ihn in seiner Würde als autonomes 
Wesen.  
Der Mensch wird dann nicht als mündiges Subjekt, sondern als Objekt des Willens anderer 
behandelt und erniedrigt. Es wird automatisch ein demokratiewidriges Über- und Unterord-
nungsverhältnis begründet, dem die Menschen passiv ausgesetzt sind.  
Der Staat tritt als Vormund auf, der unausgesprochen voraussetzt, daß die Menschen unmün-
dig seien, denen von den wenigen Mündigen im Staate, von "denen da oben", wie die hilflo-
sen Bürger noch immer bezeichnenderweise sagen, vorgeschrieben werden müsse, was das 
Richtige und Beste für sie sei. Es ist noch eine unbewußt so tief sitzende obrigkeitsstaatliche 
Gewohnheit und Tradition, daß man gar nicht mehr die darin liegende Arroganz und Überheb-
lichkeit empfindet. Sie wird nur durch das suggestiv-mediale Ritual der Parlaments-Wahlen 
verdeckt, das für den Wähler die Illusion des Einflusses erzeugt, in Wahrheit aber die Abgabe 
seiner Freiheit bedeutet. 
Dem demokratischen Staat darf es nur um den Schutz des vom Bürger selbst zu besorgenden 
Wohles vor Gefährdungen, also um die Sicherung des äußeren und inneren Friedens gehen. 
Hier handelt es sich um Aufgaben, die nicht vom Einzelnen, sondern nur im Zusammenschluß 
aller und durch gemeinsam vereinbarte Regeln gelöst werden können.  
Sie sind es, welche die Bildung einer Gemeinschaft als Staat erst nötig machen und ihm kon-
stitutiv zugrunde liegen. Das Strafrecht sorgt für die Sicherheit vor sozial zerstörerischen 
Handlungen, die gegen Leib und Leben gerichtet sind. Das bürgerliche Recht faßt die Bezie-
hungen der Menschen, wie sie sich im wirtschaftlichen und im kulturellen Leben ergeben, in 
Regeln, die dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden entsprechen. Im Verfahrensrecht ist 
die Selbstjustiz des einzelnen unterbunden und die Verfolgung seines Rechtes zur Sorge der 
Gemeinschaft gemacht, die hier nicht eigene Interessen, sondern diejenigen des Recht suchen-
den Bürgers vertritt. 
Nur in diesem auf allgemeine Regeln reduzierten Rechtsleben des Staates, in dem jeder mün-
dige Mensch urteilsfähig ist, kann es eine parlamentarische Abstimmung geben. In inhaltli-
chen Fragen des Wirtschafts- und des geistig-kulturellen Lebens ist sowieso nur der jeweilige 
Fachmann urteilsfähig. Das wegen der Größe eines Staatsgebietes notwendige repräsentative 
System müßte aber für grundsätzliche Rechtsfragen noch durch Volksabstimmungen ergänzt 
werden. 
Freiheit und Selbstbestimmung des Menschen sind nicht mit einer hierarchischen, vertikalen, 
sondern nur mit einer horizontalen Gesellschaftsstruktur vereinbar. In ihr stehen alle Bürger 
gleichberechtigt nebeneinander und gehen vertragliche Vereinbarungen unter Gleichen ein. 
Welche Gestaltungen sich im kulturellen und im wirtschaftlichen Felde etablieren, kann nur 
unter dem Gesichtspunkt ihrer Fruchtbarkeit und der realen Bedürfnisse von den beteiligten 
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Menschen selbst entschieden und vereinbart werden.  
Der Staat hat nur den rechtlichen Rahmen zu setzen, der Privilegien und Monopole verhindert, 
die zu Unterdrückung und Ausbeutung führen. Er hat aber nicht über Parlamente und Wirt-
schafts- oder Kultusministerien irgendeinen dirigierenden Einfluß auszuüben. Das bedeutet, 
daß sich sowohl das Wirtschaftsleben als auch das geistig-kulturelle Leben mit dem gesamten 
Bildungswesen aus ihrer eigenen Kompetenz, d.h. aus der Erkenntnis- und Gestaltungsfähig-
keit der betroffenen mündigen Menschen konstituieren und sich selber - horizontal koordinie-
rend - organisieren. 
Die Anmaßung des Staates, bzw. der ihn lenkenden Kreise, alle Lebensgebiete des Menschen 
inhaltlich zu reglementieren, hat dazu geführt, daß sich am Flaschenhals des Parlamentes, 
durch den alle Regelungen hindurchmüssen, ein riesiger Schwarm von Interessengruppen, die 
Lobbyisten, festgesetzt hat, um Einfluß darauf zu nehmen. Die größten Interessengruppen sind 
die politischen Parteien, die sogar das Parlament okkupiert haben. Sie stellen ausschließlich 
die "Volksvertreter", die aber in Wahrheit die Interessen ihrer Partei vertreten, der sie verant-
wortlich sind. Sie unterliegen der Partei-Disziplin zur Geschlossenheit in den Abstimmungen, 
dem "Fraktionszwang", der schon für sich die grundgesetzlich garantierte Unabhängigkeit des 
Abgeordneten aushebelt. 
Eine direkte Verbindung zum Volk ist dadurch nicht vorhanden. Es gibt nur eine begrenzte 
Personenwahl, die von den Parteien vorgegeben wird, und eine Gruppenwahl, die ebenfalls 
über die Landeslisten der Parteien erfolgt. 40 % der Abgeordneten kommen schon über einen 
sicheren Listenplatz der Parteien in das Parlament. Sie stehen also schon vor der Wahl fest, 
werden gar nicht von den Bürgern, sondern praktisch von den Parteien bestimmt, in denen nur 
2,4 % des Volkes organisiert sind.  
Die Hoheit der Gesetzgebung liegt de facto nicht beim Abgeordneten, sondern bei seiner Par-
tei. Gesetzgeber ist de facto nicht das Parlament, sondern die Regierungspartei oder die Koali-
tionsrunde der Regierungsparteien. Es wird das Parlament nur formal als Forum benutzt. Die 
tatsächlichen Entscheidungen werden vorher in der Partei gefällt, in der Legislative und Exe-
kutive eins sind, die Gewaltenteilung also aufgehoben ist. 
Diese scheindemokratischen Strukturen geben nun die Möglichkeit ab, daß Hintergrundkreise 
diese Oligarchie als Instrument benutzen und für ihre Interessen und Ziele einspannen können, 
so daß die Politiker vielfach nur ihre Marionetten sind. Daß zu diesen Hintergrundkreisen die 
Finanzindustrie gehört, ist für jedermann mehr als offensichtlich geworden.  
Die Vorgänge in der "Eurorettung" offenbaren ja jedem, wessen Interessen hier bedient wer-
den. Astronomische Summen, den Steuerzahlern des einen Volkes geraubt, werden in schein-
barer Solidarität den überschuldeten anderen Völkern gegeben, fließen aber in Wahrheit den 
internationalen Banken zu, um deren Forderungen zu begleichen. Zusätzlich werden noch 
Schulden der Banken direkt getilgt. 
Schon 1910 listete der Franzose Francis Delaisi 55 Männer auf, die in Wirklichkeit Frankreich 
beherrschten und ausbeuteten (La Demokratie et les Financiers). Dem Großkapital sei es ge-
lungen, aus der Demokratie das wunderbarste und wirksamste Werkzeug zur Ausbeutung der 
Gesamtheit zu machen. Man denke gewöhnlich, die Finanzleute seien Gegner der Demokratie. 
Das sei ein Irrtum, sie seien deren Leiter und bewußte Förderer. Die Demokratie bilde die 
spanische Wand, hinter der sie ihre Ausbeutungsmethode verbergen, und in ihr fänden sie das 
beste Verteidigungsmittel gegen die etwaige Empörung des Volkes. Es gibt keine Anzeichen, 
daß das heute anders wäre. 
Graf Coudenhove-Kalergi, der große Vorantreiber eines europäischen Superstaates, schrieb 
als Kenner der Szene hinter den Kulissen 1925 in seinem Buch "Praktischer Idealismus": 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie. Weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
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Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher:  
Sie diktieren die Richtlinien der Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Mei-
nung die Wähler, durch geschäftliche und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die 
Plutokratie von heute ist mächtiger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über 
ihr als der Staat, der ihr Werkzeug und Helfershelfer ist." 
Sowie dem Staat die angemaßten inhaltlichen Regelungen in der Wirtschaft, einschließlich 
des Geldwesens, und in der Kultur entzogen würden, hätten die Interessengruppen bei Parla-
ment und Regierung keine Ansatzpunkte mehr, und auch die politischen Parteien würden ver-
schwinden. Damit entfiele zugleich für die Hintergrundkreise die Möglichkeit, über politische 
Marionetten die Gesellschaft in ihrem Sinne zu lenken und zu prägen. 
Für Volksabstimmungen und natürlich noch notwendige Parlamente der Volksvertreter bliebe 
nur die Kompetenz der oben skizzierten Rechtssetzung im eigentlichen Sinne, bei der es nicht 
um inhaltliche Teil- oder Gruppeninteressen, sondern um den rechtlichen Rahmen geht, in 
dem jeder Mündige urteilsfähig ist. 
Das bedeutet, daß sowohl das Wirtschaftsleben als auch das geistig-kulturelle Leben ihre je-
weils eigenen Verwaltungen bräuchten, in denen horizontal in kooperierenden Körperschaften 
die notwendigen koordinierenden, aufeinander abstimmenden vertraglichen Vereinbarungen 
getroffen werden. So daß sich eine Dreigliederung des gesellschaftlichen Lebens in das 
Rechts-, Wirtschafts- und Kulturleben ergäbe, die durch eigene Verwaltungen eine relative 
Unabhängigkeit voneinander hätten, sich aber funktional wie in einem Organismus durchdrin-
gen würden.  
Auf diese Notwendigkeit hat bereits Anfang des 20. Jahrhunderts der vielfach verkannte Ru-
dolf Steiner in seiner Schrift "Die Kernpunkte der sozialen Frage" und in vielen Aufsätzen 
und Vorträgen hingewiesen. 
Es kommt alles darauf an, die jetzige "demokratische" Diktatur endlich im Sinne des sich 
selbst bestimmenden freien Menschen zu verändern, wenn sich die Katastrophen nicht fortset-
zen sollen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. Juli 2013 (x887/...): 
>>Land minderen Rechts 
NSA-Skandal wirft alte Frage neu auf: Wie souverän ist Deutschland? 
Kanzlerin und Opposition spielen die Empörten. Doch glauben kann ihnen die Entrüstung 
niemand, der die Hintergründe kennt. 
Die Enthüllungen des Edward Snowden haben den Blick auf einen lange verdrängten dunklen 
Punkt der deutschen Wirklichkeit gelenkt: die noch immer eingeschränkte Souveränität unse-
res Landes gegenüber ehemaligen Besatzungsmächten. 
Wie beiläufig tritt zutage, daß die Deutschen nicht nur massiv ausspioniert werden, sondern 
daß zudem deutsche Geheimdienste nach einer Vereinbarung von 1968 verpflichtet sind, 
Rohdaten an die Westalliierten weiterzugeben. BND, Verfassungsschutz und Militärischer 
Abschirmdienst erscheinen so als Handlanger fremder Mächte. Die Vereinbarungen waren bis 
2012 geheim. Angeblich nehmen Westalliierten ihr Recht seit 1990 nicht mehr in Anspruch - 
so wird behauptet, doch was darf man nach den jüngsten Enthüllungen noch glauben? 
Im Zusammenhang mit der Vereinbarung berichtet die "Frankfurter Allgemeine Sonntagszei-
tung" von mehreren gemeinsamen Absichtserklärungen von BND und US-Geheimdiensten, 
die weiterhin als streng geheim eingestuft würden. Solche unheilvollen Andeutungen rufen die 
sagenumwobene "Kanzlerakte" in Erinnerung:  
Eine Verpflichtungserklärung, welche alle deutschen Regierungschefs nach Amtsantritt zu 
unterzeichnen hätten. Allein Willy Brandt soll sich, erbost und entsetzt vom Inhalt, zunächst 
geweigert haben, die Akte zu unterzeichnen. Erst, als ihm eindringlich bedeutet wurde, daß 
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alle seine Vorgänger unterschrieben hätten und dies auch für ihn unumgehbar sei, habe er sich 
gefügt. Brandt nannte die Akte einen "Unterwerfungsbrief", wie Egon Bahr 2009 in der "Zeit" 
enthüllte hat. 
Bis zur Offenlegung durch Bahr wurden alle Mutmaßungen über die "Kanzlerakte" ins Reich 
der Verschwörungstheorien verbannt. Seitdem hat sich ein Spalt geöffnet auf eine Realität, 
vor deren Hintergrund die spontane Entrüstung der Kanzlerin wie der Opposition über die 
NSA nur noch scheinheilig klingt. "Freunde abhören geht gar nicht", empört sich Merkel we-
nig glaubwürdig, der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Dieter Wie-
felspütz, tönt: "Keine Bundesregierung kann akzeptieren, daß wir ein Land minderen Rechts 
sein sollen." Und warum haben SPD-Regierungen das dann getan? 
Für den Status "minderen Rechts" spricht, daß deutscherseits offenbar kaum Gegenspionage 
betrieben wird. Überdies bauen die USA nach Absprache mit deutschen Behörden in Wiesba-
den für mehr als 100 Millionen eine neue Spionagezentrale.  
Solche Nachrichten richten schweren Vertrauensschaden an. Die Deutschen könnten den Ein-
druck gewinnen, daß ihre Politiker Deutschlands Interessen an andere Länder verraten und ihr 
eigenes Volk hinters Licht führen. Um dem zu begegnen, muß Merkel mehr liefern als durch-
schaubare Wahlkampfsprüche.<< 
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 21. Juli 2013: >>Überwachung durch US-Ge-
heimdienste unterirdisch  
Die US-Spionage in Deutschland schneidet die Wurzeln der Grundrechte ab. Das ist staatsge-
fährdend. Und was macht Innenminister Friedrich, der ja auch Verfassungsminister sein soll? 
Mit seinem Gerede von einem Supergrundrecht Sicherheit versucht der CSU-Mann, die Un-
terhöhlung des Bodens des Grundgesetzes sogar noch zu rechtfertigen. … 
Vom Beginn der Bundesrepublik an waren alle politischen Kräfte bestrebt, auf dem Boden des 
Grundgesetzes zu agieren. Jede Partei behauptete das von sich selbst, bisweilen sprach die 
eine das der anderen ab. Der Boden des Grundgesetzes wurde so zum Ort, auf dem die großen 
politischen Streitigkeiten ausgetragen wurden. Ob bei der Anti-Terror-Gesetzgebung oder bei 
den Milliardenbürgschaften für Banken und Euro - die große Frage lautete und lautet: Steht all 
das noch auf dem Boden des Grundgesetzes? … 
Die unterirdische Überheblichkeit des Sicherheitsapparates 
Dieses Selbstbewußtsein und diese Selbstsicherheit geraten ins Wanken, seitdem bekannt 
wird, daß unter dem Boden des Grundgesetzes US-Geheimdienste arbeiten, die sich um die 
deutschen Grundrechte nicht scheren; die das Fernmeldegeheimnis so wenig achten wie den 
Schutz der Privat- und Intimsphäre der Bundesbürger; die das Recht der Menschen auf infor-
mationelle Selbstbestimmung nicht respektieren; die das Computer-Grundrecht, also das vom 
Verfassungsgericht geschaffene Recht auf Vertraulichkeit und Integrität informationstechni-
scher Systeme, ja den gesamten Datenschutz ignorieren, den Gesetzgeber und Bundesverfas-
sungsgericht in Jahrzehnten geschaffen haben. … 
Widerspruch zum Grundgesetz 
Das Spionagenetz, das die Amerikaner einst in ihrer deutschen Besatzungszone errichtet ha-
ben, existiert immer noch, jetzt in ganz Deutschland. Die NSA baut gerade in Wiesbaden ein 
neues Spionagezentrum. … 
Das alles hat nicht Edward Snowden herausgefunden, sondern der Freiburger Historiker Josef 
Foschepoth, der über die Post- und Fernmeldeüberwachung in der alten Bundesrepublik ge-
forscht und 2012 ein aufsehenerregendes Buch geschrieben hat: "Überwachtes Deutschland". 
Edward Snowden hat freilich aufgedeckt, daß die Überwacherei exzessiv weitergegangen ist 
und weitergeht, auch nach der Wiedervereinigung und dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag, der 
Deutschland angeblich die volle Souveränität gegeben hat. 
Die Mißachtung des deutschen Grundrechts hat einen beschwichtigenden Namen: "Strategi-
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sche Kontrolle" nennt das der US-Geheimdienst. Das ist nicht nur eine Kontrolle bestimmter 
Telefonate, das ist nicht nur ein Zugriff auf bestimmte Internet-Daten, sondern die Kontrolle 
des gesamten Telefon- und Internetverkehrs. "Strategische Kontrolle" ist grob verharmlosend, 
Schleppnetzüberwachung sagt man besser. Sie ist der GAU für das Allgemeine Persönlich-
keitsrecht - die Größte Anzunehmende Überwachung. Es existiert in Deutschland eine grund-
rechtsverachtende Parallelwelt, eine Unterwelt. 
Vom Wesensgehalt der Grundrechte ist kaum etwas übrig  
Das Grundgesetz sagt, "in keinem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet 
werden". Zum Wesen der US-Spionage gehört aber ersichtlich, vom Wesen der genannten 
Grundrechte kaum etwas übrigzulassen. 
Der Boden des Grundgesetzes verliert seine Stabilität. Die Statik des deutschen Rechtsstaats, 
der auf diesem Boden errichtet wurde, wankt. Die Tektonik der Verfassung bricht. Die Si-
cherheit der Menschen im Recht leidet, die Geborgenheit im Rechtsstaat geht verloren. Die 
umfassende, generelle und flächendeckende US-Überwachung der Bundesbürger ist nicht ein-
fach nur ein Angriff auf die deutsche Souveränität. Sie ist ein umfassender Angriff auf die 
Grundrechte der deutschen Bürger. … 
Innenminister Friedrich - ein Ministrant der US-Sicherheitspolitik 
… Der deutsche Staat hat den umfassenden Schutz der Grundrechte des Grundgesetzes garan-
tiert. Wenn er diese Garantie nicht einhalten kann oder einhalten will, wenn diese Garantie 
also nichts mehr gilt, handelt es sich um einen Fall von Staatsnotstand. 
Der Bundesinnenminister ist zugleich Verfassungsminister. Der derzeitige Amtsinhaber Hans-
Peter Friedrich, CSU, ist sich offensichtlich dessen nicht bewußt. Er tut so, als gelte es ledig-
lich, den Amerikanern gesprächsweise beizubringen, daß die Deutschen halt so sensibel seien, 
wenn es um ihre Grundrechte geht. Minister Friedrich versteht offenbar nicht, daß der Schutz 
der Grundrechte der Bürger zum Wesen des Staates und zu den Hauptaufgaben seines Amtes 
gehört. Es geht bei den Spionageangriffen nicht um Petitessen, es geht nicht um Sensibilitä-
ten, es geht um den Kern von Demokratie und Rechtsstaat. 
Ein Minister, dem man das erst erklären muß, ist nicht ein Minister der Bundesrepublik, son-
dern ein Ministrant der US-Sicherheitspolitik. Mit seinem Reden von der Sicherheit als einem 
Supergrundrecht macht er sich zum NSA-Bruder, zum Bruder im Geiste des US-Geheim-
dienstes. Die Erfindung eines ungeschriebenen Supergrundrechts Sicherheit ist der Versuch, 
die Unterhöhlung des Bodens des Grundgesetzes zu rechtfertigen.  
Der alte, berühmt-berüchtigte Satz des Staatsrechtlers Carl Schmitt - "souverän ist, wer über 
den Ausnahmezustand entscheidet" - darf aber nicht Wahrheit werden. Heute muß gelten: 
Souverän ist, wer die Grundrechte seiner Bürger schützen kann. Innenminister Friedrich ist es 
nicht. Diese Bundesregierung ist es auch nicht. Ist es der deutsche Staat? 
Manche halten die US-Spionage für Montezumas Rache an der Internet-Generation  
Angeblich existieren immer noch etliche vage ehemalige alliierte Vorbehaltsrechte, die den 
USA zum Schutze ihrer Truppen in Deutschland alles Erdenkliche und nicht näher Festgeleg-
te erlauben. Angeblich haben die Amerikaner beim US-Besuch des deutschen Innenministers 
auf die Ausübung solcher alten Rechte verzichtet. Nichts Gewisses weiß man nicht. Aber man 
hat das unangenehm mulmige Gefühl, daß es darauf nicht ankommen wird - weil die USA 
ganz unabhängig davon, ob noch ein dünner Faden von US-Vorbehaltsrechten in Deutschland 
existiert, die Macht haben und die Macht nutzen, auf alle Daten zuzugreifen, die sie wollen. 
… 
Die Anti-Terror-Politik aber hat Recht und Rechte weggeräumt 
Die Sicherheitsapparate eines Polizeistaats dürfen alles, was sie können. Die Sicherheitsappa-
rate eines Rechtsstaats können alles, was sie dürfen. Sie dürfen und können ziemlich viel, aber 
das hat eine Grenze. Das galt vor dem 11. September 2001, und das muß auch nachher so 
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sein; es ist aber nicht mehr so. Die Sicherheitspolitik der westlichen Länder hat in ihren Reak-
tionen auf die Terroranschläge verkannt, daß auf Dauer nur Recht die Freiheit sichern kann. 
Die Anti-Terror-Politik aber hat Recht und Rechte weggeräumt, um so für Sicherheit zu sor-
gen. … 
Stark ist nicht der Staat, der den Bürgern mit einem Generalverdacht gegenübertritt und 
grundsätzlich jedem mißtraut. Stark ist der Staat, der die Sicherheit hat, daß die Menschen- 
und Bürgerrechte die besten Garanten der inneren Sicherheit sind. Der demokratische Staat, 
der nur wegen und aus der Freiheit seiner Menschen besteht, darf sich nicht gegen seine 
Schöpfer wenden. 
"Der Staat ist um des Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates willen." Das steht 
im ersten Entwurf des Grundgesetzes, im Artikel 1 des Entwurfs von Herrenchiemsee. Die 
USA haben dies einst die Deutschen gelehrt.<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore, das sind kryptische Kürzel, die vor 
kurzem niemand kannte. Jetzt stehen sie in den Schlagzeilen. Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht, weil man ja jeden Tag was Neues erfährt, und das ist dann 
immer so, daß das so ein Zyklus ist, bei dem plötzlich die Faktenlage sich verändert, ver-
schiebt. Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natürlich schwerwiegende Grund-
rechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu wenig tut. Aber was ich eben 
auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer noch gilt. Wäre es nicht doch an 
der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Besatzung beendet wird? Dazu müßte 
eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt haben sie nur die Verwaltungsver-
einbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das reicht nicht. Wir brauchen kein 
Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 6. November 2013 
(x887/...): >>NSA-Affäre: Trotz Unmuts will Berlin das Verhältnis  zu den USA nicht 
überdenken 
Die Schieflage in der Beziehung zwischen Deutschland und den USA ist vor allem im deut-
schen Selbstverständnis begründet. 
Einer peinlichen Situation begegnet man am besten durch ein schnelles, resolutes Wort. So 
ließ sich Kanzlerin Angela Merkel im Bunde mit ihrem mutmaßlichen Koalitionspartner SPD 
nicht viel Zeit, um klarzustellen: Kein Asyl für Edward Snowden in Deutschland, aus rechtli-
chen Gründen und wegen der "überragenden Bedeutung der transatlantischen Beziehungen". 
Auf diese "Beziehungen" fällt nach Snowdens Enthüllungen indes ein fahles Licht: Unter 
Bruch deutschen Rechts haben US-Spitzel Millionen Deutsche bis hin zur Kanzlerin zum 
Spionage-Objekt gemacht. Empörung darüber beantworten amerikanische Offizielle gar nicht 
oder mit einem Achselzucken: So sei das eben, das machten doch alle so.  
Ebenso "normal" ist es allerdings, daß man Überläufern, die dem Ausgespähten verraten, was 
die andere Seite bei ihm getrieben hat, Schutz gewährt. Doch das soll nun plötzlich nicht mehr 
gelten. 
Kurz gesagt: Den USA ist es erlaubt, Deutschland wie jedes beliebige Land der Welt zu trak-
tieren und entsprechend Staat, Volk und Wirtschaft auszuspionieren. Andersherum aber ver-
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pflichtet sich Berlin, die USA als "überragenden" Verbündeten zu behandeln und eben nicht 
als Staat wie jeden anderen. 
Diese Schieflage der Beziehungen ist nun jedem Deutschen unter die Nase gerieben worden, 
und das ist gut so. Denn vielleicht ringt sich nun der eine oder andere zu der Frage durch, wie 
es zu diesem Herr- und Vasall-Verhältnis kommen konnte. Der verlorene Krieg? Zu lange her. 
Die geringe Größe Deutschlands? Viel kleinere, schwächere Länder pochen erfolgreicher auf 
ihre Souveränität. 
Den eigentlichen Grund für die schmähliche Position Deutschlands offenbarte die Snowden-
Debatte selbst: Gerade die, die jetzt besonders laut die nationale Souveränität und Selbstbe-
hauptung der Deutschen einklagen, verteufeln derlei Forderungen an anderer Stelle als "rück-
wärtsgewandten Nationalismus". Sie können nationale Hoheit nicht schnell genug an Europa, 
ja die ganze "Weltgemeinschaft" loswerden und weigern sich, Bundeswehr und Auslandsge-
heimdienst die Mittel zu geben, die nötig wären, um nicht mehr nur Trittbrettfahrer der USA 
zu sein. Hans-Christian Ströbele und Gregor Gysi handeln aus Haß auf die USA, nicht aus 
dem Gefühl vaterländischer Verpflichtung. Sie fordern Richtiges aus falschem Grund. Union 
und SPD wiederum sehen Deutschlands Vasallenrang als unabänderliches Schicksal an.  
Diese Grundhaltungen müssen erst geändert werden, bevor man sich in Berlin ernsthaft daran 
machen kann, die deutsche Souveränität auf ein angemessenes Niveau zu heben. Echte Souve-
ränität muß zuallererst wirklich gewollt werden. Sie muß von innen kommen, nur dann hat sie 
auch eine Chance, draußen respektiert zu werden.<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 16. November 2013: >>Geheimer 
Krieg: Deutschland zahlt Millionen für US-Militär 
Wenn die Amerikaner in Deutschland neue Basen bauen, zahlt der Bund drauf. Das kostet die 
deutschen Steuerzahler Hunderte Millionen Euro. Grund dafür ist ein jahrzehntealtes Ab-
kommen. Die Bundesregierung sieht keinen Änderungsbedarf.  
Das US-Militär ist gut versteckt in den fast 3.000 Seiten Bundeshaushalt. Im Einzelplan 12 
etwa, dem Budget des Verkehrsministeriums, … unter der Überschrift "Erstattung der den 
Ländern bei der Erledigung von Bauaufgaben des Bundes entstehenden Kosten". 
Unter diesem Etat hat die Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren 598 Millionen 
Euro Subventionen an die Amerikaner abgerechnet. Doch das sind nicht die einzigen Kosten: 
Addiert man die Summe der Ausgaben für die US-Streitkräfte im Bundeshaushalt zwischen 
2003 und 2012, erhält man etwa eine Milliarde Euro. 
Der deutsche Steuerzahler trägt so dazu bei, die amerikanische Militärinfrastruktur für den 
geheimen Krieg aufzubauen. Von US-Basen in Deutschland werden Drohnenangriffe in Afri-
ka koordiniert, die Geheimdienste sind im Land aktiv - und private US-Konzerne helfen ih-
nen. 
Zu den 598 Millionen Euro für Bauten kommen 327 Millionen Euro, mit denen Schäden aus-
geglichen wurden, die US-Soldaten angerichtet haben, und Sozialleistungen bezahlt wurden, 
die von den Amerikanern entlassene Zivilangestellte bekommen. Hinzu kommen Subventio-
nen für den Umzug der amerikanischen Luftwaffe von Frankfurt nach Ramstein und Spang-
dahlem in Höhe von 70 Millionen Euro sowie Steuer- und Zollvergünstigungen in unbekann-
ter Höhe. …<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 18. November 2013: >>US-Geheim-
diensttätigkeiten  
Wie souverän ist Deutschland?  
Die Recherchen zum geheimen Krieg der USA zeigen: Auf deutschem Boden existieren of-
fenkundig zwei Staatsgewalten - die deutsche und die amerikanische. Wenn die Deutschen 
das Schalten und Walten der US-Geheimdienste tolerieren, akzeptieren, respektieren, wirft 
das die Frage nach ihrer Souveränität auf. … 
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Es hat einen Entstaatlichungsprozeß gegeben - das bekannteste Kürzel dafür heißt Europäi-
sche Union. Die Nationalstaaten sind von dem dichten Geflecht einer EU-Rechts- und Quasi-
Verfassungsordnung umgeben, dazu auch noch von vielen internationalen Vertragswerken 
eingehüllt. Die Staatsrechtler und die Politikwissenschaftler reden daher von 'offenen Staaten' 
und von einer 'Welt jenseits des Staates'; sie konstatieren eine Postnationalisierung des Ver-
fassungsrechts, sie reden von einem europarechtlich überlagerten Grundgesetz und einer rela-
tivierten Staatlichkeit. Mit dieser relativierten Staatlichkeit ringt auch das Bundesverfassungs-
gericht in jeder seiner Euro-Entscheidungen: Wieviel Hoheit braucht der Staat, um noch als 
Staat zu existieren? … 
Es existieren offensichtlich zwei Staatsgewalten in Deutschland: erstens die deutsche, und 
zwar in der Gestalt, die ihr die EU- und andere Verträge gegeben haben; daneben zweitens die 
US-amerikanische, in nicht genau bekannter Form. Mit zwei nebeneinander existierenden 
Macht- und Herrschaftssystemen gibt es freilich in Deutschland reiche Erfahrungen: Jahrhun-
derte lange waren das zuerst Kaiser und Papst, dann Staat und Kirche.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 25. Mai 2014 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 Bundeskanzler: >>… Dem "großen Europäer" 
Helmut Kohl hielt Frederick Forsyth 1997 vor, er habe in einer Rede vor Studenten erklärt, 
den Deutschen sei nicht zu trauen, weshalb die "europäischen Freunde" sie fesseln und wirt-
schaftlich anbinden sollten, damit sie sich nie wieder losreißen und einen europäischen Krieg 
anzetteln könnten. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 28. Mai 2014: >>Bundesregierung 
ohne Mitspracherecht: USA modernisieren Atomwaffen 
Die Bundesrepublik hat kein Mitspracherecht bei der Stationierung und Modernisierung von 
amerikanischen Atomwaffen in Deutschland. Darüber habe es "keine Verhandlungen" gege-
ben, teilte die Bundesregierung nach Angaben der Rheinischen Post auf eine Anfrage der 
Grünen mit. 
Hintergrund ist die Ankündigung der amerikanischen Regierung, ihre Atomwaffen in 
Deutschland zu modernisieren. Dazu sollen ab 2020 neue Kernwaffen des Typs B61-12 in der 
Bundesrepublik stationiert werden. 
Grünen werfen Bundesregierung Heuchelei vor 
Das Bundesverteidigungsministerium verteidigte die Pläne. Diese dienten dazu, "die Sicher-
heit und Zuverlässigkeit aller von diesem Programm erfaßten Nuklearwaffen auch weiterhin 
auf höchstem Niveau sicherzustellen und damit die Glaubwürdigkeit der nuklearen Abschrek-
kung zu gewährleisten". 
Die Grünen warfen der schwarz-roten Koalition nun ein "doppelzüngiges Spiel in Sachen 
Atomwaffen" vor. Daß die Bundesregierung weder informiert wurde, noch nachgefragt habe, 
sei "nicht nur peinlich, sondern auch verantwortungslos", kritisierte die Bundestagsabgeordne-
te Agnieszka Brugger.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Jahre 2014 im COMPACT-
Spezial Nr. 4 (x350/41-43): >>Stalin und die Chance zur Einheit  
_ von Klaus Höpcke  
Friedensvertrag für Deutschland, Neutralität und freie Wahlen - das Angebot der sowjetischen 
Führung von 1952 wird im Westen bis heute als Bluff abgetan. Zu Unrecht, wie die Auswer-
tung der Dokumente zeigt.  
Am 10. März 1952 veröffentlichte die Regierung der UdSSR eine Note an die Regierungen 
der USA, Großbritanniens und Frankreichs über die Grundlagen eines mit Deutschland abzu-
schließenden Friedensvertrages.  
Das ist 60 Jahre her. Ich hatte seinerzeit mein Studium in Leipzig aufgenommen und bin als 
Student zum Zeitzeugen geworden. Uns frappierte damals besonders der Wagemut, der darin 
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bestand, für Gesamtdeutschland Parlamentswahlen anzubieten. Aufgrund des Übergewichtes 
der Bevölkerungs- und somit Wählerzahlen in der westdeutschen Bundesrepublik gegenüber 
dem Stimmenpotential im Osten fragten wir uns, ob in Betracht gezogen worden war, daß bei 
einem solchen Urnengang die Entwicklung, die wir in der DDR in Gang gebracht hatten, be-
einträchtigt werden könnte. Dies hielten wir für nicht unproblematisch, versuchten es aber als 
Beitrag für das Gelingen eines Friedensvertrages zu verstehen.  
Vor diesem Hintergrund war uns auf den ersten Blick um so unverständlicher, warum die Re-
gierungen der USA, Großbritanniens und Frankreichs am 25. März 1952 die "Stalin-Note" 
zurückwiesen. Bei der Suche nach Antworten wurden wir schon zehn Tage danach im Bulle-
tin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung fündig. Dort wurde aus einem 
Rechenschaftsbericht zitiert, den General Dwight D. Eisenhower, seinerzeit Oberkommandie-
render der NATO-Streitkräfte in Europa, am 2. April 1952 vorgetragen hatte.  
Halbes Deutschland  
Darin stand zu lesen: "Hier im Herzen Europas liegt ein 246.000 Quadratkilometer großes 
Gebiet mit einer Bevölkerung von annähernd 50 Millionen fleißiger und hochqualifizierter 
Arbeitskräfte.  
Das an Bodenschätzen und Industrie reiche Westdeutschland erreicht allein die Hälfte der Jah-
resproduktion an Stahl der übrigen westeuropäischen Staaten zusammen. Die Kohlevorkom-
men des Ruhrgebietes und die Industriezentren, die es mit Energie versorgt, gehören zu den 
wichtigsten wirtschaftlichen Gegebenheiten in Europa überhaupt."  
"Lieber das halbe Deutschland ganz, als das ganze Deutschland halb."  
Konrad Adenauer  
Und weiter: "Mit Westdeutschland auf unserer Seite würden die NATO-Streitkräfte in Mittel-
europa eine feste und durchgehende Front von der Ostsee bis zu den Alpen bilden." Nicht be-
kannt war uns zu jener Zeit die Kurzfassung der Eisenhowerschen Argumentation in dem 
Konrad Adenauer zugeschriebenen Satz "Lieber das halbe Deutschland ganz als das ganze 
Deutschland halb." 
Während in früheren Jahrzehnten die Erschließung von Quellen zur "Stalin-Note" sehr zu 
wünschen übrig ließ, kam es vor zehn Jahren zu einer spürbaren Erweiterung der Dokumen-
tenbasis. Erstmalig wurde ein Anfang März 2002 im Münchner R. Oldenbourg Verlag er-
schienenes Buch dem deutschsprachigen Publikum mit Akten aus den Moskauer Archiven, 
vor allem dem des einstigen sowjetischen Außenministeriums, zur Entstehung der Note zu-
gänglich gemacht. Wilfried Loth hat die Edition der Dokumente besorgt und kommentiert 
(Die Stalin-Note vom 10. März 1952: Neue Quellen und Analysen). 
Bei der Lektüre wird für viele überraschend sein, wie anstoßgebend und mit welch bemer-
kenswerter Beharrlichkeit das damals an der Spitze der DDR agierende Triumvirat aus Staats-
, Regierungs- und Parteichef in Sachen Friedensvertrag Wünsche an die Regierung der 
UdSSR vorgebracht hat. In den Dokumenten kann man nachlesen, wie die sowjetischen Emis-
säre wieder und wieder an Josef Stalin und Wjatscheslaw was Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl 
und Walter Ulbricht für notwendig hielten. 
Zweitens fällt auf, wie ernsthaft und stetig die sowjetische Seite westlichen Bedenken entge-
genkam. Der Umfang der dokumentierten Berücksichtigung von Einwänden übertrifft das 
auch von mir Erinnerte und Erwartete deutlich. Friedensvertrag - Abzug aller Besatzungstrup-
pen - gesamtdeutsche Wahlen zur Schaffung eines einheitlichen, demokratischen, friedlieben-
den und neutralen Deutschlands: Um dieses dreifachen Zieles willen war die Regierung der 
UdSSR zu einer Reihe von Zugeständnissen bereit, die erhebliche Abstriche von ihren ur-
sprünglichen Entwürfen bedeuteten. 
So wurde der Vorschlag, als erstes einen gesamtdeutschen konstituierenden Rat zu bilden, 
fallen gelassen und empfohlen, daß die Regierung der DDR im Unterschied zu ihren früheren 
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Konzepten an die Bonner Regierung die Forderung nach paritätischer Vertretung als Vorbe-
dingung einer Beratung über Wahlen nicht mehr erhebt. 
Östliches Entgegenkommen 
Vergleicht man die veröffentlichte Fassung der Friedensvertragsgrundlagen mit vorherigen 
Varianten, stößt man auch da auf Zeichen des Entgegenkommens. 
Ursprünglich ins Auge gefaßte Verbote wurden gestrichen, so etwa das Monopolverbot, das 
Verbot der Integration des Ruhrgebietes in die entstehende westeuropäische Kooperation und 
das Verbot des Dienstes deutscher Staatsbürger in ausländischen Armeen und Polizeieinhei-
ten. Zur Militärfrage hieß es nur noch, Deutschland solle die Streitkräfte haben, "die für die 
Verteidigung des Landes notwendig sind". 
Von fortgesetzten Reparationsleistungen war nicht mehr die Rede. 
Von der Verpflichtung zu fortgesetzten Reparationsleistungen an die Siegermächte war eben-
falls nicht mehr die Rede. So spricht die "Aktenlage" Blatt für Blatt eine deutliche Sprache: 
In Moskau waren vor 60 Jahren Politiker am Werke, die mit großem Ernst den Friedensver-
trag mit Deutschland, den Abzug der Besatzungstruppen und gesamtdeutsche Wahlen zur Bil-
dung eines vereinten demokratischen Deutschlands zu erreichen trachteten.  
Nach Wortlaut, Sinngehalt und obwaltenden Bedingungen engen die in Loths Quellenedition 
enthaltenen Dokumente den Spielraum jener ein, die der "Stalin-Note" ihre Seriosität abspre-
chen und sie als Trick darstellen wollen. So urteilt auch Loth in seinem Kommentar: "Ob es 
angemessen war, den (sowjetischen) Vorschlag einer Neutralisierung Deutschlands abzuleh-
nen, wird man weiter kontrovers diskutieren können. Daß Stalin wirklich wollte, was er sagte: 
ein vereintes Deutschland außerhalb des westlichen Blocks, das die historische Entwicklungs-
stufe der sozialistischen Revolution noch nicht erreicht haben würde, daran kann nach der Re-
konstruktion der Entstehung der sowjetischen Noteninitiative vom 10. März 1952 jedoch kein 
Zweifel mehr sein." 
Friedensvertrag, gesamtdeutsche Wahlen, neutrales Deutschland. 
Als Gegenkommentatoren kommen in dem Band des R. Oldenbourg Verlages Hermann 
Graml und Gerhard Wettig zu Wort. Zur Sache selbst haben sie wenig zu sagen. Keine einzige 
der von Loth gegebenen Deutungen der Dokumente findet sich bei ihnen vom Text her wider-
legt. Statt dessen versucht Graml sich darin, Loth zu belehren, die von letzterem als "hochran-
gig" oder "denkbar prominent " angesehenen sowjetischen Politiker, die an der Ausarbeitung 
der Dokumente beteiligt waren, könnten bloß als "viertrangige Funktionäre" betrachtet wer-
den. Des Weiteren streitet er mit Loth darüber, ob Stalin im Sommer 1951 zögerte oder nicht, 
wobei erkennbar ist, daß Graml für seine Version keineswegs mehr oder einleuchtendere An-
haltspunkte hat als Loth für seine Ansicht, ein Zögern habe es gegeben. 
Westliche Abwehrreflexe 
Über ein Hick-Hack zu derartigen, vom Gegenkommentator als "Kleinigkeiten" bezeichneten 
Stoffen läßt sich ein Sachdiskurs kaum zustande bringen. Darauf kommt es Graml und Wettig 
offenkundig auch gar nicht an. Da die Dokumente, wie sie nun einmal vorliegen, für die 
Leugnung der Ernsthaftigkeit des Friedensvertragsangebotes nichts hergeben, versuchen sich 
die beiden anders zu behelfen. Loth beschäftige sich zu sehr mit den Details, heißt es. Der 
Blick auf die Selbstgewißheit der harten Bolschewiki fehle. Die hätten beabsichtigt, das Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem der DDR auf Westdeutschland zu übertragen. 
Der Vorschlag einer Neutralisierung Deutschlands im Hinblick auf Militärblockzugehörigkeit 
sei "mit der Ausweitung des sowjetischen Einflusses bis zum Rhein identisch gewesen". Wet-
tig macht sich mit der Interpretation eines Lächelns lächerlich. 
Darin, daß Außenminister Andrei Wyschinskis Gesicht sich bei der Entgegennahme der Ab-
sagen der Westmächte nicht verdüsterte, sondern aufhellte, wie dem US-Geschäftsträger Hugh 
S. Cumming, einem der Überbringer schlechter Nachrichten, auffiel, sieht er nun nicht etwa 
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einen Ausdruck vielleicht von Ironie aus einem Gefühl der Überlegenheit heraus, sondern al-
len Ernstes einen Beweis dafür, daß die UdSSR-Führung eine konstruktive Aufnahme ihres 
Angebotes gar nicht wollte. …  
Und immer wieder: "lediglich als Manöver im Propaganda-Krieg gedacht", der "propagandi-
stische Effekt", "ein Mehr an propagandistischer Brauchbarkeit". "Dogmatiker aller Systeme, 
vereinigt euch!" könnte als Sammelüberschrift über solchen Einlassungen stehen. In ihnen 
kann nicht sein, was nicht sein darf. In diesem Fall: Daß Spitzenpolitiker der Sowjetunion und 
der DDR Anfang der 50er Jahre für ein einheitliches demokratisches Deutschland eingetreten 
sind. 
Scholastisch wie die Weigerung, Tatsachen zur Kenntnis zu nehmen, ist die von Graml und 
Wettig vorgenommene Gegenüberstellung von ernst gemeinten politischen Lösungsversuchen 
einerseits und der östlichen Beeinflussung der öffentlichen Meinung andererseits. Letzteres 
wird mit verurteilenswerter Propaganda gleichgesetzt und als Beleg für fehlende Ernsthaftig-
keit politischer Absichten genommen. Und das schreiben Leute aus einem politischen Milieu, 
in dem psychologische Kriegsführung zum A und O des Politik-Machens gehört. 
Keine Kriegs- oder Kalte-Kriegs-Handlung der USA ohne "War of Wits" (Krieg der klugen 
Köpfe). … Das galt damals und gilt bis in die jüngsten Tage. 
Die Stalin-Note 
- Deutschland wird als einheitlicher Staat wiederhergestellt.  
- Sämtliche Streitkräfte der Besatzungsmächte müssen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
des Friedensvertrages aus Deutschland abgezogen werden. 
- In Deutschland muß den demokratischen Parteien und Organisationen freie Betätigung ge-
währt sein; sie müssen das Recht haben, über ihre inneren Angelegenheiten frei zu entschei-
den, Tagungen und Versammlungen abzuhalten, Presse- und Publikationsfreiheit zu genießen. 
- Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Koalitionen oder Militärbündnisse einzugehen, die 
sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen Streitkräften am Krieg gegen Deutschland 
teilgenommen hat. 
- Deutschland werden für die Entwicklung seiner Friedenswirtschaft, die der Hebung des 
Wohlstandes des deutschen Volkes dienen soll, keinerlei Beschränkungen in Bezug auf den 
Handel mit anderen Ländern, die Seeschiffahrt und den Zutritt zu den Weltmärkten auferlegt. 
- Es wird Deutschland gestattet sein, eigene nationale Streitkräfte (Land-, Luft- und Seestreit-
kräfte) zu besitzen, die für die Verteidigung des Landes notwendig sind. 
_ Klaus Höpcke war von 1973 bis 1989 stellvertretender Kulturminister der DDR, 1990 
Volkskammerabgeordneter der PDS und von 1990 bis 1999 PDS-Landtagsabgeordneter in 
Thüringen. Er gehört dem Sprecherkreis des Marxistischen Forums in der Partei Die Linke 
an.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 2. Mai 2015 (x887/...): 
>>Jämmerlicher Vasall 
Die BND-Affäre taucht die Bundesrepublik in ein katastrophales Licht 
Der neueste Geheimdienstskandal wirft fundamentale Fragen nach dem Wesen dieser Repu-
blik auf. Gibt es die "Kanzlerakte" doch? 
Das Licht, welches die neuesten Enthüllungen zur Kungelei zwischen dem deutschen Bundes-
nachrichtendienst BND und US-Geheimdiensten auf die Bundesrepublik wirft, ist katastro-
phal. Die Republik erscheint wie ein jämmerlicher Vasallenstaat, dessen ferngesteuerte Füh-
rung im Auftrag einer fremden Macht gegen die Interessen des eigenen Landes und Volkes 
agiert.  
Kanzlerin Merkel und ihre Entourage werden einiges aufbieten müssen, um dieses verheeren-
de Bild zu korrigieren. Billige Ausflüchte wie beim letzten Durchlauf der immer wieder auf-
flammenden BND-NSA-Affäre darf man ihr nicht mehr durchgehen lassen. 
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Der BND hat also zigtausende Informationen an die US-Dienste gegeben und den Amerika-
nern dabei, wie es aussieht, sogar bei der Industriespionage gegen deutsche und europäische 
Unternehmen geholfen. Prominentestes Opfer sei Airbus. Das Kanzleramt wußte davon seit 
spätestens 2010 und unternahm nichts. 
Als Argument für die Beihilfe, die wie ruchloser Verrat aussieht, wird angeführt: Man benöti-
ge im Gegenzug brisante US-Informationen, etwa zum islamischen Terror. Ohne die Gaben 
der US-Agenten sei man hier "blind und taub", was Deutschlands Sicherheit gefährde. Dafür 
verlangten die Amerikaner billigerweise entsprechend wertvolle Gegenleistungen. 
Diese Begründung für den Vasallendienst ist mehr als fadenscheinig. … 
Was bedeutet "taub und blind" überhaupt? In Berlin wird dem BND gerade ein gigantischer, 
milliardenteurer Gebäudekomplex hingestellt, 6.500 Mitarbeiter tun beim BND Dienst, sie 
verschlingen einen Jahresetat von mehr als 600 Millionen Euro. Wenn dabei nur Blindheit 
und Taubheit herauskommen, ist die Frage zwingend, was dort eigentlich getrieben wird. 
Der frühere CDU-Außenpolitiker Willy Wimmer warnt, der Vorfall sei Nahrung für das Ge-
rücht über eine angebliche "Kanzlerakte", nach der jeder Bundeskanzler seit 1949 der USA 
die Treue schwören müsse, bevor er ins Amt gelange. Wenn Merkel sich erneut herauszuwin-
den versucht, sind solche Gerüchte kein Wunder. Mit den Ausflüchten muß endlich Schluß 
sein.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 13. Juli 2015 über eine 
Rede des deutschen CDU-Politikers Wolfgang Schäuble vom 18.11.2011 in Frankfurt: >>Ein 
Staat im Wachkoma 
Die Augenwischerei nimmt kein Ende. Seit nunmehr 70 Jahren phantasieren Politiker und 
Medien im Widerspruch zur ständigen Rechtsprechung vom Untergang des Deutschen Rei-
ches. Dem liegen Mißverständnisse und bewußte Falschinformationen zu Grunde, wie sich 
gerade wieder gezeigt hat. 
… Im Lichte der heutigen Besatzungssituation Deutschlands, bedingt durch die fortgeltenden 
Besatzungsstatute und Vorbehaltsrechte der Alliierten, die in Deutschland Militärbasen, ame-
rikanische Atomwaffen und grenzenlose Spionage überhaupt erst möglich machen und vor 
dem Hintergrund, daß Deutschland nach wie vor bei den Vereinten Nationen als Feindstaat 
geführt, keine Verfassung, kein gültiges Grundgesetz und keinen Friedensvertrag hat, läßt sich 
das Fortbestehen des Deutschen Reiches nur so verstehen, wie Wolfgang Schäuble es im No-
vember 2011 formulierte: "Wir hier in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen."  
Das ist mittlerweile vielen klar geworden, besonders seit der NSA-Affäre, was allerdings die 
Konsequenzen dieser Aussage sind, verstehen nach wie vor die Wenigsten. Wenn Deutsch-
land seither kein souveräner Staat mehr gewesen ist, dann deshalb, weil der einzig legitime 
Staat auf deutschem Territorium, der jemals souverän gewesen ist, daß Deutsche Reich war, 
das nach Auffassung der Richter in den letzten völkerrechtlich verbindlichen Grenzen vom 
31. Dezember 1937 Bestand hatte. Dieses Deutsche Reich konnte nicht einfach untergehen 
oder von einer sogenannten Bundesrepublik vereinnahmt werden. 
Erinnert wird hier an die Worte von Theo Waigel beim Schlesiertreffen in Hannover im Juli 
1989, der seinerzeit formulierte: "Durch die Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 
1945 ist das Deutsche Reich nicht untergegangen." Das heißt: Der legitime Staat, auf dem wir 
uns heute befinden heißt nicht Bundesrepublik Deutschland sondern immer noch Deutsches 
Reich. Das hat nichts mit Geschichtsrevisionismus und noch viel weniger etwas mit braunem 
Gedankengut zu tun - obwohl allein der Name "Reich" bei vielen unwillkürliche Beißreflexe 
auslöst.  
Hier geht es nicht um die Wiederherstellung des sogenannten Dritten Reiches, sondern um das 
Anknüpfen an die letztgültige und in freier Art und Weise erlassene Deutsche Verfassungs-
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ordnung von 1871. Die tausendjährige deutsche Rechts- und Verfassungsgeschichte gebietet, 
daß man sich an ihr orientiert, wenn man die Besatzung Deutschlands aufheben und wieder 
zum Recht und zum Frieden zurückfinden will. 
Daß das Bundesverfassungsgericht sich damals anmaßte, die BRD als identisch mit diesem 
souveränen Deutschen Reich zu bezeichnen, ist als Täuschung wahrzunehmen, denn die BRD 
war, besonders wenn man die historische Situation während des Urteils 1973 bedenkt, weder 
souverän, noch wiedervereint, noch in irgendeiner anderen Weise dazu befähigt, über den 
völkerrechtlichen Zustand des besiegten Deutschen Reiches zu bestimmen. Darauf weist auch 
die Formulierung hin, das Deutsche Reich besäße nach wie vor "Rechtsfähigkeit", sei aber 
nicht "handlungsfähig".  
Das geht nur deshalb zusammen, weil die Siegermächte völkerrechtlich nicht im Stande wa-
ren, den legitimen Deutschen Staat - dessen Geschichte weit über die zwölf dunklen Jahre 
hinausweist - vollends aufzulösen. Also installierten sie ein Besatzungskonstrukt oben drauf. 
Zuerst in vier Besatzungszonen aufgeteilt, dann zu zwei deutschen Teil-Verwaltungen - BRD 
und DDR - zusammengefaßt, dann ab 1989 wieder zusammengefügt, gab es nie den Moment, 
an dem ein von den Siegermächten errichtetes Staatskonstrukt das Deutsche Reich abgelöst 
hätte. Das war völkerrechtlich unmöglich. Was aber möglich war, war die Handlungsunfähig-
keit des Deutschen Reiches sicherzustellen - bis heute geschieht dies auf verschlungenen Pfa-
den. 
Seit der militärischen Niederlage 1945 liegt das Deutsche Reich - das sich aus Staatsvolk, 
Staatsgebiet, Staatsverfassung und Staatsgewalt zusammensetzte - im Wachkoma. Die Bun-
desrepublik Deutschland, nach Aussage der Väter des Grundgesetzes ein Besatzungskonstrukt 
ohne Verfassung, die den ehemaligen Siegermächten ihre Befugnisse sichern und daher nur 
als Verwaltungsgebiet angesehen werden kann, war ebenso wie Deutsche Demokratische Re-
publik nie ein Staat im eigentlichen Sinne. Der Hauptgrund dafür ist der, daß sie beide 1949 
durch die Alliierten gegründet worden sind und bis zum Schluß dem Diktat der Sieger unter-
lagen.  
Bei der sogenannten Wiedervereinigung wurde das Deutsche Reich nicht wiederhergestellt, 
sondern lediglich zwei Verwaltungskonstrukte zusammengeführt, ohne dabei aber das Besat-
zungsrecht tatsächlich aufzuheben, wie aus den Klauseln des Zwei-plus-vier-Vertrages deut-
lich wird, der noch Teile des Überleitungsvertrages von 1954/55 fortbestehen ließ. Explizit 
wurde damit 1989/90 sichergestellt, daß die USA als Hauptsiegermacht weiterhin ihre Befu-
gnisse über Deutschland behalten würde. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 27. August 2015: >>Die 
Deutschlandhasser kommen  
Vorbei die Zeiten, wo man unter Antideutschen ein Häuflein versiffter Demonstranten aus der 
linken Szene verstehen konnte. … 
Der Fisch stinkt vom Kopf her. Vielleicht geben Sie bei Youtube einmal die Suchbegriffe 
"Angela Merkel" und "Deutschlandfahne" ein. Dann sehen Sie die Kanzlerin am Abend der 
Bundestagswahl vom 22. September 2013, nachdem sie für die CDU/CSU einen der größten 
Wahlerfolge eingefahren hat.  
Die Unionsprominenz steht auf der Bühne, Volker Kauder singt "An Tagen wie diesen" von 
den Toten Hosen - was auch nicht ganz unerheblich ist, da diese Band ursprünglich zu den 
Einpeitschern der linksradikalen Szene gehörte. Dann tritt von unten ein siegestrunkener Fan 
an die Empore und will Merkel durch Vermittlung des damaligen Generalsekretärs Hermann 
Gröhe ein schwarz-rot-goldenes Fähnlein in die Hand drücken. Der gute Mann hofft wohl, 
daß sein Idol durch Schwenken desselben zum Ausdruck bringen möge, daß der Triumph über 
Rote und Grüne irgendwie auch dem Vaterland zugute kommen würde. … Aber er wird böse 
enttäuscht: Die Kanzlerin faßt das Nationalsymbol nur mit spitzen Fingern an und gibt es 
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dann mit ekelerfüllter Miene an untergeordnete Chargen weiter, als ob es ein stinkender Fisch 
wäre. … 
Oder nehmen wir Wolfgang Schäuble, der sich in der jüngsten Griechenlandkrise als einer in 
Szene setzte, der zumindest nicht das ganze Tafelsilber für die angebliche Euro-Rettung her-
schenken wollte - es aber letztlich, ganz braver Parteisoldat, doch tat. Berühmt geworden ist er 
2011 mit dem Satz: "Wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr 
voll souverän gewesen."  
Zweck der Aussage war jedoch nicht, die Deutschen wachzurütteln und sie aufzufordern, nun 
endlich gegen alliierte Vorbehaltsrechte und für die Wiedererrichtung eines selbstbestimmten 
Staates einzutreten, sondern das glatte Gegenteil: Schäuble empfahl dem Volk, sich wegen der 
Entmachtung des Bundestages zugunsten der Brüsseler Euro-Retter nicht aufzuregen, schließ-
lich hätten wir ja ohnedies nach dem Zweiten Weltkrieg nie etwas zu sagen gehabt. 
Obwohl es in den Jahrzehnten der deutschen Teilung immer Einschränkungen der nationalen 
Souveränität gegeben hat, beobachten wir gerade seit der Wiedervereinigung, die uns doch 
endlich die "Einheit und Freiheit" bringen sollte, einen immer weiteren Abbau der deutschen 
Hoheitsrechte. 
Das wiedervereinigte Deutschland hat, im Unterschied zur alten Bundesrepublik, die Kontrol-
le über seine Grenzen verloren und ist zum Hauptziel internationaler Bandenkriminalität und 
unkontrollierter Zuwanderung in historischer Dimension geworden. 
Das wiedervereinigte Deutschland hat, im Unterschied zur alten Bundesrepublik, seine Wäh-
rungshoheit eingebüßt; die stabile Deutsche Mark wurde abgeschafft, die Bundesbank spielt 
innerhalb der Europäischen Zentralbank nur noch eine Randrolle. Wir sind nur noch Zahlmei-
ster zum Erhalt eines Esperantogeldes, das andere mit vollen Händen ausgeben. 
Das wiedervereinigte Deutschland hat, im Unterschied zur alten Bundesrepublik, die Vertei-
digungsfähigkeit verloren; die Wehrpflicht ist abgeschafft und unsere Armee nur noch eine 
globale Söldnertruppe unter dem Kommando des Pentagon. Die Folge: Wir müssen US-
Kriegszüge auch dann unterstützen, wenn sie nicht durch den Verteidigungsauftrag der NATO 
gedeckt sind. In Vietnam konnten wir uns raushalten, nach Afghanistan marschierten wir 
treudoof mit. … 
Aktuell scheint es vor allem darum zu gehen, die neuen Bundesländer mit Fremden zu besie-
deln und dadurch die dort noch relativ intakte deutsche Leitkultur aufzubrechen. Die Vorsit-
zende der vom Staat hochsubventionierten Amadeu-Antonio-Stiftung, Anetta Kahane, klagte 
im Juli 2015: "Im Osten gibt es gemessen an der Bevölkerung noch immer zu wenig Men-
schen, die sichtbar Minderheiten angehören, die zum Beispiel schwarz sind."  
Für Kahane ist es "die größte Bankrotterklärung" der deutschen Politik seit der Wiederverei-
nigung, "daß ein Drittel des Staatsgebiets weiß" geblieben sei. Auch der grüne Ministerpräsi-
dent von Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann, fordert eine Umlenkung der Flücht-
lingsströme auf das frühere DDR-Territorium. Ein besonderer Ehrgeiz der Politik scheint dar-
in zu bestehen, dem widerständigen Dresden mit seinem konservativen Bürgertum den Multi-
kulti-Status aufzuzwingen. … 
Unübersehbar ist die treibende Rolle der großen Konzerne bei der Auflösung von Volk und 
Staat. Schon die Anwerbung der Gastarbeiter in den 1950er Jahren wurde von ihnen gefordert, 
um mit ausländischen Billigkräften das Lohnniveau zu drücken. In der aktuellen Krise fallen 
die Arbeitgeber-Verbände mit irrsinnigen Vorschlägen auf, Asylbewerber schneller in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Über die Gründe muß man nicht lange rätseln: Die Dax-Konzerne sind schon seit fast einem 
Jahrzehnt mehrheitlich in Besitz ausländischer Aktionäre. Bedenkenlos verraten die Manager 
nicht nur die Interessen des deutschen Volkes, sondern sabotieren sogar den Wirtschaftsstand-
ort Bundesrepublik, etwa durch die Beteiligung am exportschädigenden Sanktionsregime der 
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USA gegenüber Rußland und Iran - weil sie wissen, daß sie die Verluste notfalls durch Hüt-
chenspiele in der Wallstreet ausgleichen können. 
Bestes Beispiel für die Veränderungen ist die Deutsche Bank, früher das Flaggschiff unserer 
Volkswirtschaft. Nachdem Josef Ackermann 1996 in den Vorstand des Geldhauses rückte, 
wurde ein quasi diktatorisches Führungsgremium … installiert. Dann verschob Ackermann 
die Machtbalance von Frankfurt am Main nach London und stellte Investmentbanker auf die 
Kommandobrücke - die Finanzierung weltweiter Übernahmen wurde wichtiger als das Hei-
matgeschäft. … 
Eine Ära geht zu Ende: Das Große Geld brauchte in den vergangenen drei Jahrhunderten den 
Nationalstaat als Produktionsbasis. Doch im verfaulenden Spätkapitalismus wird der Profit 
nicht mehr hauptsächlich durch Produktion und Verkauf von Waren gemacht, was Made in 
Germany zum Exportschlager machte, sondern durch hochverzinsten Kapitalverleih bei Ein-
treibung der Außenstände mittels der US-Army. Deswegen sammeln sich die skrupellosen 
Profitmacher der ganzen Welt, auch aus unserem Land, im Troß der militärischen Super-
macht. Ziel ist ein transatlantischer Block, Vorstufe ist das Freihandelsabkommen TTIP. Ei-
genständige Kräfte wie die europäischen Völker stören da nur und müssen weg. "Nie wieder 
Deutschland" ist das Programm der amerikanischen Kanzlerin.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. September 2015: >>US-Regie-
rung will Atomwaffen in Deutschland aufrüsten 
Die Vereinigten Staaten planen eine Modernisierung ihres Atomwaffenbestandes in Deutsch-
land. Auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz würde in diesen Tagen 
mit den Vorbereitungen für die Stationierung neuartiger, taktischer Nuklearwaffen begonnen, 
berichtete das ZDF unter Berufung auf amerikanische Haushaltspläne. 
Sicherheitsexperten bestätigen, daß die Atomwaffen vom Typ B 61-12 wesentlich zielgenauer 
seien als die alten Bestände. Kritiker vom "Nuclear Information Projects" in Washington be-
fürchten, daß die Grenzen zwischen taktischen und strategischen Nuklearwaffen nicht mehr 
klar gezogen werden könnten. Dadurch werde ihr Einsatz wahrscheinlicher. 
Rußland verurteilt deutsche Beteiligung 
Rußland kritisierte die Stationierung der Waffen in Deutschland als Verstoß gegen den 
Atomwaffensperrvertrag. "Uns beunruhigt, daß Staaten, die eigentlich keine Atomwaffen be-
sitzen, den Einsatz dieser Waffen üben, und zwar im Rahmen der NATO-Praxis der Nuklea-
ren Teilhabe", sagte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, ge-
genüber "Frontal 21". Dies sei eine Verletzung des Atomwaffensperrvertrages. 
Deutschland ist über das Konzept der "nuklearen Teilhabe" in die Abschreckungspolitik der 
Nato eingebunden. Das bedeutet, daß Staaten ohne eigene Atomwaffen in die entsprechenden 
Gremien eingebunden sind und über den Einsatz der Waffen mitberaten und mitentscheiden. 
Darüber hinaus müssen die Teilhabestaaten Flugzeuge zum Einsatz der Waffen bereithalten. 
Auf die Zündcodes haben jedoch ausschließlich die Vereinigten Staaten Zugriff.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Oktober 2015: >>Die 
US-Luftwaffe ist dabei, auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz 
neue Atomwaffen zu stationieren, darunter Marschflugkörper  
Das hat ein Polit-Magazin des ZDF aufgedeckt. Sollte das geschehen, so könnte das die stra-
tegische Balance in Europa beeinträchtigen. In diesem Falle, so der russische Regierungsspre-
cher Dmitri Peskow, würde Moskau Gegenmaßnahmen ergreifen. 
Es kann nicht überraschen, daß das Bundesverteidigungsministerium zu diesem Vorgang 
nichts zu sagen weiß. Dabei ist Deutschland weitaus mehr darin verstrickt als nur dadurch, 
daß die Atomwaffen auf deutschem Territorium gelagert werden, einem Territorium aller-
dings, das zwar formal deutsch, aber der deutschen Souveränität entzogen ist. Wie wenig die-
se Souveränität tatsächlich zählt, zeigt die Vergeblichkeit, mit welcher der Bundestag im Jahr 
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2010 mit großer Mehrheit den Beschluß gefaßt hat, die Bundesregierung solle sich "gegenüber 
den amerikanischen Verbündeten mit Nachdruck für den Abzug der US-Atomwaffen aus 
Deutschland einsetzen". Sollte die Bundesregierung das je versucht haben, dürfte das in Wa-
shington zur Heiterkeit Anlaß gegeben haben. …<< 
Die österreichische Online-Zeitschrift "Contra Magazin" berichtete im Oktober 2015 
(x933/…): >>Der Putsch von oben: Deutschland wurde von US-Merkel gekapert 
Wir erleben derzeit den Putsch von oben, eine Zerstörung des Staates durch die Bundeskanz-
lerin. Es ist an der Zeit, endlich demokratische und rechtsstaatliche Zustände herzustellen. 
Von Henry Paul (freischaffender Künstler) 
Damit wir uns richtig verstehen. Es geht nicht um eine persönliche Suada gegen eine mir nur 
hinlänglich bekannte Frau. Es geht mir um eine Verdeutlichung des politischen Zustandes, 
den die US-hörige Kanzlerin wissentlich, willentlich und vorsätzlich herbeigeführt hat. Frau 
Merkel hat sich des "souveränen Staates Deutschland" bemächtigt und hat aus diesem Staat 
ein totalitäres Regime geformt. Leise, still, anhaltend, nachhaltig, hinterhältig.  
Der Putsch von Oben. Die Frau, die uns tagtäglich mit "Demokratie-Geschwurbsel" vollsäu-
selt, die uns tagtäglich das "hohe Lied" der "offenen Gesellschaft", einer "notwendigen EU", 
eines "deutschen Willkommen-Landes" vorplärrt, hat das alles getan, um uns zu brainwashen, 
uns einzuseifen, damit wir von IHR selbst geputscht werden können. Denn das, was sie zur 
Zeit macht, ist der Putsch von OBEN. Ist die Zerstörung des Staates durch die Kanzlerin. 
Skandal wäre eine Untertreibung. Es ist eine Ungeheuerlichkeit was diese Frau da macht. Es 
ist ein kapitales Verbrechen an den Bürgern des Staates, dem sie als Regierungschefin vor-
steht. Es ist die teuflische Umsetzung eines Plans fremder Mächte, denn diese Kanzlette ist 
noch nicht einmal in der Lage, ihr Handeln gehirntechnisch zu begreifen; sie ist zu dumm da-
zu.  
Sie ist nur eine Marionette, eine Puppe der Umsetzung, eine willfährige Transformations-
Agentin, eine Pseudo-Kanzlerin, eine Lügnerin und Volksverhetzerin höchsten Grades. Kein 
Verbrechen ist schlimmer, als das, was diese Frau derzeit macht: sie zerstört einen angeblich 
souveränen Staat mitsamt ihren Bürgern.  
Sie zerstört ein Volk, daß sich so wohlverhalten hat wie kein Volk seit dem Zweiten Welt-
krieg. Sie zerstört unsere Ordnung, unsere Demokratie, unser Selbstbewußtsein, unser Stan-
ding, unsere Ehre, unsere Würde. Sie zerstört Deutschland. 
Sie hat geschickt agiert. Sie hat moralisch-psychologische Instrumente geschickt auf Geheiß 
eingesetzt, um den Großteil der Bevölkerung zu instrumentalisieren. Gutmenschentum und 
allgemeine Menschenrechte wurden benutzt, um Politik, also Verteilung von Machtverhältnis-
sen, auszuhebeln und ein Regime der Allein-Herrschaft auf breiter Front durchzusetzen. Be-
gonnen hat das alles mit ihrem Credo des Durchregierens, fortgesetzt durch das stupide Beam-
ten-Verfahren Schritt für Schritt, orchestriert durch eine rigide, US-amerikanisch untermauer-
te Total-Zensur aller Medien (Besatzungs- und Kontrollrecht der Presse existiert!) und anhal-
tende Manipulation des Volkes mit Hilfe von Brot und Spielen (Fußball) sowie den Talk-
Shows im Staatsfunk. 
Die Verdrehung der politischen Inhalte zu Apercues in den hinteren Seiten des Feuilletons 
bei gleichzeitiger Aufmotzung völlig aberwitziger Nebensächlichkeiten und Staatsfunk-
Statements hat den Bürgern seit mindestens 5 Jahren eine Regierungsart vorgeführt, die sich 
im Wesentlichen um die Begriffe "Weltmeister-Export-Nation", "Globalisierungsvorteile", 
"wir sind die Besten" und "Ruhe ist die erste Bürgerpflicht" schert.  
Die Dauer-Berieselung mit den Null-Slogans der EU-Notwendigkeit, der Euro-Zwangsfinan-
zierung, der Schuldenrettungsarien, der Steuererhöhungen, der Entmündigung aller Bürger zu 
braven Sofahockern war der teuflische Plan der Dunkelmänner hinter ihr, obwohl sie selbst 
den Konstrukt einer DDR völlig verinnerlicht und nun zur weiteren Exekution gebracht hat. 
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Wahrscheinlich ist es das einzige was sie wirklich kann. 
Deutschland soll komplett untergehen im Strom der unkontrollierten Muslime und Is-
lamisten. Unsere christliche Kultur soll zerstört werden. Unser Volk soll zerstört werden. Un-
ser Land soll uns weggenommen werden. Unsere Demokratie ist bereits aufgelöst, es herrscht 
der blanke Totalitarismus und die persönliche Diktatur der Frau Merkel und ihrer hundsfötti-
schen Kamarilla externer Couleur aus Großbritannien, Israel und den USA und indigener Va-
rianz aus Bonn und Berlin. Sie, die Merkel tut nichts, um die Situation zu retten.  
Sie darf auch nichts tun. Sie darf nur jeden Tag beschwichtigen, während die 300erter, die 
Dunkelmänner, die Mafiosi, die Finanzoligarchie, die Militär-Kamarilla, die NATO-Idioten, 
die grün-, rot- und dunkelrot gefärbten Sozialdeppen und Gutmenschen noch mehr hereinho-
len wollen.  
Damit das Land von innen ersäuft, von innen zerstört wird. All die sogenannten Demokraten 
und wohlanständigen Bürger, die sich in Parteien organisieren; all die Parteimitglieder und 
Mandatsträger haben immer noch nicht gerafft, um was es hier geht. Sie sind still und denktot. 
Sie fördern das System des Willkommens derjenigen, die uns morgen die Kehle durchschnei-
den. All die Pöstchenbesitzer, Stelleninhaber und Abzeichenträger haben noch nicht kapiert, 
daß wir bereits im Endspiel um die Total-Niederlage sind. Und das ohne Schiedsrichter. Foul-
Spiel heißt das Spiel. Treten, Hacken und Umlegen die Varianten. 
Weil unsere eigene Regierung, die eigenen Minister, die eigenen Geheimdienste, die eigene 
Polizei, die Bundeswehr, die Ministerpräsidenten der Länder, die Kreisvorsitzenden, die Bür-
germeister, die Ortsbeiräte noch nicht realisiert haben, daß es zu Ende geht: die kritische 
Masse der Übernahme ist bereits jetzt erreicht und es kommen immer noch 3-5 mal so viele 
hinzu.  
Die Signale waren und sind laut genug. Clan-Kriminalität, Mord, Totschlag, Ehrenmorde, 
Zwangsverheiratung, Gesetzesbruch, Polizisten-Angriffe, Richter-Bedrohungen, Parallelge-
sellschaft, Sozialbetrug, Arbeitsverweigerung, Dominanz-Brutalität, Einfordern von Privilegi-
en, Religions-Dominanz, Frechheiten als tägliches Spiel der Invasions-Macht, Bedrohung der 
Helfer, Vergewaltigung in den Lagern, kriminelles Showdown an täglicher Front. 
Das Signal des Totalitarismus ist die Aufforderung von Oben, nicht zu demonstrieren, 
sondern den "Flüchtlingen" zu helfen. Das ist wie der Befehl zur tätigen Mithilfe für die 
eigenen Henker. Wer noch einen Funken Verstand hat, sollte ihn jetzt benutzen, jetzt denken, 
was zu tun ist, jetzt Freunde und Bekannte informieren, sich mit allen Bürgern zusammen tun 
und gemeinsam unser Vaterland retten. 
Meine Ansage hieße: Der Notstand ist da. Widerstand nach Artikel 20 (4) GG ist allen deut-
schen Bürgern ab sofort erlaubt. Bundeswehr an die Grenzen - die deutschen Grenzen total 
dichtmachen. Keine Zuwanderung mehr nach Deutschland erlauben - egal wer und woher.<< 
Die "Schweriner Volkszeitung" berichtete am 21. November 2015: >>Der Weg von Angela 
Merkel: Von "Kohls Mädchen" zur Kanzlerin 
… Am 16. November 1999 offenbarte Kohl in einem ZDF-Interview, daß er während seiner 
Kanzlerschaft am Parteispendengesetz vorbei Millionenbeträge entgegengenommen hatte. 
Kohl weigerte sich unter Verweis auf sein Ehrenwort, die Geldgeber zu nennen. Ein Ex-
Kanzler, der sein Ehrenwort höher stellte als das Gesetz. Da war das Maß wohl voll:  
Generalsekretärin Angela Merkel veröffentlichte am 22. Dezember 1999 einen Gastbeitrag in 
der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung", in dem sie die Partei zur Abnabelung aufforderte: 
"Die Partei muß also laufen lernen, muß sich zutrauen, in Zukunft auch ohne ihr altes 
Schlachtroß ... den Kampf mit dem politischen Gegner aufzunehmen. Sie muß sich wie je-
mand in der Pubertät von zu Hause lösen, eigene Wege gehen." 
Die oft als Quotenfrau aus dem Osten diffamierte Merkel kratzte nicht nur am Denkmal ihres 
Ziehvaters, sie stieß es um. Was hat sie da geritten? Womöglich war es gerade die Prägung 
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aus DDR-Zeiten: Merkel hatte erlebt, wie ein "Kabinett der greisen Männer", das Politbüro 
der SED, die losgelöst von der Wirklichkeit "da draußen" die Bodenhaftung längst verloren 
und sich in einer Scheinwelt eingeigelt hatten. …<<  
Die "Neue Rheinische Zeitung-ONLINE" veröffentlichte am 27. April 2016 ein Interview mit 
dem deutschen Dramatiker Rolf Hochhuth: >>Krieg und Frieden 
Zum Erscheinen des Buches "Ausstieg aus der NATO – oder Finis Germaniae" 
Herr Hochhuth, Sie nennen Ihr Buch "Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae". Was 
meinen Sie damit?  
Ich meine damit, daß die Amerikaner sehr bald ihren geplanten Krieg gegen Rußland anfan-
gen und wir Deutschen dann vernichtet werden - als stärkstes europäisches Kontingent der 
Nato, als willenloser Satellit des Pentagons. … 
Beim Thema Rußland gibt es auch diese merkwürdige Diskrepanz zwischen dem, was Politik 
und Medien kolportieren, und dem, was das Volk denkt sozusagen. Ist Ihnen das auch aufge-
fallen? 
In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse. Wir haben die verächtlichste Medien-
landschaft Europas. 
Und in der Politik lehnt der Bundestag die Volksabstimmung ab, die die freie Schweiz seit 
170 Jahren hat. Wir sind die geborenen Untertanen und Mitläufer, wie sie Heinrich Mann und 
nicht nur er gezeichnet haben. … 
Herr Hochhuth, es wurde noch nie so viel geschrieben wie heute. Wie schwierig ist es heute, 
gehört zu werden? 
Was ich Ihnen gerade gesagt habe, würde selbstverständlich keine deutsche Zeitung drucken. 
Das ist eine verabredete Stillschweigerbande. Das verachte ich. 
Die BRD ist ein ekelhaftes Staatsgebilde. Ihre wahre Übersetzung heißt "Banker- und Banau-
senrepublik Deutschland", mit einer durchaus unfreien Presse, denn unsere Journalisten zen-
sieren sich selbst.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. Juni 2016 über den deutschen 
SPD-Politiker Willy Brandt: >>USA unterstützten Brandt mit Geld 
Willy Brandt, späterer deutscher Kanzler und SPD-Chef, ist in den Fünfziger Jahren von der 
US-Besatzungsmacht mit geheimen Zahlungen im SPD-internen Machtkampf unterstützt 
worden. 
Dem "Spiegel" zufolge hätten die Amerikaner dem damaligen West-Berliner Bundestagsab-
geordneten 1950 die große Summe von 200.000 Mark zukommen lassen. Die Amerikaner 
hätten Brandt gefördert, weil er zu jenen Berliner Sozialdemokraten gehörte, die eine Westin-
tegration der Bundesrepublik befürworteten. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 10. Januar 2017: >>Das grüne Di-
lemma 
In den achtziger Jahren beglückten die Grünen eine Generation, die traditionelle Tugenden 
und Institutionen ablehnte und Unbehagen an der Überflußgesellschaft durch eine Protest-
kultur kompensierte. Ihr spätpubertärer, hippiehafter Charme, ihre Weckrufe gegen Kernkraft, 
Umweltzerstörung und den Nato-Doppelbeschluß gerieten zum Religionsersatz. Rationalität 
und komplexe Verantwortungsethik blieben den "Ökopaxen" eher fremd. Sie punkteten mit 
ihrer Kreativität und Kampagnenfähigkeit. 
Dieses in Teilen helle Bild wird zusehends trüber, seit Kernfragen der Staatlichkeit in den Fo-
kus rücken, die das linksgrün-utopistische Weltbild überdehnen. In zweifacher Hinsicht sieht 
sich die Partei anschwellender Kritik ausgesetzt. Sie gilt erstens dem Menschen- und Bürger-
rechtskult ihrer Führungskader, der sich vernünftigen begrifflichen Begrenzungen und behut-
samer Abwägung mit anderen Rechtsgütern völlig verschließt. 
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Unüberbrückbare Distanz zur Volksherrschaft 
Ausschweifend räsonieren die Grünen über Demokratie, wollen gar "radikaldemokratische 
Anstöße" liefern, entlarven zugleich aber ihre unüberbrückbare Distanz zur Volksherrschaft. 
Ein souveränes Volk in einem souveränen Nationalstaat, gemeinsame politische Willens-
bildung mit abschließender Mehrheitsentscheidung - vitale Essenzen des Demokratieprinzips 
sind kein Stoff für Minderheitsfetischisten. 
Was deutsche Bürger mehrheitlich denken und wollen, beschäftigt sie nicht mal im Ansatz. 
Jakobinerhaft kämpft die Partei für die Teilhabe von Lesben, Schwulen und Migranten "im 
zusammenwachsenden Europa". Grüne Demokratiebeschwörung - das ist ein listiger Fake, 
eine "Volksherrschaft" ohne Volk. 
Zweitens pflegen grüne Vordenker eine feindselige Sicht auf die deutsche Geschichte, die sie 
als Abfolge von Unterdrückung und liquidatorischem Rassismus wahrnehmen (wollen). Wer 
diese ideologische Engführung, diesen weltweit einzigartigen "Nationalmasochismus" kriti-
siert, wird zur Zielscheibe wüster Beschimpfungen. 
Erwähnen Sie konservativ, rechts oder AfD 
Machen Sie einen Test und erwähnen gegenüber doktrinären Grünen die Begriffe konservativ, 
rechts oder AfD! Die Gesichter Ihrer Gesprächspartner werden die Züge schwäbisch-aleman-
nischer Fastnachtsmasken annehmen. 
Dieser Haß wirkt um so grotesker, als Moslems, also Anhänger einer selbst in ihrer gemäßig-
ten Variante antimodernen Religion, von denselben Volkspädagogen liebevoll umarmt wer-
den. Spiegel-Online-Kolumnist Jan Fleischhauer liefert einen Erklärungsansatz: "Bei der Lin-
ken hat die Idealisierung des Fremden eine lange Tradition." Ergänzend betont der Schweizer 
Publizist Frank A. Meyer die Sehnsucht kulturgesättigter Intellektueller nach dem "Edlen 
Wilden". Jean-Jacques Rousseaus Zivilisationskritik läßt grüßen. 
Aber kann das Narrativ vom "Edlen Wilden" den Ausverkauf abendländischer Kultur durch 
grüne Fundamentalisten hinreichend erklären? Geht deren ideologische Pervertierung so weit, 
die zumindest tendenzielle Frauenverachtung im real existierenden Islam für "edel" zu halten? 
Oder verbirgt sich hinter linksgrüner Liebe zu Flüchtlingen und anderen Muslimen nicht eher 
Berechnung? 
Besuch bei einem Fundamentalisten 
Sollen die zu CDU/CSU und AfD abgewanderten Arbeiter durch ein neues "revolutionäres 
Subjekt" ersetzen werden, das sich aus einem unüberschaubaren Heer von "Neubürgern" re-
krutiert, die in der Wahlkabine Rot oder Grün ankreuzen? 
Unlängst besuchte ich einen 60 Jahre alten Bekannten, der sich als frischgebackener Funda-
mentalist entpuppte. Seit 2015 ist er in der Flüchtlingshilfe und auf kommunaler Ebene bei 
den nordrhein-westfälischen Grünen aktiv. Im Hobbykeller skizzierte der Mann seine Vision 
vom künftigen Deutschland, die auf der Existenz einer "Bevölkerung in einer einzigen hell-
braunen Mischrasse" basiert. 
Absurdität und Rassismus dieser Vision waren ihm nicht bewußt - Folge ungezügelter kultu-
reller Hegemonie eines internationalistischen Denkens, dessen Prämissen und Folgerungen 
sich jahrzehntelang in keinem Diskurs, in keiner kontroversen Debatte bewähren mußten. 
Wind des Zeitgeists dreht sich 
Aber der Wind des Zeitgeists wird böig und beginnt sich zu drehen. Ein verbreitetes Boule-
vardblatt machte sich zum Anführer einer "Nafri/Grüfri-Kampagne" gegen die überforderte 
Co-Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, Simone Peter. Grüfri steht für "Grün-
Fundamentalistisch-Realitätsfremde Intensivschwätzerin". 
Ohne radikalen Kurswechsel zu nichtdogmatischen Dissidenten wie Winfried Kretschmann 
und Boris Palmer dürften die Grünen im Entsorgungscontainer der Politik verschwinden. SPD 
und Linkspartei hätten dann einen Konkurrenten weniger, und die CDU könnte sich vielleicht 
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noch nicht von Angela Merkel, wohl aber von der Hypothek schwarz-grüner "Pizza Connec-
tions" befreien.<< 
Die Internet- & Blogzeitung für die Zivilgesellschaft "DIE FREIE WELT" berichtete am 26. 
Februar 2017 (x902/…): >>Merkel schafft das "deutsche Volk" ab 
"Wir haben uns nicht für die Einheit Deutschlands eingesetzt, um als "Deutsche" beseitigt zu 
werden."  
Veröffentlicht von Willy Wimmer  
Der Bundeskanzlerin darf man nichts mehr durchgehen lassen. Das hat das deutsche Volk bei 
der Migrationsentwicklung seit 2015 erfahren können. Die Bundeskanzlerin erhob sich über 
das Gesetz und verfügte eigenmächtig, wie zu verfahren sei. Seither hat der Deutsche 
Bundestag in einer All-Parteien-Bewegung die Vorgehensweise der Bundeskanzlerin gestützt. 
Anstatt Sie wegen der Außer-Kraftsetzung deutschen und europäischen Rechts zur 
Rechenschaft zu ziehen, hat das Berliner Parlament es hingenommen, unsere Grenzen absolut 
schutzlos zu lassen. 
Wir sind die Eingeborenen von Merkelonien 
Die Bundeskanzlerin geht jetzt einen Schritt weiter. Sie schafft das "deutsche Volk" 
eigenmächtig ab. Wie die Äußerungen der Bundeskanzlerin seit einiger Zeit deutlich machen, 
geht sie gezielt vor. Unsere Gesetze fegt sie beiseite, denn das "deutsche Volk" sind nun mal 
die "deutschen Staatsbürger" und nicht alle Menschen, die sich auf dem Territorium 
Deutschlands aufhalten. Aber wer weiß es denn? Vielleicht wird "Deutschland" durch diese 
Dame abgeschafft. Anders kann man nicht werten, was die Bundeskanzlerin vor wenigen 
Tagen auf dem CDU-Landesparteitag in Mecklenburg-Vorpommern von sich gegeben hat. 
Wir haben uns nicht für die Einheit Deutschlands eingesetzt, um als "Deutsche" 
beseitigt zu werden 
Kein Wunder, wenn sich das politische Berlin und der europäische "Wasserkopf" in Brüssel 
mit dem neuen amerikanischen Präsidenten Trump nicht anfreunden können. So viel "Anti-
Amerikanismus" in der offiziellen deutschen Politik war nie. Merkel macht's möglich. Das 
kann man sogar verstehen. Präsident Trump hält der Bundeskanzlerin ununterbrochen ihr 
Zerrbild vor Augen. Für Präsident Trump sind die USA eine Nation mit einer Ökonomie und 
keine Wirtschaft mit einem gewissen staatlichen Anhang.  
Steve Bannon hat es in diesen Tagen deutlich gemacht, wie der Anspruch des neuen 
amerikanischen Präsidenten dabei ist. Die USA sind nach ihm eine Nation mit einer Kultur 
und einem Auftrag. Das könnten wir auch sein, wenn wir eine Regierung haben würden, die 
das Friedensgebot des Grundgesetzes umsetzt, statt einen völkerrechtswidrigen amerika-
nischen Krieg nach dem anderen mitzumachen. Man muß in Berlin und Brüssel den Eindruck 
haben, daß sie jetzt über Trump mit seinen Friedensabsichten so herfallen, weil sie bei seinen 
Vorgängern alles mitgemacht haben.  
Scheinbar sehen sie jetzt die Zeit gekommen, es den "Amis" so richtig zu zeigen. Es ist schon 
ein dolles Ding, wenn Präsident Trump in seinem politischen Ansatz beim russischen 
Präsidenten Putin mehr offene Bereitschaft findet als bei den angeblich "Verbündeten". Das, 
was die Bundeskanzlerin in Sachen "Nation" zum "deutschen Volk" abgesondert hat, kann 
jeder Deutsche nur als "krank" bezeichnen. Es ist am Bundesverfassungsgericht, die Konse-
quenzen aus diesem "permanenten Unrecht 'a la Horst Seehofer" zu ziehen.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 12. August 2017: >>Wenn die AfD klingt wie 
die antiimperialistischen Linken  
In der Schlange vor dem "Halber 85" vertreibt man sich die Zeit mit Gesprächen übers Wetter. 
Der Himmel über Magdeburg ist grau, es nieselt. Und einige Leute wissen genau, warum: "Es 
werden Schwermetalle in die Luft geblasen. Von Flugzeugen aus. Dadurch bilden sich Wol-
ken. Und dadurch werden wir lethargisch. Es gibt ja in Deutschland keine Männer mehr." 
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Aber wer macht das? Wissendes, mitleidiges Lächeln: "Wer wohl? Die, die man nicht nennen 
darf. Sagen wir: Amerikaner." Willkommen in der Welt der Teilnehmer des "AfD-Rußland-
Kongresses". 
Geladen hat die AfD-Landtagsfraktion von Sachsen-Anhalt. Gekommen sind mindestens 250 
Menschen, der Saal ist bis auf den letzten Platz besetzt. Die meisten entsprechen dem Kli-
schee: Männer in dem, was man euphemistisch "besten Alter" nennt. Es sind aber auch viele 
junge Männer dabei. Kaum Frauen. Viele Teilnehmer sind Rußlanddeutsche. 
Moderatorin Katrin Ziske vom "Compact Magazin für Souveränität" begrüßt sie auf Russisch. 
Die AfD ist die einzige Partei, die gezielt die Rußlanddeutschen anspricht, mit eigenen rus-
sischsprachigen Medien, über Interviews im russischen Staatssender "RT Deutsch", und seit 
Kurzem mit einer "Interessengemeinschaft der Rußlanddeutschen in der AfD". 
Deren Vorsitzender Waldemar Birkle, der in Kasachstan geboren wurde und sich in seinem 
Pforzheimer Wahlkreis um ein Direktmandat für den Bundestag bemüht, vergleicht in seiner 
Rede die Rolle der Aussiedler für die AfD mit der angeblich bestimmenden Rolle der Türken 
in der SPD. Freilich würden die Rußlanddeutschen wie die Russen, aber anders als die Tür-
ken, noch die deutschen Tugenden verkörpern, die heute aber hierzulande als spießig belächelt 
würden. 
Durch die Umerziehung der Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg seien sie zu einem Volk 
ohne Geschichte geworden, so Birkle - oder mit nur einer Geschichte, der Nazigeschichte. 
"Wer aber die eigene glorreiche Geschichte nicht kennt, kann darauf nicht stolz sein." Diese 
Geschichtslosigkeit diene den "Strippenziehern hinter dem großen Teich". Für diese amerika-
nischen Strippenzieher habe Rußland "zwei Probleme: Bodenschätze und einen gesunden Pa-
triotismus", der nicht zulasse, dass Fremde sie ausbeuten. Rußland werde heute von den Ame-
rikanern für alles verantwortlich gemacht, wie früher Deutschland. Schon darum gehörten die-
se beiden Völker zusammen. 
Rabiate Antiamerikanismus und Fremdenhaß 
In der Tat wäre es ehrlicher gewesen, den Rußland-Kongreß einen "Antiamerika-Kongreß" zu 
nennen - oder wie es Robert Farle ausdrückt, jahrelanger Funktionär der moskautreuen Deut-
schen Kommunistischen Partei (DKP) in Nordrhein-Westfalen, heute Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der AfD in Sachsen-Anhalt: einen Kongreß "gegen den Versuch des US-Impe-
rialismus, Europa zu unterjochen". Das Vokabular jedenfalls mußte Farle beim Parteienwech-
sel nicht ändern. 
Schließt man die Augen (denn die Teilnehmer wären jünger und weiblicher, die Männer be-
haarter und mit einer Neigung zu Lederjacken und Jeans), könnte man sich tatsächlich auf 
einem Kongreß der Außerparlamentarischen Opposition Ende der 1960er Jahre oder der anti-
imperialistischen Linken heute wähnen. 
Hans-Jörg Müller etwa, Bundesvorsitzender des AfD-Mittelstandsforums, wettert gegen die 
"Neoliberalen und Neocons um Jeffrey Sachs", die nach dem Ende der Sowjetunion Rußlands 
Industrie im geopolitischen Auftrag der USA zerstört hätten. Seit hundert Jahren sei es Politik 
der USA, Deutschland und Rußland gegeneinander zu hetzen, um die amerikanische Herr-
schaft über Europa aufrechtzuerhalten, das habe der Geostratege George Friedman zugegeben. 
Und Condoleezza Rice, Beraterin von George W. Bush, habe empfohlen, Krisen in Europa zu 
provozieren, um einen sich abzeichnenden deutsch-russischen Block zu zerstören. 
An diesem Punkt wird die Illusion, man befinde sich auf einer linken Veranstaltung, jäh zer-
stört, als mein Nachbar unter allgemeinem Lachen in den Saal hineinruft: "Nicht alle Neger 
sind blöd!" Tatsächlich verbindet ein Mann wie Müller, der als Vertreter diverser deutscher 
Firmen - darunter VW - in Rußland gearbeitet hat und regelmäßig nach Moskau fährt, um mit 
der russischen Industrie- und Handelskammer einen "Meinungsaustausch" zu pflegen und dor-
tigen Medien Interviews zu geben, einen rabiaten Antiamerikanismus mit einem ebenso rabia-
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ten Fremdenhaß. 
731 Konzerne der "US-Finanzindustrie", so Müller in einer Rede am 13. August 2016, würden 
die Welt beherrschen und alle europäischen Politiker kontrollieren. Sieben Milliarden Men-
schen würden zu "Arbeits- und Konsumsklaven" dieser Finanzkonzerne gemacht. Der von der 
Europäischen Union eingeleitete "Bevölkerungsaustausch" durch Masseneinwanderung und 
der "kommende Bürgerkrieg" in Deutschland dienten dem Ziel der "Gleichschaltung der 
Welt" im Interesse dieser Finanzmagnaten: "Wenn von Moral gesäuselt wird, geht es immer 
nur um Macht und Geld." 
Man mag all diese Verschwörungstheorien abtun als überzogene Rhetorik, die wenig zu tun 
habe mit der realen Politik der AfD. Als jedoch André Poggenburg, Landesvorsitzender der 
AfD, Fraktionsvorsitzender im Landtag und Mitglied des Bundesvorstands gefragt wird, wie 
man denn politisch unabhängig handeln könne, da Deutschland eine "Kolonie" sei, weist er 
die Unterstellung nicht etwa zurück, sondern erklärt: "Wir verlieren die Frage der Souveräni-
tät nicht aus den Augen. Wir sind für den Abzug der US-Truppen aus Deutschland. Und in 
einer nur von den USA geführten Nato wollen wir als Deutsche nicht bleiben. Zurzeit gibt es 
nur noch einen, der den Ton angibt, und drum herum nur Vasallen. Wir haben das als AfD 
ganz fest im Auge." 
Der Kampf um die Stimmen der Rußlanddeutschen  
Früher wählten die Rußlanddeutschen in Berlin die CDU, jetzt könnte sogar die AfD hoch im 
Kurs stehen. Grund ist offenbar auch mangelndes Vertrauen in Merkels Flüchtlingspolitik.  
Damit geht der Kongreß in die Mittagspause. Es gibt, passenderweise, Soljanka. Nach der 
Pause ist Algis Klimaitis angekündigt. Der Sohn eines litauischen Paramilitärs und Nazi-
Sympathisanten, der unter deutscher Führung an Judenpogromen beteiligt war, meint, Vertre-
ter der satanistischen und okkulten Eliten wollten über ein "Programm der Rassenvermi-
schung" die Beseitigung der Nationen, Religionen und Familie bewerkstelligen, mittels einer 
gezielten Masseninvasion von Muslimen. 
Wenn für Müller die Bösewichter Sachs und Friedman heißen, sind es für Klimaitis "Adorno-
Wiesengrund", Max Horkheimer und Ernst Bloch. Dass alle Genannten jüdische Wurzeln ha-
ben, ist natürlich kein Zufall. Gemessen an solchen Haß-Exegesen wirkt die Vorstellung einer 
Ruhigstellung der Deutschen per Schwermetalle in den Flugzeugkondensstreifen beinahe 
harmlos.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 13. August 2017: >>Planwirtschaft 
läßt grüßen 
Erich Honecker hätte am "Dieselgipfel" seine helle Freude gehabt: Die Autohersteller müssen 
antreten, um sich von der Politik sagen zu lassen, unter welchen Bedingungen sie weiter Au-
tos bauen dürfen - und welche. Daß man nur ein weiteres überschaubares Lösegeld an die 
Umverteilungspolitiker bezahlen muß und Massenenteignungen der Kunden durch Fahrverbo-
te noch mal abgewendet werden konnten, feiern sie schon als Erfolg. 
Nach der faktenfreien Panik, mit der zuletzt Atomausstieg und "Energiewende" inszeniert und 
übers Knie gebrochen wurden, offenbart die geschürte Hysterie um Feinstaub und Diesel-
emissionen ein weiteres Mal den bedenklichen Geisteszustand der tonangebenden Kräfte in 
einem Land, das immer noch zu den führenden Industrienationen der Welt zählt. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Phantomproblem 
Die Zutaten sind skrupellose Öko-Lobbyisten und bornierte Sektierer in Politik und Medien, 
die bedenkenlos den industriellen Kern demontieren; eine opportunistische Regierungspartei, 
die vom Fürsprecher ökonomischer Vernunft und unternehmerischer Freiheit zum Handlanger 
ideologiegetriebener Wirtschaftshasser und Technikfeinde geworden ist; hasenfüßige Fachleu-
te und Konzernlenker, die sich in ihrer Subventionsmentalität weiter an die Politik klammern 
und vor dem grün-linken Zeitgeist einen Kotau nach dem anderen vollführen, statt seinen Zu-
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mutungen energisch und rational zu widersprechen. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Produkt dieser Konstellation. Nüchtern betrachtet ist er ein Phan-
tomproblem: Die Luft in Deutschland ist rein wie nie zuvor in einem Industrieland, die Auto-
abgase schadstoffärmer denn je, allein die vor allem bei Dieselaggregaten anfallenden Stick-
oxid-Emissionen sind im letzten Vierteljahrhundert um 70 Prozent gesunken. Trotz aller Er-
folge mißbrauchen Lobbyisten mit Öko-Etikett und die von ihnen getriebene Politik ihre ge-
wachsene Macht, um die Autoindustrie mit immer schärferen Grenzwerten zu treiben, die 
längst jedes vernünftige Maß hinter sich gelassen haben. Die zulässige Stickoxid-Belastung 
im Straßenverkehr ist inzwischen zwanzigmal niedriger als am Arbeitsplatz. 
Die Autos, die die Kunden kaufen wollen und mit denen die Industrie Geld verdienen kann, 
können diese Anforderungen objektiv kaum erfüllen. Die Hersteller haben sich trotzdem auf 
das Spiel eingelassen und das Nicht-Machbare versprochen. Mit dem Hintergedanken, sich 
mit Tricksereien aus der Affäre zu ziehen, und in der Hoffnung, die Politik werde sie schon 
decken, um die Kuh nicht zu schlachten, an der die wichtigste Wertschöpfungskette im Lande 
hängt. …<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 23. August 2017: >>Gehört Merkel 
hinter Gitter? 
"Wer vor Gericht oder vor einer anderen zur Abnahme von Eiden zuständigen Stelle falsch 
schwört, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft." So steht es in Paragraph 
154, Absatz 1, des Strafgesetzbuches. Dreimal hat Angela Merkel, CDU, im Deutschen 
Bundestag die Hand zum Kanzler-Eid gehoben, hat vor dem deutschen Volk feierlich 
geschworen, seinen Nutzen zu mehren und Schaden von ihm zu wenden. Das Ergebnis ihrer 
Politik ist sattsam bekannt. Daher stellt sich die Frage: Gehört Merkel ins Gefängnis? … 
Eigentlich sollte man meinen, daß der Kanzler-Eid ein rechtskräftig verpflichtender Eid ist 
wie jeder andere. Zumal sich Angela Merkel bei ihr passender Gelegenheit selbst auf ihn 
berufen hat. Am 27. Februar 2012 erklärte sie in Bezug auf die Euro-Rettung und einen 
möglichen Austritt Griechenlands aus der Euro-Zone: "Abenteuer einzugehen, verbietet 
mein Amtseid." 
HÖRT, HÖRT!  
Ein Verbot ist nach gängiger Rechtsauffassung eine Anweisung zur Unterlassung einer Hand-
lung. Diese Anweisung kann in Regeln, Richtlinien, Befehlen oder Rechtsnormen näher 
definiert sein, Letztere etwa als gesetzliches Verbot. 
Frau Merkel scheint ihren Amtseid selbstherrlich auszulegen. Jedenfalls hat er ihr of-
fenbar nicht "verboten":  
- mit dem überhasteten und opportunistischen Ausstieg aus der Kernenergie 2011 nach der 
Reaktorkatastrophe von Fukushima dem deutschen Volk ganz erheblichen Schaden zuzufü-
gen. Laut Bundesverfassungsgericht steht den Stromversorgern eine "angemessene Entschädi-
gung" zu. Diese beziffern ihren Schaden auf mindestens 20 Milliarden Euro. Den eigentlichen 
und weit größeren Schaden können alle Stromkunden auf ihrer seit Jahren dramatisch steigen-
den Stromrechnung ablesen. 
Jedenfalls hält es Frau Merkel offenbar mit ihrem Amtseid auch für vereinbar, daß die Bun-
desregierung mit der illegalen Grenzöffnung fortlaufend gegen geltendes Recht verstößt; daß 
sie mit der Verpfändung deutscher Sparguthaben zugunsten südeuropäischer Euro-Länder den 
Schaden und nicht den Nutzen des deutschen Volkes mehrt; daß die Regierung mit der 
hunderttausendfachen Duldung von Scheinasylanten und Wirtschaftsmigranten auf Kosten 
deutscher Steuer- und Beitragszahler keinesfalls "Gerechtigkeit gegenüber jedermann" ausübt. 
Und trägt die Kanzlerin nicht zumindest indirekt politische Mitverantwortung dafür, 
daß islamistische Terroristen nicht rechtzeitig abgeschoben wurden? 
Man reibt sich verwundert die Augen: Wieso wurde Angela Merkel bislang nicht wegen Ver-
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letzung ihres Amtseides belangt? Müßte sie - eigentlich - nicht längst im Gefängnis einsitzen? 
Hat sie doch vor der höchsten Instanz überhaupt - der Vertretung des deutschen Volkes! - 
feierlich geschworen: "So wahr mir Gott helfe." 
Fakt ist: Jeder, der vor einem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages oder eines 
Landtages falsch aussagt, ob eidlich oder uneidlich, macht sich strafbar. 
Ist der Kanzler-Eid also nur eine hohle Phrase? Hätte Merkel ebenso gut auf das CDU-
Wahlprogramm oder die Speisekarte eines Berliner Promi-Restaurants schwören 
können? 
LEIDER JA! 
Denn der strafbewehrte Meineid betreffe nur falsche Zeugenaussagen vor Gerichten oder Un-
tersuchungsausschüssen. 
So sehen es die überwiegende Mehrheit der Verfassungsjuristen und auch der wissenschaft-
liche Dienst des Deutschen Bundestages. Nach dieser Auslegung ist der Kanzler-Eid lediglich 
ein feierliches Versprechen, im Sinne einer politischen Beteuerung. Also: Wie versprochen, so 
gebrochen! …<< 
Die österreichische Tageszeitung "Der Standard" berichtete am 25. August 2017: >>IS-
Terror als "False Flag": Aufregung um österreichische Ministeriumsmitarbeiterin 
Monika Donner, umstrittene Vertragsbedienstete des Verteidigungsministeriums, sorgt mit 
neuem Buch für heftige Kritik … 
"Warum Deutschland sterben soll" 
Im Herbst dürfte Donner für neue Aufmerksamkeit sorgen. In "Krieg, Terror, Weltherrschaft" 
will Donner analysieren "warum Deutschland sterben soll" - so der Untertitel des Buches. In 
dessen Beschreibung, die nun veröffentlicht wurde, wird etwa von einer "anglo-amerika-
nischen Globalisierungsclique, die die Weltherrschaft anstrebt", gesprochen. … 
"Deutsche Reich fiel Globalisierungsclique zum Opfer" 
… Donner gibt an, das NS-Regime "schärfstens zu verurteilen". Ihr sei wichtig, daß "das 
Deutsche Reich im 1. Weltkrieg nachweislich der Globalisierungsclique zum Opfer gefallen" 
sei, im Zweiten Weltkrieg wurde dann "nicht das deutsche Volk, sondern das verbrecherische 
NS-Regime nach Hitlers Putsch anläßlich des Reichstagsbrands zum Täter". "Historiker, die 
dies … nicht verstehen können oder wollen, sollten den Beruf wechseln …<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 1. September 2017: >>Hochverrat im 
Kanzleramt? … 
Scharfe Töne im Wahlkampf: AfD-Spitzenkandidatin Weidel geht Merkel persönlich an. Sie 
ruft dazu auf, sich mit "Rechtsbrüchen der Kanzlerin" auseinanderzusetzen. Nach ihrer Amts-
zeit, fordert Weidel, gehöre Merkel "vor ein ordentliches Gericht".  
Wenige Wochen vor der Bundestagswahl verschärft die rechtspopulistische AfD erneut ihren 
Tonfall: AfD-Spitzenkandidatin Alice Weidel erhob schwere Vorwürfe gegen Bundeskanz-
lerin Angela Merkel. 
"Wir müssen uns mit den Rechtsbrüchen der Kanzlerin auseinandersetzen. Angela Merkel 
müßte nach ihrer Amtszeit vor ein ordentliches Gericht gestellt werden", forderte sie in einem 
Interview der "Passauer Neuen Presse". 
Illegales Handeln erkennt die AfD-Politikerin dabei vor allem in Politikfeldern, die zu den 
Kernthemen ihrer eigenen Partei gehören: "In der Euro-Rettungspolitik und in der Flüchtlings-
krise hat sie gegen geltendes deutsches und europäisches Recht verstoßen. Dafür sollte sie 
sich vor einem Richter verantworten müssen." 
Die Partei hatte zuvor bereits erklärt, sie wolle sich nach ihrem erwarteten Einzug in den 
Bundestag für einen "Untersuchungsausschuß Merkel" stark machen. Die Idee, juristisch 
gegen politische Entscheidungen der Kanzlerin vorzugehen, ist in der AfD nicht neu. Der 
Bundesvorstand der Partei hatte bereits im Oktober 2015 wegen "Einschleusung von Auslän-
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dern" erfolglos Strafanzeige gegen Merkel gestellt. 
Tausende Strafanzeigen gegen Merkel 
Mit ihren Ansichten stehen Weidel und die Parteiführung der AfD offenbar nicht alleine da: 
Bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe sind seit Beginn des Flüchtlingszuzugs im Jahr 2015 
einem Zeitungsbericht zufolge tatsächlich bereits mehr als 1.000 Strafanzeigen eingegangen, 
in denen der CDU-Politikerin Hochverrat vorgeworfen wird. 
"Die Strafanzeigen gegen die Bundeskanzlerin haben sich alle als haltlos erwiesen", erklärte 
die Sprecherin der Behörde, Frauke Köhler, dem "Mannheimer Morgen". … 
Die Bundesanwaltschaft ist für Staatsschutzstrafsachen zuständig, die die innere und äußere 
Sicherheit Deutschlands berühren. "Hochverrat" begeht laut Paragraph 81 im Strafgesetzbuch 
jemand, "der es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen oder die auf dem Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland beruhende verfassungsmäßige Ordnung zu ändern". Nach den Grundsät-
zen des Rechtsstaats ist die Karlsruher Behörde verpflichtet, alle eingehenden Strafanzeigen 
zu prüfen.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 19. September 2017: >>"Merkels 
Zuwanderungspolitik wird Deutschland zerstören" 
Der Wirtschaftswissenschaftler Max Otte hat Angela Merkels Bundesregierung vorgeworfen, 
Deutschland zu ruinieren. Am CDU-Parteiprogramm habe er nichts auszusetzen, die gelebte 
Praxis sei jedoch "grausam", sagte Otte dem Internetportal wallstreet:online. 
"Niemals hätte ich gedacht, daß eine CDU-Regierung unser Land dermaßen schädigen könn-
te." Merkel reiße Deutschland "sehenden Auges in den Strudel". Die Einwanderungspolitik 
habe ihn als CDU-Mitglied bewogen, dieses Mal sein Kreuz bei der AfD zu machen. 
"Die Zuwanderung, wie sie jetzt betrieben wird, ist katastrophal. Sie wird unser Land zerstö-
ren", kritisierte Otte. Bereits jetzt gäbe es sogenannte No-go-Areas und einen ersten Fall, in 
dem ein Moslem in Deutschland mehrere Frauen haben dürfe. Hinzu kämen mehr als 1.000 
registrierte Kinderehen. 
Otte befürchtet Nachteile wegen Outing 
Am 11. September hatte Otte auf dem Kurznachrichtendienst Twitter angekündigt, bei der 
Bundestagswahl am 24. September AfD zu wählen. "Mein Outing wird mir viele Nachteile 
und Anfeindungen bringen, aber ich halte es für meine staatsbürgerliche Pflicht", rechtfertigte 
der Wirtschaftswissenschaftler seine Entscheidung. 
Er vermute, künftig von vielen Medien nicht mehr eingeladen zu werden und auf "schwarze 
Listen" zu kommen. "Das sind Zustände wie 1933. Menschen, die sich für die AfD outen, ha-
ben nichts zu lachen." 
In der Partei gäbe es "vielleicht" einzelne Menschen mit antisemitischen Ansichten, sie sei 
aber demokratischer als die CDU. "Denn bei der AfD wird noch im Diskurs über Inhalte ge-
rungen", ergänzte Otte.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 9/2017 berichtete im September 2017: 
>>Die Kalte Kanzlerin - Der Staat bin ich, das Volk ist nichts 
_ von Daniell Pföhringer 
Um es gleich vorwegzunehmen: Der sogenannte "Hooton-Plan", von dem in halbseidenen 
Internetforen oft als Blaupause zur Auslöschung des deutschen Volkes geraunt wird, ist nicht 
für die aktuellen Vorgänge verantwortlich. Dieses Papier war - im Gegensatz zum Mor-
genthau-Plan zur Deindustrialisierung der Besatzungszonen, dessen wesentliche Elemente 
tatsächlich bis Juli 1947 Grundlage der alliierten Direktive JCS 1067 waren - nur die akade-
misch verbrämte Fieberfantasie eines Fanatikers: 
Im Jahr 1943 - etwa zwei Jahre nach dem Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg - plazier-
te der amerikanische Anthropologe Earnest Albert Hooton, der nicht nur ein leidenschaftlicher 



 61 

Deutschenhasser war, sondern auch ein Rassist und Eugeniker (wortwörtlich plädierte er für 
das "Eliminieren der Unbrauchbaren, Wertlosen, Degenerierten und Antisozialen jeder Rasse 
und jedes ethnischen Stammes"), einen Artikel mit dem Titel "Breed war strain out of Ger-
mans" ("Die Kriegsveranlagung aus den Deutschen züchten") im New York Daily. 
Darin warb er dafür, die "aggressive Ideologie" des "deutschen Nationalismus" durch die An-
siedlung ausländischer Bevölkerungsgruppen auszumerzen. Den Deutschen unterstellte Hoo-
ton "biologisch begründete und angeborene räuberische Neigungen", die nur durch "Kreu-
zung" mit Menschen fremder Herkunft gebändigt werden könnten. 
Stichwort "Austauschmigration" 
Wenig spricht dafür, daß Hootons wahnwitzigen Ideen den New York Daily, der nur wenige 
Jahre später eingestellt wurde, überlebt hätten - vielmehr weisen die aktuellen Vorkommnisse 
in Deutschland frappierende Ähnlichkeiten mit einem anderen Konzept auf, das weitaus ern-
ster zu nehmen ist als das wirre Geschreibsel des fanatischen Eugenikers. 
Der "Große Austausch", wie der französische Schriftsteller Renaud Camus die heute nicht nur 
in Deutschland, sondern in ganz Westeuropa zu beobachtende Ethnomorphose nennt, folgt 
nicht biologistischen Motiven wie bei Hooton; es geht nicht darum, angeblich angeborene 
schlechte Eigenschaften "wegzuzüchten". Statt dessen wird demographisch und ökonomisch 
argumentiert. 
Grundlage ist weniger ein Plan im eigentlichen Sinne, sondern sind Empfehlungen von höch-
ster Stelle - genauer: ein Bericht der Abteilung Bevölkerungsfragen der Vereinten Nationen 
aus dem Jahr 2000, der empfiehlt, daß in Europa, wie es explizit heißt, "jeglichen vernünfti-
gen Erwartungen widersprechende Einwanderungszahlen erreicht werden" müßten , um den 
derzeitigen Anteil von Menschen im erwerbsfähigen Alter konstant halten zu können. 
In der englischsprachigen Ausgabe ist von "Replacement Migration" - also "Austauschmigra-
tion" - die Rede, in der deutschen Übersetzung heißt es hingegen verharmlosend "Bestandser-
haltungsmigration". 
Die Fachabteilung der UNO unter der Leitung von Joseph Chamie, damals wissenschaftlicher 
Direktor des Zentrums für Migrationsstudien in New York, stellte bei der Untersuchung der 
"Fruchtbarkeits-, Sterblichkeits- und Migrationstrends für alle Länder der Welt" zwei "kriti-
sche Trends" fest, nämlich "den Rückgang und die Alterung der Bevölkerung" in einigen Staa-
ten. Unter die Lupe genommen wurde dabei vor allem Europa, unter anderem auch die Bun-
desrepublik.  
Als "Lösung für schrumpfende und alternde Bevölkerungen" kam man schließlich auf die 
Strategie der Austauschmigration. Eines der im Jahr 2000 skizzieren Szenarien besagt, daß 
Deutschland jährlich eine Nettozuwanderung von 324.000 Menschen benötige, um seinen 
derzeitigen Bevölkerungsstand bis 2050 aufrechterhalten zu können. "Im Ergebnis wären 
2050 bei einer Bevölkerung von 82 Millionen 23 Millionen (28 Prozent) Post-1995-Migranten 
oder deren Nachkommen", heißt es dazu in dem UN-Bericht. …<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 16. November 2017: >>"Das ist un-
faßbar "Bundeswehr kämpft mit kaputten Panzern 
Die Bundeswehr sieht sich einem Bericht zufolge mit ausgeprägten Ersatzteil-Engpässen kon-
frontiert. Von 244 Kampfpanzern seien derzeit nur noch 95 einsatzbereit. … 
Strukturelle Mängel an der Spitze? 
"Das ist unfaßbar", kommentierte der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Wolfgang 
Hellmich. Trotz aller Bekundungen der Spitze des Ministeriums zur Verbesserung des Be-
schaffungswesens lägen "tiefgreifende Mängel" vor, die struktureller Art seien, erklärte der 
Verteidigungsexperte. 
"Wie soll die Truppe denn in Übung gehen, einsatzbereit sein, wenn ein Drittel des Bestandes 
schon in der Nutzung, also in Übung und Einsatz, ausfällt und nicht repariert werden kann, 



 62 

weil Ersatzteile fehlen und nicht beschafft werden können?", sagte Hellmich und fügte hinzu: 
"Es muß die Frage gestellt werden, wer die Verantwortung für dieses Desaster trägt." … 
Beim Kampfpanzer Leopard 2 handelt es sich um eines der wichtigsten Waffensysteme des 
Heeres. Das bis zu 65 Tonnen schwere … Kettenfahrzeug kann aus seiner Hauptwaffe, der 
Glattrohrkanone im Kaliber 120 Millimeter, verschiedene Spezialgeschosse auf bis zu sechs 
Kilometer entfernte Ziele abfeuern. …<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 22. November 2017: >>Der Staat 
verliert die Kontrolle über seine Gewalt 
Der Staat ist Gewaltmonopolist. Recht und Soziales sind nur seine Nebenfunktionen. Deshalb 
trifft der Polizeiskandal in der Hauptstadt den Staat in seiner Substanz. In ethnisch-religiösen 
Konflikten droht die staatliche Ordnung zu zerreiben. 
Der Staat, wie wir ihn kennen, entsteht nach den Religionskriegen der frühen Neuzeit. Seine 
Wiege ist der Westfälische Friede von 1648. Die Fürsten der vom Krieg verheerten Länder 
treffen sich in Münster, um Frieden zu schließen, ihre Völkerrechtler arbeiten die weltliche 
Ordnung aus. Der Einfluß der Religion auf die Politik wird zurückgedrängt. Ob Krieg oder 
Frieden, das beeinflussen künftig nicht mehr die Kirchen, sondern das entscheiden die 
Fürsten. 
Die Bürger händigen dem Staat ihre Gewalt aus, dafür verspricht der Staat ihnen Schutz. Er 
allein hat nun rechtmäßig Gewalt inne, er hat auf sie ein Monopol. 
Das Militär und die Polizei sind die wichtigsten Organe des Gewaltmonopolisten. Zwar 
gehören auch Verwaltung, Gerichte und Parlamente zum modernen Staat, doch ob dieser sein 
Gewaltmonopol auch geltend machen kann, hängt letztlich an Einrichtungen, die Waffen 
tragen und Gewalt wortwörtlich ausüben. Militär, das ist Gewalt nach außen. Polizei, Gewalt 
nach innen. Beide sichern den Frieden. Erst im 19. Jahrhundert fordert das selbstbewußte 
Bürgertum, der Staat müsse außerdem Rechtsstaat sein. Die Vorstellung, daß der Staat das 
soziale Zusammenleben seiner Bürger durch Umverteilung und Rechtsgestaltung zu regulie-
ren habe, kommt erst nach 1949 auf. 
Inzwischen haben sich beide Vorstellungen, Rechtsstaat und Sozialstaat, in unseren Köpfen so 
stark festgesetzt, daß wir vergessen haben: Der Staat ist wesentlich Ordnungsstaat. Wenn 
Clans, Gangs oder Terrorgruppen neben ihm Gewalt ausüben, dann wird der Staat auch bald 
die Gerichte, Krankenkassen und auch die Polizei nicht mehr bereitstellen. Der Skandal um 
die Berliner Polizei zeigt: Wir befinden uns auf dem geraden Weg in solche Zustände. Der 
Polizeiskandal geht weit über die Dimensionen einer Polizeischule hinaus und sprengt sogar 
den Rahmen der Hauptstadt. Hier liegt eine Störung vor, die das Gewaltmonopol gleichzeitig 
in Besitz nimmt und in Frage stellt. 
Arabische Clans, die sich über Herkunft und Religion definieren, unterwandern die Polizei, 
wie der oberste Berliner Polizeigewerkschafter bestätigt hat. 
Um manche Söhne in den Polizeidienst einzuschleusen, halten sie diese von Straftaten fern. 
Gelingt die Unterwanderung, hat das zwei Folgen. Erstens können diese Clans Straftaten 
ausüben, ohne von der Staatsgewalt verfolgt zu werden, weil ihr Nachwuchs im Polizeidienst 
die Strafverfolgung behindert oder vereitelt. Zweitens können die Clans, wenn die Unterwan-
derung erst einmal fortgeschritten ist, selbst Staatsgewalt ausüben - natürlich im Eigeninteres-
se und nicht zum Schutz des Gemeinwohls. 
Ermöglicht wurde diese Zersetzung des Gewaltmonopols durch eine fehlgeleitete Integrations-
politik. Es waren beim Kanzleramt angesiedelte Integrationsbeauftragte, Maria Böhmer und 
Aydan Özoguz, die forderten, die Polizei müsse mehr Migranten beschäftigen. In Berlin 
wurde diese Forderung 2010 in ein Gesetz gegossen, das auf den harmlosen Namen "Integra-
tions- und Partizipationsgesetz" hört. Seither hat sich der Anteil muslimischer Migranten in 
der Polizei verzigfacht. 
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Diese Entwicklung steht auch anderen Ländern bevor. Baden-Württemberg hat ein solches 
Gesetz 2015 verabschiedet. Und auf Bundesebene ist ein Integrationsgesetz dieses Jahr in 
Kraft getreten. Die Polizei wird von den berüchtigten Clans ebenso unterwandert wie die 
Hells Angels. Wo auch immer Gewalt im Spiel ist, mischen die Clans mit, in der organisierten 
Kriminalität wie im Staat. Wenn sie gewinnen, dann ist der Staat allerdings kein Staat mehr. 
Um diesen Sieg zu verhindern, muß man jede Bevorzugung von Migranten in der Polizei-
ausbildung stoppen. Zu bezweifeln ist, ob dieses bloße Unterlassen reicht. Womöglich braucht 
es neue Gesetze, um die Wirkung jener Desintegrationsgesetze ungeschehen zu machen. 
Dimitrios Kisoudis war neun Jahre lang als Regisseur und Autor für den Rundfunk tätig. Jetzt 
arbeitet er als Referent für einen AfD-Bundestagsabgeordneten.<< 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 14. Dezember 
2017 (x892/…): >>Der totalitäre Dämon der Demokratie  
Osteuropäer, die lange Zeit unter einer kommunistischen Diktatur gelebt haben, sind oftmals 
empfindsamer und nachdenklicher, wenn es um eine politische Analyse der modernen liberal-
demokratischen Gesellschaft geht, die sie seit den 1990er Jahren kennenlernten. Eine der 
besten Analysen dieser Gesellschaftsordnung, die inzwischen die gesamte westliche Welt er-
obert hat, findet sich in dem soeben in deutscher Übersetzung erschienen Buch des polnischen 
Philosophen Ryszard Legutko: Der Dämon der Demokratie. Totalitäre Strömungen in libera-
len Gesellschaften. …  
Kommunismus und liberale Demokratie haben die gleichen Wurzeln 
Ausgangpunkt der Analyse der liberalen Demokratie ist die These des Autors, die er bereits in 
den 1980er Jahren bei Besuchen in Westeuropa entwickelt hat, daß der Kommunismus und 
die liberale Demokratie die gleichen Wurzeln haben. Das bedeutet natürlich nicht, daß beide 
dasselbe sind. Beide Systeme sind allerdings hinsichtlich des Totalitarismus, der in ihnen 
liegt, nicht wesentlich, sondern nur graduell verschieden. Selbstverständlich gibt es in den 
liberalen Demokratien keine Verhaftungen, Gefängnisstrafen oder Folter wegen abweichender 
Meinungen, wie im Kommunismus.  
Auch andere abartige Erscheinungsformen des Kommunismus sind dem Liberalismus fremd, 
doch der Liberalismus ist gerade deswegen viel erfolgreicher in der Durchsetzung seiner 
Ideologie. Menschen die nicht mitmachen werden sozial isoliert, für extrem rückständig 
erklärt, als Rechtsradikale verunglimpft und auf vielfache andere Weise aus dem gesellschaft-
lichen Leben ausgeschlossen, das dadurch immer einförmiger und gleichgeschalteter wird.  
Immer weniger Menschen wagen es so, grundsätzlich die liberale Demokratie in Frage zu 
stellen und passen sich an. Dies gilt besonders auch für kirchliche Gemeinschaften. Die 
europäischen katholischen Kirchen haben inzwischen mehr oder weniger vollständig sich der 
Ideologie der liberalen Demokratie unterworfen und gehören oft zu den entschlossensten Ver-
teidigern derselben, was besonders in der gebetsmühlenartigen Wiederholung der "Menschen-
rechte" zum Ausdruck kommt, die eine der wichtigsten ideologischen Bestandteile der libe-
ralen Demokratie ist. 
Die Ideologie der Gleichheit 
Das gemeinsame Fundament von liberaler Demokratie und Kommunismus ist nach Legutkos 
Analyse die Ideologie der Gleichheit. Diese Ideologie ergreift immer weitere Bereiche des 
gesellschaftlichen und privaten Lebens und dringt bis in die Schlafzimmer der Eheleute ein. 
Es geht dabei schon lange nicht mehr um eine Gleichheit vor dem Gesetz, sondern um eine 
Gleichheit in allen Bereichen, um eine totale Gleichschaltung des gesamten Lebens.  
Von hier aus sind die Ideologien des Feminismus, des Genderismus, der "Ehe für alle", der 
Menschenrechte und vieles mehr zu erklären, aber ebenso der Haß gegen jede Hierarchie und 
Ordnung in der Gesellschaft, der Haß gegen die Familie und alle natürlichen Gemeinschaften 
wie Volk und Nation, die stets in sich hierarchisch gegliedert sind und deshalb nach Auffas-
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sung der Kommunisten und der liberalen Demokraten vernichtet werden müssen. … 
"So ist die liberale Demokratie - wie der Kommunismus - zu einem System geworden, das 
alle Lebensbereiche durchdringt". "In gewisser Weise ist die liberale Demokratie eine viel 
heimtückischere ideologische Mystifikation als der Kommunismus." 
"Menschenrechte" 
Ausführlich kommt der Autor auch auf die Ideologie der Menschenrechte zu sprechen, die 
von liberalen Demokraten ununterbrochen herausgestellt wird. Allein dies sollte Grund genug 
sein, daß Christen sich von diesem Begriff fernhalten. Es beginnt mit der Veränderung des 
Begriffs der menschlichen Würde, die jedem bedingungslos zukommt, was eine wesentliche 
Veränderung dieses Begriffs im Vergleich zur Antike und zum Mittelalter darstellt.  
Der klassische Würdebegriff ist mit einer Verpflichtung verbunden, er hängt mit einem tu-
gendhaften Leben zusammen. Von dem "angenommen wurde, er besitze Würde", von dem 
"wurde erwartet, daß er sich seiner höheren Stellung entsprechend benahm". Würde mußte 
erworben werden durch ein vorbildliches und tugendhaftes Leben und konnte auch wieder 
verloren gehen, wenn er würdelos handelt. … 
Nur das Naturrecht bietet ein Fundament für wirkliche Rechte des Menschen und für eine 
menschliche Würde. Doch genau dagegen wendet sich die Menschenrechtsideologie und die 
dazu gehörende "Allgemeine Erklärung der Menschenrechte" von 1948, wie der Autor des 
Buches zeigt. "Die Würde, so wie sie in der "Deklaration der Menschenrechte" interpretiert 
wird, hat nichts mehr mit Verpflichtungen zu tun, sondern mit Ansprüchen und Berechti-
gungen." … 
Radikaler Totalitarismus 
"Wir beobachten seit einigen Jahrzehnten die Entstehung eines liberal-demokratischen allge-
meinen Willens", einer Idee, die auf Rousseau zurückgeht und an die Stelle des Gemeinwohls 
tritt. Diese Idee des "allgemeinen Willens" impliziert einen radikalen Totalitarismus, der das 
gesamte öffentliche und private Leben durchdringt.  
"Durch die Tätigkeit und den Geist der Menschen kann der liberal-demokratische allgemeine 
Wille allem und jedem seinen Stempel aufdrücken, auch denen, die entschlossen für andere 
Richtungen sein sollten." Kommunisten und Sozialisten verteidigen ihre Positionen, doch sie 
versuchen zu zeigen, daß sie noch viel toleranter, demokratischer, liberaler, pluralistischer, 
inklusiver usw. usf. sind, als die anderen Parteien. Und selbst die Konservativen entziehen 
sich nicht dieser Toleranzideologie des allgemeinen Willens der liberalen Demokraten.  
Hier ist die Erklärung für die Entwicklung der CDU/CSU, bzw. aller ehemaliger konservati-
ven Parteien Europas: "Die Konservativen, die eigentlich sowohl den Sozialisten als auch den 
Liberal-Demokraten widersprechen müßten, argumentieren allen Ernstes, daß auch sie offen, 
pluralistisch und tolerant seien, alle Leistungsansprüche unterstützen und auch für die Forde-
rung von feministischen und homosexuellen Aktivisten offen seien.  
Auch in dem, was sie verurteilen, sind sich Liberal-Demokraten, Sozialisten und Konservative 
einig: Sie verurteilen Rassismus, Sexismus, Homophobie, Diskriminierung und Intoleranz so 
wie all die anderen Sünden, die im liberal-demokratischen Katechismus aufgelistet sind. 
Zugleich dehnen sie die Begriffe unendlich aus …"  
Es ist ungemein schwierig geworden, sich diesem Druck zu entziehen, aber Konservative und 
Christen, die dies wahrhaft bleiben wollen, sollten sich diesem Druck nicht unterwerfen. 
Sagen Sie lieber: "Ja, wir sind intolerant, rassistisch, homophob und was auch immer. Doch 
was bedeutet das denn? Wir unterwerfen uns niemals dieser kranken liberal-demokratischen 
Ideologie!" Man wird uns des "Hate speech" bezichtigen, doch auch dies ist nur ein Mittel der 
Unterwerfung.  
Ohne Widerstand wird dieses System immer schneller seinen totalitaristischen Anspruch 
durchsetzen, zumal im Hintergrund dieser gesamten Entwicklung die brutalste und totalitärste 
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Organisation steht, die es derzeit gibt: die Europäische Union. Der Autor weist darauf hin: 
"Eine europäische Perestroika würde die EU nicht überleben." Für die Zukunft der EU gibt es 
nur eine Perspektive: Die völlige Zerschlagung. Eine Reformierung ist nicht möglich, sie wird 
ihre Ansprüche durchsetzen und sich mehr und mehr zu einer EUdSSR verwandeln. … 
Daher ist es nicht mit einer Kritik an einzelnen Auswüchsen getan, wie sie z.B. von der AfD 
und anderen Konservativen heute geübt wird, wobei man ständig zugleich versichert, man sei 
doch tolerant und liberal etc. Die Kritik muß grundsätzlicher ansetzen und die liberale Demo-
kratie selbst in Frage stellen. Dies wird selbstverständlich dazu führen, daß Personen und Or-
ganisationen, die dies tun, zu Verfassungsfeinden und Nazis erklärt werden, obwohl das 
deutsche Grundgesetz nicht für eine liberale Demokratie geschaffen wurde, sondern von 
diesen liberalen Demokraten in Beschlag genommen und für ihre totalitären Zwecke ver-
fälscht wurde. Aber ohne die Bereitschaft zu Opfern, ohne die Bereitschaft, seine eigene 
Identität zu bewahren und nicht der Ideologie zu unterwerfen, wird es keine Änderung zum 
Besseren geben. … 
Vielleicht führt der Widerstand nicht zu einer Alternative. Doch die Wenigen, die trotzdem 
Widerstand leisten, können erhobenen Hauptes ihre Identität bewahren und widerstehen so 
dem Massenwahn der liberalen Demokratie. Anders läßt sich wohl auch nicht das Recht 
Gottes, seine Königherrschaft in Staat und Gesellschaft, verteidigen. 
Ryszard Legutko, Der Dämon der Demokratie. Totalitäre Strömungen in liberalen Gesell-
schaften …<< 
Die Zeitschrift "Stern" berichtete am 5. Januar 2018: >>Vermögensschock: Die Deutschen 
sind die armen Würstchen der EU 
Der Welt-Reichtums-Report zeigt, wie arm die meisten Deutschen wirklich sind. Von den 
Ländern der alten EU liegt nur Portugal hinter Deutschland. In den meisten Ländern besitzen 
die Bürger mehr als doppelt so viel Vermögen wie hierzulande. 
Innerhalb der alten EU-Länder ist Deutschland der arme Mann des Kontinents. Nur die Be-
völkerung in den Ländern, die jenseits des Eisernen Vorhangs lagen, ist noch ärmer. Deutlich 
wird das, wenn man die Medianwerte des Vermögens und nicht den statistischen Durchschnitt 
betrachtet. 
So macht es der renommierte Global Wealth Report des Credit Suisse Research Institute's, das 
jährlich die weltweite Vermögensentwicklung analysiert. Beim reinen Durchschnitt heben die 
vielen Reichen und Superreichen in Deutschland den Wert im Vergleich nach oben, der Medi-
anwert begrenzt den Einfluß von Ausreißern und zeigt die Lebenswirklichkeit der Bevölke-
rung. Am deutlichsten sieht man den Effekt in den USA, einem Land mit extremen Einkom-
mensunterschieden. Das Durchschnittsvermögen beträgt dort 388.600 Dollar, der Medianwert 
liegt bei 55.900 Dollar. 
Wenig auf der hohen Kante 
Der Medianwert des geldwerten Vermögens für die Erwachsenen liegt in Deutschland bei 
47.000 Dollar. Schon im krisengebeutelten Griechenland sind es mit 55.000 Euro 8.000 Euro 
pro Nase mehr. Daß die unmittelbaren Nachbarn - Holländer (94.000), Dänen (87.000 Dollar), 
Belgier (168.000 Dollar) - reicher als die Deutschen sind, kann kaum verwundern. Man sieht 
es bei jedem Besuch. Erstaunlich allerdings, daß Franzosen (120.000) und Italiener (125.000) 
mehr als doppelt so reich wie die Deutschen sind. Lichtenstein (168.000) und Schweiz 
(229.000) bilden erwartungsgemäß die Spitze. In den alten Ländern der EU liegt nur Portugal 
(38.000) hinter Deutschland. Fairerweise sollte man nicht vergessen, daß das Ranking beim 
Thema Jahreseinkommen anders aussehen würde. Und das auch, wenn man die Medianwerte 
betrachten würde. … 
 
Geringer Immobilienbesitz 
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Die Gründe für die ungleiche Verteilung des Reichtums in Europa sind schnell genannt. In 
Deutschland ist die Stimmung reicher, als die tatsächliche Lage. Der Hauptunterschied im 
Vermögensaufbau ist das geringe Immobilienvermögen der Privathaushalte. In Deutschland 
gehören die Immobilien meist den Reichen beziehungsweise ihren Firmen, die normale Be-
völkerung wohnt zur Miete. Leider verfügen die Deutschen auch nicht über entsprechend hö-
heres Geldvermögen um die geringen Immobilienwerte ausgleichen zu können. 
Ist das ein fairer Maßstab, den die Credit Suisse hier anlegt? Wir denken schon: Wer in Paris 
eine abbezahlte Wohnung besitzt, ist in diesem Punkt wirklich "reicher" als ein Mieter in Ber-
lin-Mitte. Und dieser Reichtum zahlt sich aus: Vom monatlichen Einkommen gehen bei ei-
nem Paar in Berlin gewiß jeden Monat netto etwa 1.000 Euro mehr ab als beim Wohnen in 
Eigentum. Denn Credit Suisse betrachtet nur den Netto-Wert des Vermögens und zieht etwai-
ge Schulden ab. Eine finanzierte Wohnung macht in dem Ranking niemand reich. Auch beim 
Thema Kaufkraft dürften die vergleichsweise hohen Einkommen in Deutschland durch die 
Mietbelastung gemindert werden. 
Millionäre gehen: Die Nerze verlassen das sinkende Schiff 
Die Reichen sehen zu, daß sie die Euro-Zone verlassen. Mehr als 4.000 Millionäre sollen al-
lein Deutschland 2016 verlassen haben, ein paar Jahre zuvor waren es noch nur ein paar Hun-
dert jährlich. 
Problem der Rentenbewertung 
Eine weitere Verzerrung gibt es beim Thema Alterssicherung. Wird diese als Lebensver-
sicherung oder als Pensions-Sparplan angespart, ist das Geld vorhanden, also wird es zum 
jeweiligen Wert voll zum Vermögen zugerechnet. Basiert die Altersvorsorge jedoch auf An-
sprüchen, die kommende Generationen erst noch erarbeiten sollen wie beim deutschen Ren-
ten- oder Pensionssystem, besteht zum Stichtag der Untersuchung nur ein Anspruch - aber 
keine Deckung. Gegenüber einigen Staaten ergibt sich hier eine Verzerrung zu ungunsten 
Deutschlands, die man aber nicht allzu hoch ansetzen sollte.  
Ernüchternd wirkt der Blick nach Österreich. Auch in der Alpenrepublik ist das Medianver-
mögen 11.000 Dollar höher als in Deutschland. Das Rentensystem wird dort ebenfalls mit 
einer Generationen-Umlage finanziert, die zu erwartenden Rentenleistungen sind in Österreich 
allerdings deutlich höher als in Deutschland. Wegen des späten Renteneintrittsalters und der 
geringen Rentenhöhe in Deutschland dürfte sich die Bewertung der Deutschen kaum verbes-
sern, wenn alle Umlagerenten in dem Ranking berücksichtigt werden. 
Vermögen vermehrt das Vermögen 
In Zukunft ist nicht zu erwarten, daß Deutschland seine schlechte Position verbessern könnte. 
Denn auch in diesem Jahr speist sich das enorme Wachstum der Vermögen von etwa sechs 
Prozent nicht aus den Einkommen, die in der Realwirtschaft erzielt werden. Wohlstandsmeh-
rend wirken sich höhere Bewertung für Immobilien und Aktienbestände aus. Einfach ausge-
drückt: Die Vermögen vermehren sich kräftiger als die Arbeitseinkommen. Wer viel Vermö-
gen hat, profitiert von diesem Umstand weit mehr, als Personen mit geringem Vermögen. 
Länder mit reichen Bürgern legen kräftig zu, andere nicht. 
Tatsächlich belegt Deutschland auch Spitzenpositionen in dem Ranking. Etwa bei der Zahl 
der neuen Millionäre. Von 2016 zu 2017 schafften zweihundert Deutsche den Sprung über die 
Millionen-Dollar-Grenze. Das reicht weltweit für Platz Zwei.  
Kurze Erläuterung zu Median- und Durchschnittswerten 
Nimmt man in Gesellschaften mit sehr ungleicher Verteilung der Vermögen den Durch-
schnittswert wird das extreme Vermögen weniger Personen die große Zahl der Vermögenslo-
sen "schlagen" - denn hier ist der Wert "Geld" entscheidend. Beim Medianwert wird die An-
zahl der Personen wichtiger, hier drückt die große Zahl der Personen ohne Vermögen dem 
ermittelten Wert nach unten. Damit wird die Lebensrealität der Bevölkerung besser getroffen. 
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Genauer wären Untersuchungen, die die prozentuale Verteilung von Vermögensstufen ermit-
teln, damit lassen sich durch Cluster typische Gruppen und ihr Anteil an der Bevölkerung 
identifizieren.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 6. Juni 2018: >>Mit Deutschland 
weiß er nichts anzufangen 
Eigentlich sind die Studienabbrecherinnen Claudia Roth und Katrin Göring-Eckardt die zu-
ständigen grünen Fachkräfte, um den massenmedial kommunizierten Schwachsinn zu generie-
ren, mit dem die "Partei der Humanitären" (Anton Hofreiter) sich in peinlicher Regelmäßig-
keit zu blamieren pflegt. Und nicht etwa der seit Januar 2018 als Bundesvorsitzender amtie-
rende, in der Lückenpresse notorisch "Philosoph" genannte promovierte Literaturwissen-
schaftler Robert Habeck. Insofern könnte es sich bei dessen jüngster Burleske ("Es gibt kein 
Volk") vielleicht nur um ein versehentliches Abgleiten ins bildungsferne grüne Durch-
schnittsniveau gehandelt haben. 
Aber dem ist nicht so. Denn auch Habeck ist ein fundamentalistischer Antideutscher. Nur ist 
er weder so blöd wie Claudia Roth, um hinter der Antifa-Parole "Deutschland, du mieses 
Stück Scheiße" herzurennen, noch so tumb wie Hofreiter, um ein "quasireligiöses" Gutmen-
schentum zu zelebrieren, von dem er sich denn auch im Interview mit dem Zeit-Chefredakteur 
Giovanni di Lorenzo fast höhnisch distanziert. 
"Gebrochenheit" mimender Punker im Ministersessel 
Nicht von ungefähr wird dem erst Ende August als Umweltminister und stellvertretender 
schleswig-holsteinischer Ministerpräsident aus dem Kieler "Jamaika-Kabinett" scheidenden 
Grünen-Chef ein beträchtliches schauspielerisches Talent nachgesagt, das dem Motto "Mode-
rat in der Form, hart in der Sache" gehorcht.  
"Der Robert" inszeniert seine Person deshalb sensibel abgestimmt auf das jeweilige Publikum. 
Mit dem Pfund des bürgerlich-konservativen Elternhauses wuchert der im von Besserverdie-
nern bevorzugten Kieler Stadtteil Heikendorf aufgewachsene Apothekersohn und vierfache 
Vater gern vor traditioneller CDU-Mittelstandsklientel sowie vor den Landwirten, Fischern, 
Jägern, Windkraftgegnern des "echten Nordens". 
Vor der eigenen Gefolgschaft schlüpft der brennend ehrgeizige Machtmensch hingegen in die 
Rolle des lässigen, Nonkonformismus simulierenden und "Gebrochenheit" mimenden Punkers 
im Ministersessel. Ungekämmt, Dreitagebart, Jeans, offenes Hemd, anbiedernd-infantiler Jar-
gon, nervtötend häufig "Coolness" beschwörend und mit der "Muffe" vor dem politischen 
Scheitern kokettierend. 
Wer verstehen will, wie dieser penetrant auf sein "Lebensgefühl" pochende Westdeutsche des 
Jahrgangs 1969 denkt, sollte einen Blick in seine akademischen Qualifikationsschriften wer-
fen, in die Hamburger Magisterarbeit, eine stilkritische Untersuchung zu "Casimir Ulrich 
Boehlendorffs Gedichten" (1997), sowie in die Dissertation "Zur gattungstheoretischen Be-
gründung literarischer Ästhetizität" (2001). Der Zugriff auf den gänzlich vergessenen kurlän-
dischen Schriftsteller Boehlendorff (1775-1825) zeugt zwar von originell-sympathischem 
Spürsinn. Aber bereits dieses Debüt legt die krassen intellektuellen Defizite des Wissenschaft-
lers frei, die sich in der verstörenden Wirklichkeitsferne des Politikers bis heute chronisch 
fortschleppen. 
Aufreizend ahistorisch 
Gehörte Boehlendorff doch dem "Bund freier Männer" an, einem Kreis von Studenten, die 
sich 1793 um den frisch nach Jena berufenen Philosophen Johann Gottlieb Fichte scharten. 
Lehrer und Schüler einte die Sympathie für die Ideale der Französischen Revolution. Von die-
sem konkreten historischen Kontext seiner Poesie finden sich indes in Habecks formalisti-
schen Exegesen kaum Andeutungen.  
Obwohl dessen die Utopie der goldenen Zeit, die Wiederherstellung vergangener, glückliche-
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rer Daseinsverhältnisse evozierende Texte ohne ihren Zusammenhang mit der Frühgeschichte 
der politischen Romantik und der Vorgeschichte des nicht weniger politisch ambitionierten 
deutschen Idealismus schwerlich zu begreifen sind. 
Ebenso aufreizend ahistorisch und wahrhaft "utopisch", ort- und zeitlos, kommt die Doktorar-
beit daher. Enigmatisch sich im fachchinesischen Bombast verpuppend (Kostprobe: "die Iko-
nizität der visuellen Medien ist formal als die Analogizität von Räumen unter Zuhilfenahme 
des Zeitfaktors semiotisch analysierbar"), dockt Habeck hier blauäugig an den während der 
1990er in voller Rezeptionsblüte stehenden "französischen Blödsinn" (Camille Paglia) des 
Poststrukturalismus unheilbar neurotischer Kinder der Pariser Bourgeoisie, den Lacan, Fou-
cault & Co. an. Deren zutiefst gegenaufklärerische Ideologie schrieb sich die Zerstörung aller 
Identität garantierenden gesellschaftlichen Strukturen, Wissensordnungen, kulturellen Forma-
tionen aufs Panier. 
Solche "Machtformen", an erster Stelle Volk, Nation, Staat, galt es durch "subversive Prakti-
ken" zu atomisieren. Nachdem das Proletariat, weil zu "sozialdemokratisiert", als Rammbock 
gegen die "Bio-Macht alter weißer Männer", gegen Patriarchat, Phallokratie, Logozentrismus, 
ausgefallen war, sollen an seine Stelle Frauen, Schwule, "Diverse" aller Schattierungen treten, 
denen sich aktuell das neue "Salz dieser Erde", die in die Metropolen des globalen Nordens 
eingesickerten "Migranten" als Alliierte empfehlen. 
"Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen" 
Derart konditioniert, war es für Habeck, der 2002 beschloß, Politiker zu werden, um bereits 
2004 den Landesvorsitz in Schleswig-Holstein zu kapern, ein kurzer Weg zur Kernaussage 
seines von Bertelsmann verlegten "Plädoyers für einen linken Patriotismus" (2010): "Vater-
landsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wußte mit Deutschland nichts anzufangen und weiß 
es bis heute nicht." Erquickend diese Offenheit, mit der Doktor Habeck signalisierte, daß 
weltanschaulich kein Blatt paßt zwischen ihn, der gleichfalls "radikale Ziele" verfolgen und 
humanitäre "Visionen" im Menschenversuch des "Sozialexperiments" (Yascha Mounk) der 
Umvolkung verwirklichen will, und die im zweiten Semester Theaterwissenschaften geschei-
terte Claudia Roth. 
In den "Gesprächen über den Staat" (München 2017), die der Kieler Landtagsdirektor Utz 
Schliesky unter anderem mit dem Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts Andreas Voß-
kuhle und eben mit seinem Minister für Energiewende und Umwelt führte, bekräftigt Habeck, 
daß ein "nationales Deutschland völlig uncool daherkommt" und linker Patriotismus kein 
"umgrenztes Territorium" und erst recht kein "homogenes Staatsvolk" benötige, das es ja oh-
nehin "so eigentlich nie gegeben hat". Ausgenommen, wie der historisch unmusikalische 
Poststrukturalist in einem ulkigen Rückfall ins "ethnische", "naturalisierende" Denken be-
hauptet, die Deutschen, "deren Geschichte über weite Strecken eine der Barbarei war". 
Torheiten solchen Zuschnitts streut Habeck freigiebig auf vierzig Seiten des Interviews aus. 
Antwortet Voßkuhle auf Schlieskys Frage, was ihn motiviere, "seinem Vaterlande zu dienen" 
(Friedrich der Große), immerhin noch mit "protestantischer Ethik" und ringt sich sogar zur 
Überzeugung durch, die freiheitlich-demokratische Verfassungsordnung lasse sich "in einem 
Nationalstaat am besten realisieren", will Habeck einen "rationalen Gesellschaftsvertrag" mit 
allen Menschen schließen, die sich zufällig in der "Gebietskörperschaft Deutschland" aufhal-
ten. "Die Fremde oder die Entfremdung ist meine Heimat". Also ätzt er, der Satz Friedrichs 
des Großen zur Bürgerpflicht des Dienstes am Vaterland, "bedeutet mir gar nichts". Sein 
"Wertekompaß" sei auf "meine Familie" geeicht, "Werte" findet er überhaupt ausschließlich 
im "engsten privaten Raum". 
Nächstes Ziel: Weltdemokratie 
Als derart sich von allen ethnisch-kulturellen Wurzeln abschneidendes Elementarteilchen ent-
spricht der grüne Barbar, für den "Europa" sich nicht auf Platon, Shakespeare und Goethe, 
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sondern auf "Interrail-Zugreise" ("heiße Nächte auf griechischen Bahnhöfen") reimt, neolibe-
ralen Erwartungen an die Gattungsteilnehmer der posthumanen Marktgesellschaft schon ver-
blüffend gut. 
Kein Wunder, daß er wie die Kapitäne des sich philanthropisch gerierenden Finanzkapi-
talismus eine "Weltdemokratie" anpeilt ("Wäre das schlimm? Eher nicht, oder?"). 2035, so 
seine "große Erzählung", "werden wir Verantwortung an Europa delegiert haben".  
Nationale seien durch europäische Wahlen ersetzt, ein "gewähltes europäisches Kabinett" re-
giere "die Menschen" im multikulturell-bunten Superstaat, die Nato sei als Institution in die 
UN überführt worden. Und wunderbarerweise "schreiben" die dann Herrschenden "humanitä-
re Werte und Ideale der Aufklärung fort", denen auch die inzwischen per "Umsiedlung" wohl 
auf mindestens 50 Millionen aufgestockte Muselmanen- und Schwarzafrikaner-Minoritäten 
begeistert huldigen. Die Alternative dazu, mit der Habeck droht, lautet "Renationalisierung 
und Krieg". 
Neben "Bruder Hitler" (Thomas Mann) ist bekanntlich Angela Merkel die zweite "große Ka-
tastrophengestalt der deutschen Geschichte" (Rolf Peter Sieferle). Ob der selbsternannte grüne 
"Visionär" als Bruder Habeck einst in diese Liga aufsteigen wird, haben die Wähler in der 
Hand. Über die dafür unabdingbare Voraussetzung, "Primitivität als Weltanschauung" (Tho-
mas Mann), verfügt er jedenfalls heute schon.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 2. Oktober 2018: >>Umvolkung 
"Die Umvolkung hat längst begonnen", twitterte die CDU-Bundestagsabgeordnete Bettina 
Kudla am 24. September 2016. Das war zu viel der Wahrheit: Die Verwendung dieses Begrif-
fes kostete sie die erneute Nominierung. 
Umvolkung bezeichnet ein Regierungshandeln, das eine grundlegende Veränderung der 
ethnischen Zusammensetzung der Bevölkerung eines bestimmten Gebietes bewirkt. Daß die 
Politik der offenen Grenzen, die seit 2015 nahezu 2 Millionen Menschen, zumeist junge, 
männliche Muslime, nach Deutschland geholt hat, die ethnische Zusammensetzung der 
Bevölkerung grundlegend verändert, weiß jeder, der einmal durch die Fußgängerzone einer 
beliebigen deutschen Groß- oder Mittelstadt schlendert. 
Aber, so lautet der Einwand, diese Veränderung der ethnischen Zusammensetzung der 
Bevölkerung ist ja nicht das Ziel von Merkels Politik, sondern nur ein Kollateralschaden. 
Merkel gehe es in Wahrheit um Moral und Menschlichkeit. Und das dürfe man doch nicht mit 
diesem bösen Wort bezeichnen. 
Merkel geht es worum, bitte? Der Glaube vieler Deutscher an die edlen Motive einer 
Regierung, die das Land objektiv ruiniert, weckt bei mir abwechselnd Heiterkeit und 
Fassungslosigkeit. 
Schon der große Staatsphilosoph Carl Schmitt wußte es genau: "Wer von Menschheit spricht, 
der will betrügen." 
Umvolkung klingt hart, unschön, unangenehm. Umvolkung klingt wie Messerattacken, Ver-
gewaltigungen und Islamisierung. "Es klingt wie" staatliches Verständnis für Gewalttäter und 
politische Diskriminierung des dagegen gerichteten Protests. Umvolkung klingt also wie die 
Realität in Merkels Deutschland. Genau deshalb soll der Begriff tabuisiert werden. Weil er die 
Wahrheit ausdrückt.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/3): >>Volksaustausch? Regierungstausch! 
_ von Jürgen Elsässer  
Der Volksaustausch ist kein Hirngespinst, sondern Realität. Im Jahr 2015 ließen sich zwei 
Millionen Ausländer in Deutschland nieder (darunter knapp 900.000 Asylsuchende), während 
eine Million Inländer wegzogen. Zwei Millionen rein, eine Million raus - das nennt man Aus-
tausch. Keiner hat diejenigen, "die schon länger hier leben" - so Angela Merkel über unser 
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Volk - gefragt, ob sie ausgetauscht werden wollen. Die Demokratie ist in dieser Überlebens-
frage suspendiert. … 
Selbst wenn morgen die Grenzen, die Merkel unter Bruch von Grundgesetz und Asylrecht im 
September 2015 geöffnet hat, wieder geschlossen würden, stünde das deutsche Volk vor einer 
existentiellen Bedrohung. Die entscheidenden Schlachten werden in den Kreißsälen geschla-
gen. … 
Die Demographiebombe explodiert in den Klassenzimmern: Dort sehen sich unsere Kinder in 
immer mehr Städten einer Übermacht an Orientalen gegenüber, die wie die neuen Herrenmen-
schen auftreten: Unsere Jungs müssen unterwürfig, unsere Mädchen willfährig sein. Und die 
Lehrer schauen weg.  
Das Schicksal der nordamerikanischen Indianer sei uns eine Mahnung. Sie begrüßten die in 
England verfolgten Pietisten am Anfang mit offenen Armen. Doch den frommen Kolonisten 
folgten bald Bewaffnete. Hätten die Rothäute statt naiver Willkommenskultur mehr Selbst-
schutz praktiziert, hätten sie vermutlich überlebt.  
Der Fisch stinkt vom Kopf her. Nun heißt es entweder - oder: Wenn die Regierung das Volk 
austauscht, muß das Volk die Regierung austauschen. Jeder Kompromiß, jede Verzögerung 
hat irreparable Folgen. Oder wollen wir die letzten Mohikaner werden?<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/9-10): >>Träger des Profits durch die ausländischen Arbeiter ist die 
Wirtschaft. Träger der Folgelasten ist die ganze Gesellschaft (Der Kriminologe Horst Müller-
Springorum. Die Zeit, 3.11.1978). … 
Die doppelte Staatsbürgerschaft schafft doppelte Loyalitäten, doppelte Pflichten, manchmal 
auch doppelte Kosten. Nicht nur formal sondern auch seelisch. Viel wichtiger: Sie schafft kei-
ne Authentizität, sie schafft sie ab, sie zerreißt innerlich und äußerlich denjenigen, dem sie als 
Wohltat zugedacht war. (Prof. Michael Wolffsohn. Die Welt. 6.1.1999). … 
Wenn die Regierung sich schon ein neues Volk suchen möchte, sollte sie das alte vorher fra-
gen (Der CDU-Politiker Peter Gauweiler zur doppelten Staatsbürgerschaft. Bild, 13.1.1999). 
… 
Wenn in Deutschland lebende Ausländer oder deren Kinder für ihr Gastland nur noch Verach-
tung äußern und Deutsche als "Hurentöchter" oder "Schweinefleischfresser" beschimpfen, ist 
eines klar: Multi-Kulti ist gescheitert – weil die Ausländer die deutsche Kultur neben ihrer 
eigenen nicht akzeptieren oder auch nur dulden wollen. (Der Historiker Arnulf Baring. Bild, 
5.4.2006). …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/31-32): >>Sturm auf Europa  
_ von Daniell Pföhringer  
Im Wiedervereinigungsjahr 1990 stieg die Zahl der Asylgesuche in Deutschland sprunghaft an 
und erreichte in der Folge bis dahin unbekannte Höhen. Allein im Januar stellten über 13.000 
Personen - vor allem Türken, Jugoslawen und Vietnamesen - einen Antrag auf Asyl, während 
die Anerkennungsquote auf 3,2 Prozent sank. Am Ende des Jahres hatten 193.000 Personen - 
und damit so viele wie nie zuvor - einen Asylantrag in Deutschland gestellt. Schon im folgen-
den Jahr registrierten die Behörden bereits knapp 260.000 Asylbewerber, 1992 waren es dann 
440.000. Diese Rekordzahl wurde erst im Jahr 2015 übertroffen, als nach offiziellen Angaben 
insgesamt 890.000 Migranten nach Deutschland einreisten.  
Zugleich gab es Anfang der 1990er Jahre einen starken Einbruch der Geburtenzahlen in den 
neuen Ländern, nachdem diese im Westen schon seit gut vier Jahrzehnten immer weiter nach 
unten gegangen waren. Erst seit 2008 liegt die Geburtenhäufigkeit im Osten wieder höher als 
im früheren Bundesgebiet. Schon damals zeigten sich also Entwicklungen, auf die eine vor-
ausschauende Demographie-Politik mit geeigneten Maßnahmen hätte reagieren können. 



 71 

In die Asyldebatte schaltete sich zu dieser Zeit mit Manfred Ritter ein echter Mann vom Fach 
ein. Der damals 58-jährige Jurist war als Landesanwalt beim Verwaltungsgericht Ansbach in 
Bayern mit Asylangelegenheiten befaßt und veröffentlichte regelmäßig ausländerrechtliche 
Expertisen in Zeitungen wie der Welt oder der FAZ. Anfang 1990 erschien sein Buch Sturm 
auf Europa, das die Dramatik der Lage schon im Titel verdeutlichte - und die Asyl- und Zu-
wanderungslobby förmlich aufschreckte. 
In Seenot 
Ritter verglich die Lage in der damaligen Bundesrepublik mit einem Rettungsboot auf hoher 
See: "Solange das Meer ruhig ist, können so viele Menschen in das Boot aufgenommen wer-
den, bis es nur noch wenig über die Wasseroberfläche hinausragt. Sobald aber ein Sturm auf-
kommt, ist das überladene Boot verloren, es sei denn, man würde einen Teil der Insassen wie-
der über Bord werfen." Dies aber sei inhuman, so daß man lieber von Anfang an dafür sorgen 
sollte, "daß nur so viele Menschen ins Boot kommen, wie es bei stürmischer See tragen" kön-
ne. 
In seinem Buch ging Ritter auch auf den zunehmenden Identitätsverlust durch ungebremste 
Zuwanderung ein und identifizierte den massenhaften Asylmißbrauch als ein bestandsgefähr-
dendes Risiko für den deutschen Staat und sein soziales Gefüge. Die Befürworter einer Politik 
der offenen Grenzen würden diese Gefahr entweder nicht wahrnehmen oder aber zu einer Art 
groß angelegtem Sozialexperiment umdeuten. ... 
Ritter kam zu dem Schluß, daß das deutsche Asylrecht in seiner bis dahin gültigen Form nicht 
mehr aufrechterhalten werden könne - eine Position, die auch die CSU, der Ritter seinerzeit 
angehörte, vertrat. Sie verabschiedete später ein Papier, das eine Umwandlung des individuel-
len Anspruchs auf Asyl in eine nicht einklagbare institutionelle Garantie vorsah. In der Welt 
erschien am 6. Juli 1990 ein Beitrag, der den Gegnern einer entsprechenden Verfassungsände-
rung vorwarf, "das in diesem Punkt überholte Grundgesetz" zu einem "Fetisch" zu "stempeln", 
und damit "den wohl einzigen wirkungsvollen Weg zur Eindämmung des Asylmißbrauchs" zu 
verbauen. ... 
1993 einigten sich die Regierungsparteien CDU, CSU und FDP mit der oppositionellen SPD 
auf den sogenannten Asylkompromiß - der Grundgesetzartikel 16 wurde mit der notwendigen 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag geändert: Wer aus einem Land der EU oder aus einem si-
cheren Drittstaat nach Deutschland einreist, kann sich nicht auf das Grundrecht auf Asyl beru-
fen und muß zurückgewiesen werden. In der Folge fielen die Asylzahlen sehr stark und er-
reichten 2006 mit 21.000 Anträgen ihren Tiefstand. Der damals geänderte Artikel 16 (2) unse-
rer Verfassung ist zwar bis heute gültig, wird aber in der Praxis nicht mehr durchgesetzt: Mit 
dem Verzicht auf Grenzkontrollen und Zurückweisungen ist Deutschland für Migranten aller 
Art zu einem bequem erreichbaren Zielland geworden.<< 
Die schweizerische Tageszeitung "Basler Zeitung" berichtete am 17. November 2018: 
>>Denk ich an Deutschland in der Nacht 
Der Rechtsstaat in Deutschland droht zu verrotten. Wenn sich nichts ändert, wird es zu bür-
gerkriegsähnlichen Unruhen kommen.  
Das dichtete Heinrich Heine im Jahre 1844 in seinem Pariser Exil, als in Deutschland Klein-
staaterei und Reaktion herrschten. "Der Rechtsstaat verrottet, wenn nicht klar Schiff gemacht 
wird", das "deutsche und europäische Recht wurde über Jahre nicht wirklich umgesetzt", und 
schließlich: "Ich hätte nie gedacht, daß die Angst vor mir und der Wahrheit ausreichend sind, 
um eine Regierungskrise in Deutschland auszulösen." 
Der letzte Satz stammt aus der in der BaZ abgedruckten Rede des ehemaligen obersten Ver-
fassungsschützers Deutschlands. Seine unwiderlegte Aussage, daß es in Chemnitz zu keinen 
"Hetzjagden" gekommen sei, kostete Hans-Georg Maaßen das Amt, diese Rede seine Weiter-
beschäftigung. 
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Die Merkel-Dämmerung 
Der erste Satz stammt nicht etwa von einem Berserker aus der AfD, sondern vom ehemaligen 
Vorsitzenden der Grünen, Cem Özdemir. Und wer davor warnt, daß das "Vertrauen in unsere 
Rechtsordnung erschüttert wird", weil sie nicht durchgesetzt wird, ist niemand Geringeres als 
das CSU-Mitglied Hans-Jürgen Papier, bis zu seinem Ruhestand im Jahre 2010 Präsident des 
Deutschen Verfassungsgerichts. 
Merkel-Dämmerung, zweistellige Verluste der Regierungsparteien in Bundestagswahlen, der 
Einzug der AfD in sämtliche Länderparlamente Deutschlands. Das sind nur Oberflächenpro-
bleme. Denn der Rechtsstaat in Deutschland verrottet tatsächlich. Das äußert sich auch darin, 
daß es in Deutschland, wie in anderen europäischen Ländern auch, Quartiere, Bezirke, Gegen-
den gibt, in denen der Staat als Ordnungsmacht abgedankt hat, nicht einmal mehr sein Ge-
waltmonopol durchsetzen kann. Statt dessen herrschen mafiöse Clans.  
Vielköpfige Familien kontrollieren den Drogenhandel, erpressen Schutzgelder, bestimmen die 
Regeln des Zusammenlebens. In Berlin, in Duisburg, Dortmund, Essen, andernorts gibt es 
Gegenden, in denen der Rechtsstaat nur noch von Fall zu Fall funktioniert. 
Was immer man auch von der unkontrollierten Einwanderung nach Deutschland halten mag, 
von der Grenzöffnung im Jahre 2015, kaum etwas hat das wiedervereinte Deutschland so ge-
prägt. Nicht nur im Erscheinungsbild oder im Zusammenleben. Sondern eben auch auf recht-
licher Ebene. Und der Rechtsstaat, so unvollkommen er auch sein mag, ist das letzte und beste 
Bollwerk gegen Willkür, Barbarei und Faustrecht. Wenn sich die Regierung Deutschlands 
über Wochen damit beschäftigt, ob ein Beamter öffentlich das sagen darf, was er für richtig 
hält, auch wenn das dem Narrativ der Altparteien widerspricht, dann ist zudem eine Bürger-
ferne erreicht, die bedenklich ist. 
Wo soll das hinführen? Zu einer neuerlichen braunen Machtübernahme? Sicher nicht. Die 
AfD ist nicht die NSDAP, die ständige Warnung vor einer rechtsradikalen Gefahr übertönt die 
wirklichen Gefahrensignale. Das Wichtigste: Der Kitt jeder modernen, zivilisierten Gesell-
schaft ist die Mittelschicht. Wenn der Mittelstand nicht mehr von Aufstieg träumt, sondern 
sich vor Abstieg fürchtet, dann ist der Zusammenhalt gefährdet. Reale und berechtigte Angst 
vor Altersarmut, Sorgen um die Gesundheitsversorgung, die persönliche Sicherheit, die Aus-
bildung der Kinder, den verlotternden Zustand der Infrastruktur. Alle diese Bedenken werden 
im Politikbetrieb Berlins höchstens in Form von hohlen Phrasen über die Sorgen "der Bürger 
draußen im Lande" zur Kenntnis genommen. 
Zerfallen in Parallelgesellschaften 
Löst sich dieser Kitt auf, dann sieht sich der Bürger nicht mehr als Staatsbürger. Er sieht seine 
Anliegen nicht mehr von den Staatsvertretern wahrgenommen. Die Gesellschaft zerfällt in 
Parallelgesellschaften, die beispielsweise religiös oder sozial stigmatisiert sind, also eine Le-
benswelt der Superreichen und des Prekariats, eine Lebenswelt des Islam, eine Lebenswelt 
archaischer Stammesstrukturen, und so weiter. Wenn auch noch das Gewaltmonopol des Staa-
tes in Frage gestellt wird, bilden sich lokale Strukturen, wo das Faustrecht herrscht oder Bür-
gerwehren, die ihre Vorstellung von Recht und Ordnung durchsetzen wollen. Während die 
Begüterten in schwer bewachten Zonen leben, die sie kaum noch verlassen. 
Wenn sich der Staatszerfall fortsetzt, kommt es zu bürgerkriegsähnlichen Unruhen, dann der 
offene Bürgerkrieg, Deutschland würde wieder in ein Mosaik von Kleinstgebilden zerfallen, 
wie es schon zu Zeiten Heines existierte. 
Ein realitätsfernes Szenario? Keinesfalls. Wenn vorhandene Strukturen nicht Lösungen für die 
drängenden Probleme der Gesellschaft bieten, wenn sich die Politik mit der richtigen Ausle-
gung des Begriffs "Hetzjagd" wochenlang lahmlegt, wenn keine der etablierten Parteien we-
nigstens einen Lösungsvorschlag für die Sicherung der Altersrente hat, und die AfD zwar mit 
Protest - "so nicht weiter, mit denen nicht weiter" - punktet, aber auch keine Alternativen an-
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zubieten hat: dann ist das kein Albtraum in dunkler Nacht. 
Sondern eine durchaus realistische Zukunftsperspektive.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 15. Dezember 2018 
(x887/...): >>Jamaika jubelt 
Was mit AKK alles möglich wird, wo Kasse und Moral zusammenfinden, und wie wir die 
Ossis integrieren 
Der satirische Wochenrückblick mit Hans Heckel 
Na also, läuft doch alles wie geschmiert. In der Dämmerung ihrer Regentschaft ordnet Angela 
Merkel unsere Welt nach ihrem Geschmack. Gerade hatten die CDU-Delegierten mit 
Annegret Kramp-Karrenbauer Merkels Ziehkind zur neuen Parteichefin gewählt, da war sie 
auch schon in Marrakesch, um den UN-Migrationspakt zu unterzeichnen.  
Das Erbe ist geregelt. Mit AKK hat die CDU endlich jemanden, den die FDP zu schlucken 
bereit wäre, was den Weg zu Schwarz-Grün-Gelb freimacht. Und mit dem Pakt ist die 
Richtung festgetackert, in welche Deutschland, dieses "miese Stück Scheiße", dahinrotten 
soll. 
FDP-Chef Christian Lindner hatte ja eigentlich gar nichts gegen "Jamaika", nur wollte er 
dieses Bündnis auf keinen Fall eingehen, wenn Merkel obendrauf sitzt. Nach der letzten Ehe 
mit ihr war seine FDP brutal skalpiert worden. Es hat Jahre gedauert, bis die rasierten 
Prozente wieder nachgewachsen waren. Nein, nein, das nicht noch einmal. Aber mit Kramp-
Karrenbauer sieht die Sache nun ganz anders aus. 
Seien wir ehrlich, Schwarz-Grün-Gelb ist doch wirklich eine Traumkonstellation. Denken Sie 
nur: 150 Jahre des verbissenen Kampfes zwischen "rechtem" Kapitalismus und "linker" 
Menschheitsbeglückung wären endlich überwunden! Mit "Jamaika" säßen die Lakaien des 
großen Geldes mit den moraldurchglühten Pastorentöchtern einträchtig am Tisch. Eine 
Eintracht, von der alle beide was haben. 
Das große Geld könnte seiner Gier nach noch mehr billigen Arbeitskräften per Menschenim-
port vollends die Zügel schießen lassen. Dafür hat man den UN-Migrationspakt schließlich 
ersonnen. Die Einheimischen, namentlich die Niedriglöhner unter ihnen, sollen sich mit den 
Neuankömmlingen um die Billigjobs balgen, die man dann vielleicht noch ein bißchen billiger 
gestalten könnte.  
Diejenigen, die beim Kampf um die Hungerlöhne auf der Strecke bleiben, werden der 
Mittelschicht auf die Rechnung gesetzt. Denn die ist dazu verdonnert, mit der zweithöchsten 
Steuer- und Abgabenlast der Welt deren Sozialleistungen zu erwirtschaften. 
Sobald jemand gegen diesen Dauerimport billiger Arbeitskräfte aufbegehrt, treten die 
Pastorentöchter auf den Plan und kreischen "Rassist", "Rechtspopulist", "Abschotter" oder 
Schlimmeres, womit der Aufbegehrer zweifelsfrei als Unhold entlarvt ist. Ist es nicht genial? 
Die Jamaika-Gesellschaft aus Moral und Kasse spaltet niemand mehr, die ist nach allen Seiten 
gepanzert. 
Überdies hat sich diese fabelhafte Allianz von alters her bestens bewährt. Schon der 
Ablaßhandel des Johannes Tetzel war nichts anderes als die durchtriebene Verknüpfung von 
Moral und Kasse. Damals drohte jedem, der sich nicht hinters Licht führen lassen wollte, das 
Fegefeuer, heute lauert die Brandmarkung als "Rechtspopulist". Beides macht allen Leuten 
genug Angst, um artig mitzuspielen. 
Allen Leuten? Nun ja, dem Tetzel kam jener berüchtigte Mönch Martin Luther in die Quere, 
der das wunderbare Macht- und Geschäftsmodell entzwei schlug. Dieser Kerl war, wir wissen 
es alle, nichts anderes als ein Ossi. Zufall? Mitnichten. 
Vor 500 Jahren war es auch ein Ossi-Fürst, der seinem Ossi-Kumpanen Luther Unterschlupf 
gewährte und damit erst dafür sorgte, daß dessen gesellschaftsspaltende Ablaß-Kritik ins 
Kraut schießen konnte. Luther gebärdete sich als eingestandener Populist. Er wollte dem Volk 
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nicht nur "aufs Maul schauen", sondern erzählte auch fahrlässig überall herum, was aus ihm, 
dem Maul, so alles herauskam. Glücklicherweise haben wir später ein paar Sätze gefunden, in 
denen sich Luther unfreundlich über Juden geäußert hat, weshalb man ihn heute zum Antise-
miten zurechtstutzen und aussondern darf. 
Das hält seine Ossi-Nachfahrenbrut aber nicht davon ab, auf alten Pfaden zu wandeln und 
nichts dazuzulernen. Diese Leute da wählen falsch, gehen auf die falschen Demos und sagen 
Sachen, die ... ach, man mag es gar nicht in Worte fassen.  
Markus Kerber, als Staatssekretär im Bundesinnenministerium für den Bereich "Heimat" zu-
ständig, hat das Ausmaß des Unheils vermessen. Der CDU-Politiker will energisch gegen-
steuern, denn, so Kerber, "30 Jahre nach der Wiedervereinigung müssen wir genauer unter-
suchen, wie es eigentlich um die Ostdeutschen steht, die im Moment anscheinend ganz anders 
über Fragen der Zugehörigkeit und des Zusammenhalts denken". 
Wenn die Ossis von "Zusammenhalt" reden, meinen die nämlich nicht den von Moral und 
Kasse, sondern denjenigen als "Volk", und zwar nicht als irgendein Volk, sondern als 
deutsches. Deutsches Volk? Zur Kennzeichnung dieser ekelhaften Mischpoke haben wir 
eigens das hübsch-häßliche Etikett "Zusammenrottung" wieder hervorgegraben aus den 
Ruinenfeldern des Realsozialismus. Da die Ossis den alten Bekannten aber sofort wiederer-
kannt haben, prallte die Zurechtweisung ziemlich spurlos an ihnen ab. 
Heimatstaatssekretär Kerber will daher in die Offensive gehen: "Unsere Integrationspolitik ist 
also beileibe nicht nur auf Zuwanderer beschränkt. Wir wollen und müssen uns mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen auseinandersetzen - vor allem mit wütenden und enttäuschten 
Bürgern, die sich abgehängt fühlen." Die Politik könne nicht darauf bauen, daß "jeder sich 
selbst entwickelt und alles von alleine zusammenwächst, was zusammengehört". 
Das alles sagte er nicht im Geheimen, sondern in der "Bild-Zeitung", die gleich darunter einen 
Beitrag plazierte mit der Überschrift "Auszeichnung für engagierte Flüchtlinge". Und um die 
mehrheitlich westdeutschen Leser endgültig auf kerbersche Betriebstemperatur zu bringen, 
folgt dem "Flüchtlings-Text" ein Artikel unter der aufreizenden Überschrift "Rentenlücke im 
Osten kleiner als im Westen". Diese Schweine da drüben! 
Wütend, enttäuscht, abgehängt: Der Staatsekretär hat gleich Attribute zusammengefegt, die 
heute für "Igittigitt" stehen. Wichtiger aber ist der Hinweis darauf, daß sich nicht "jeder selbst 
entwickeln" kann. Das ist es nämlich, was den gemeinen Ossi so gefährlich macht: Wir 
Wessis haben gelernt, daß wir die Demokratie von den Amis serviert bekommen hätten und 
daher sozusagen nur auf Bewährung "frei" seien - eben nur solange, wie wir über die vorge-
schriebenen Stöckchen springen. Sonst werden wir wieder "zur Gefahr für Europa und die 
Menschheit" und müssen gezüchtigt werden. Allein schon für unsere Undankbarkeit. 
Die Ossis dagegen haben ihren Despoten selbst entthront und bilden sich daher ein, selbst 
entscheiden, sich selbst entwickeln zu dürfen, was und wohin sie wollen. Den Zahn muß man 
ihnen ziehen. Nur ein gehorsamer Demokrat ist ein guter Demokrat. nein, nur ein gehorsamer 
Demokrat ist überhaupt einer. Alle anderen sind Populisten und gehören nicht dazu. 
Langfristig läßt sich das Ossi-Problem vermutlich nur durch Einwanderung von Leuten lösen, 
die aus Ländern kommen, wo strikter Gehorsam gegenüber der herrschenden Clique Gesetz ist 
und Demokratie bloß Kulisse.  
Der Migrationspakt öffnet da gänzlich neue Horizonte, auch wenn das erst mal keiner erfahren 
sollte. Da das wahre Ziel des Pakts zuletzt aber ziemlich offensichtlich wurde, haben sich die 
Staatsmedien alle Mühe gegeben, die Wahrheit wieder in die Flasche zu bekommen.  
So pochte die Sprecherin der "Tagesschau" eifrig darauf, daß der Pakt "rechtlich aber nicht 
bindend" sei, obschon er "Standards für die Aufnahme und Abschiebung von Migranten 
festlegen" solle. Die Wörter "und Abschiebung" hat die Sprecherin ganz besonders betont. 
Darüber aber hat sie ganz vergessen uns zu erklären, wie ein Pakt, der "nicht bindend" sein 
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soll, gleichzeitig etwas "festlegen" kann. Schade.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 03/2019 berichtete im März 2019: >>Die 
Ökodiktatur der Grünen 
_von Jürgen Elsässer 
Kein Volk, kein Recht, kein Diesel - das ist erst der Anfang. Die nächsten Stationen dieses 
Zugs ins Nirgendwo sind schon vorgezeichnet: keine Industrie, kein Strom, keine Demokratie. 
Auf frappante Weise ähneln die aktuellen Entwicklungen einem alten Plan. 
Im August 1944, als der Zusammenbruch des Dritten Reiches schon absehbar war, formulierte 
der US-amerikanische Finanzminister eine Agenda für die Zukunft des unterworfenen Feind-
staates. "Dieses Programm … soll Deutschland in ein Land mit vorwiegend agrarischem und 
ländlichem Charakter verwandeln", skizzierte Henry Morgenthau die Leitlinie seiner Überle-
gungen. Nur eine Volte der Weltgeschichte verhinderte, daß dieses Vorhaben umgesetzt wur-
de. Zwar war der US-amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt dem Plan seines Mini-
sters durchaus zugeneigt, aber der weitsichtigere britische Premier Winston Churchill dachte 
bereits über die Niederlage Deutschlands hinaus.  
Mit seinem Diktum "Wir haben das falsche Schwein geschlachtet" nahm er schon den näch-
sten Gegner ins Visier. Zum Angriff auf die Sowjetunion, bis zu diesem Zeitpunkt noch ein 
taktischer Verbündeter in der Anti-Hitler-Koalition, wurden die Teutonen samt ihres militä-
risch-industriellen Komplexes dringend gebraucht; eine Agrarkolonie taugte nicht als Front-
staat. Churchill setzte sich durch und überzeugte Roosevelts Nachfolger Harry S. Truman. Als 
der Kalte Krieg begann, mußte Morgenthau seinen Schreibtisch räumen. 
Die drei Ds 
Obwohl der vollständige Text des Morgenthau-Plans nie bekannt wurde, sind seine Eckpunkte 
ein offenes Geheimnis. Es ging um die berühmten drei Ds: Denazifizierung, Demilitarisierung 
und Deindustrialisierung. In der frühen Bundesrepublik lief die Entwicklung zunächst in die 
entgegengesetzte Richtung: Im Wiederaufbau von Wirtschaft und Verwaltung wurden die 
NSDAP-Mitglieder gebraucht, die Adenauer-Bürokratie war durchsetzt von ihnen. An Abrü-
stung war nicht zu denken, vielmehr wurde, mit Hilfestellung ehemaliger Wehrmacht-
Generäle, die Bundeswehr installiert und in die NATO-Strukturen eingegliedert. Und statt 
dem neuen Staat die Industrie zu nehmen, griffen die Amerikaner ihr mit dem Marshall-Plan 
unter die Arme und beförderten das Wirtschaftswunder der 1950er Jahre. 
Doch die Freundlichkeiten des Großen Bruders aus Übersee waren an eine bestimmte histori-
sche Konstellation gebunden: die Teilung des Globus in zwei verfeindete Blöcke. Mit dem 
Untergang der Sowjetunion begann der Übergang in eine multipolare Welt, aus Partnern wur-
den wieder Konkurrenten. Auf unheimliche Weise zeichnen sich im wiedervereinigten 
Deutschland Entwicklungen ab, die an den Morgenthau-Plan erinnern: 
Denazifizierung: Je größer der zeitliche Abstand zu Hitler-Deutschland wird und je weniger 
alte Parteigenossen noch leben, um so wilder rast der Furor eines faktenbefreiten Antifa-
schismus. Positionen, die 60 Jahre lang in der CDU/CSU mehrheitsfähig waren, stehen mitt-
lerweile unter Nazi-Verdacht. 
Demilitarisierung: Was Morgenthau nicht schaffte, gelingt Ursula von der Leyen mit ihren 
Beratern von McKinsey mühelos. Die Bundeswehr ist nur noch ein Schrotthaufen, die meisten 
Panzer stehen in der Werkstatt, Kampfflugzeuge müssen zur Rundumsanierung am Boden 
bleiben, bei Manövern werden fehlende Geschützrohre durch Besenstiele ersetzt. Die Rü-
stungsschmiede Heckler & Koch darf das Standard-Sturmgewehr G36 nicht mehr produzie-
ren, der einstige Großwaffenlieferant Thyssenkrupp steht vor der Zerschlagung. 
Deindustrialisierung: Die "vollständige Demontage des Ruhrgebietes", einer der Kernpunkte 
des Morgenthau-Plans, ist seit der Wiedervereinigung zügig umgesetzt worden. Im Dezember 
2018 wurde die letzte Steinkohlezeche geschlossen. Die gesamte Region ist zum Armenhaus 
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der Republik verkommen, in ihren No-go-Areas herrschen muslimische Banden, die Infra-
struktur verfällt. 
Nie wieder Kohle 
Doch obwohl das Ruhrgebiet abgewrackt wurde, verteidigte die deutsche Industrie bisher ihre 
starke Position und trägt gleichbleibend mit über 20 Prozent zur deutschen Wirtschaftslei-
stung bei - in Großbritannien und den USA ist die entsprechende Quote auf unter zehn Pro-
zent gefallen. Die neuerlichen Attacken sollen die verbliebenen Zentren der Wertschöpfung 
attackieren - die Automobil- und die Energieproduktion. 
Die immer weiter um sich greifenden Dieselfahrverbote treffen den deutschen Exportschlager 
schlechthin. In dieser Technologie ist Made in Germany führend. Bezeichnenderweise begann 
der Abgasskandal in den USA mit Klagen gegen VW und andere deutsche Konzerne. Die 
Steilvorlage wurde dann hierzulande von den Grünen und ihren Vorfeldorganisationen aufge-
nommen. Mit der neuen EU-Schadstoffverordnung geht es ab 2021 auch den Benzinern an 
den Kragen. Die dann geltenden Grenzwerte richten sich gezielt gegen die PS-starken Premi-
umfahrzeuge aus Bayern und Baden-Württemberg - von Kleinwagen, wie sie vorwiegend in 
Italien und Frankreich produziert werden, können sie zur Not erfüllt werden. 
Das von Bund und Ländern kürzlich beschlossene Kohle-Aus ab dem Jahr 2038 vernichtet 
den letzten Rest einer eigenständigen Energiebasis - und zigtausende Jobs in den Tagebau-
Ländern Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt. Deutschland ist 
dann abhängig von Sonne und Wind, deren Stromerzeugung je nach Wetter stark schwankt 
und die Grundlast für Großbetriebe nicht gewährleisten kann - und von Importen aus dem 
Ausland, die auch aus französischen Atomkraftwerken kommen. 
Ein Treppenwitz der Geschichte ist, daß die grüne Attacke gegen den Diesel mit der Schäd-
lichkeit von NOx begründet, gegen Benziner und Kohle aber mit dem CO2-Ausstoß argumen-
tiert wird. Tatsächlich hat sich letzterer in Deutschland seit der für den Verbraucher sehr teu-
ren Energiewende 2011 erhöht und nicht verringert. Wollte man ernsthaft etwas dagegen tun, 
müßte man den Selbstzünder fördern, dessen Kohlendioxid-Bilanz günstiger ist als die der 
Otto-Motoren.  
Die als ökologisches Allheilmittel gepriesene Elektromobilität ist in jedem Fall eine Mogel-
packung: Nicht im Fahrbetrieb, wohl aber in der Batterieherstellung fallen ebenfalls Giftstoffe 
an. Die Gesundheit der Kinder, mit der hochmoralisch etwa die aktuellen Fahrverbote begrün-
det werden, spielt im Falle der E-Autos keine Rolle: Beim Abbau des für sie benötigten Ko-
balts im Kongo schuften minderjährige Arbeitssklaven unter hochtoxischen Bedingungen in 
den Minen von Konzernen und Warlords. 
Fluchtpunkt 2040 
Wie unser Land in einer nicht allzu fernen Zukunft aussehen könnte, hat Dirk C. Fleck in sei-
nem Roman GO! Die Ökodiktatur. Erst die Erde, dann der Mensch schon 1993 prognostiziert. 
Aus dem Klappentext:  
"Wir schreiben das Jahr 2040. Die Umweltbedingungen auf der Erde haben sich dramatisch 
verschlechtert. In den ehemaligen westlichen Industrieländern regieren radikale Öko-Räte. Es 
besteht Reise- und Bauverbot. Privatmedien gibt es nicht mehr, als Informationsquelle dient 
das Staatsarchiv. Vegetarische Grundnahrungsmittel, Einheitskleidung und Wohnraum stellt 
der Staat. Geld ist abgeschafft. Jeder Bürger zwischen 18 und 55 ist verpflichtet, seine Ar-
beitskraft in den ökologischen Neuaufbau zu investieren. Eine verhaltensmanipulierte Armee 
sorgt für die Einhaltung der zwölf Grundgesetze. In von der Außenwelt abgeschotteten Stadt-
lagern werden Gesetzesbrecher und Seuchenkranke konzentriert. Gleichzeitig stellt der Staat 
seinen Bürgern frei, in Meditationskommunen zu leben, wo unter Anleitung spiritueller Leh-
rer der Versuch unternommen wird, den Menschen mit der Natur zu versöhnen." 
Viele trösten sich mit dem Gedanken, daß es wohl nicht so weit kommen werde. Doch sie 
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unterschätzen sowohl die Aggressivität wie das Potential der Grünen. Die Aussage "Es gibt 
kein Volk" stammt nicht von linksradikalen Eiferern wie Claudia Roth, sondern vom schicken 
Hoffnungsträger Robert Habeck, der gerade zum Politiker des Jahres 2018 gekürt wurde. Die 
vermeintliche Öko-Partei hat in Umfragen weiter zugelegt und rangierte Anfang Februar mit 
bundesweit 23 Prozent satte zehn Punkte vor der AfD. 
Ihr Aufstieg wird befeuert durch das strategische Kalkül der Union: Die CDU in Baden-
Württemberg, jahrzehntelang ein treuer Sachwalter der Großindustrie, spürt zwar die Enttäu-
schung ihrer Stammwähler und würde lieber heute als morgen gegen die unsinnigen Diesel-
fahrverbote aufstehen. Doch sie hat im Land wie auch künftig im Bund keine andere Regie-
rungsoption als schwarz-grün, solange das Merkel-Establishment jedes Zugehen auf die AfD 
verweigert und den Ausgrenzungskurs gegenüber den Blauen sogar noch verschärft. 
Hinzu kommt die Umorientierung der Automobilkonzerne selbst: In den Chefetagen ist man 
auf den Ökokurs umgeschwenkt, weil man von den hohen Beschäftigungszahlen herunterwill. 
Es ist nämlich viel profitabler, Elektrolimousinen mit der Hälfte der Arbeiter, aber zum dop-
pelten Preis zu produzieren, als weiterzumachen wie bisher. Wenn die Regierung die Umstel-
lung auch noch mit Zuschüssen versüßt - um so besser.  
Mit Marktwirtschaft hat das freilich nichts mehr zu tun: Es ist staatlicher Zwang, der nach der 
Energie- auch die Verkehrswende einleitet, ergänzt durch die Mobilisierung der dumm gehal-
tenen Jugend auf der Straße. Die Planwirtschaft, die sich so herausbildet, kann man ökosozia-
listisch nennen - aber sie wird weder der Umwelt noch dem Sozialen nutzen, sondern densel-
ben Eliten wie bisher.<< 
Der deutsche Unternehmer Sven von Storch berichtete am 31. Mai 2019 in der Internet- und 
Blogzeitung "Die Freie Welt": >>Mainstream-Medien und NGOs puschen die Grünen 
Liebe Leser!  
Die Grünen werden gezielt aufgebaut, um EU-Zentralismus, Klima-Hysterie, Gender-Politik 
und Multikulturalismus durchzusetzen.  
Die großen Mainstream-Medien und NGOs versuchen mit aller Kraft, ihre kulturmarxistische 
Agenda durchzusetzen. In Deutschland werden besonders die Grünen gepuscht, um Diesel-
Fahrverbote, CO2-Steuer, Gender-Politik, Quotenregelungen, Abtreibung, Auflösung der Fa-
milien, EU-Zentralismus, Massenmigration und Multikulturalismus durchzusetzen. Die Kli-
ma-Hysterie um Greta Thunberg und die YouTube-Attacken haben gezeigt, wie raffiniert PR-
strategisch die Pseudo-Öko-Globalisten und EU-Lobbyisten vorgehen. 
Doch unsere erfolgreiche Aufklärungsarbeit über die alternativen Medien und sozialen Netz-
werke zeigt, daß es auch in die andere Richtung geht. Und das ist jetzt nötiger denn je, bevor 
die Grünen das Ruder übernehmen und mit der rückgratlosen Union eine Koalition schaffen, 
die Deutschland ins Abseits führt.  
Matteo Salvini in Italien, Viktor Orbán in Ungarn und Nigel Farage in Großbritannien zeigen, 
wie man auch gegen die Massen- und Mainstream-Medien, gegen globalistische NGOs und 
EU-Lobbyisten erfolgreich Politik machen kann, um den Wahnsinn zu stoppen. 
In Ungarn konnten die patriotischen und EU-kritischen Kräfte den deutlichsten Wahlerfolg 
erkämpfen. Trotz des internationalen Medienkrieges konnte die Fidesz-Partei des ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orbán einen grandiosen Sieg erringen. Mit mehr als 56 Prozent 
der Stimmen hat sie ein Ergebnis eingefahren, von dem die CDU/CSU in Deutschland nur 
träumen kann: Die Ungarn stärken ihrem Viktor Orbán den Rücken. 
Grandios ist auch das Ergebnis, daß der EU-Kritiker und Vater des Brexit, Nigel Farage, ein-
fahren konnte. Seine gerade erst frisch gegründete Brexit-Partei hat über 31 Prozent der 
Stimmen geholt. Die Konservativen von Theresa May sind auf rund 8 Prozent abgerutscht. 
Damit haben die Briten nochmals deutlich unterstrichen, daß sie für den Brexit sind: Brexit-
Partei: Nigel Farage ist strahlender Sieger. 
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In Italien konnte Matteo Salvini mit seiner Lega punkten. Die Partei kam auf Platz 1 in seinem 
Land. Im neuen EU-Parlament wären die Lega und die Brexit-Partei die stärksten Parteien. 
Das ist ein deutliches Signal für Brüssel: Lega und Brexit-Partei stärkste Parteien im neuen 
Parlament. …<< 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 31, berichtete im Februar 2020 
(x355/82-84): >>Klimaschutz: Krieg gegen den Naturschutz 
Von Gerhard Wisnewski 
Klima-Alarmisten wie FfF halten weiterhin an ihrem Kampfbegriff "Klimakiller" fest: Das 
sollen Menschen sein, die viel Fleisch essen, "dicke" Autos fahren und viel Energie verbrau-
chen. Sie haben angeblich das Klima "auf dem Gewissen". 
Was dabei verschwiegen wird: In Wirklichkeit wird genau andersherum ein Schuh draus: Die 
schlimmsten Umweltverbrechen werden heute im Namen des Klimaschutzes verübt. In Wahr-
heit ist es der Klimaschutz, der den Planeten ruiniert. Mittlerweile stehen echte Umweltschüt-
zer weltweit gegen "Klimaschützer" oder "Klimaschutzprojekte" auf. Nehmen wir beispiels-
weise die hochgelobten "regenerativen Energien" wie Windkraft oder Photovoltaik. Mit einem 
Mal werden ganze Landschaften mit riesigen Windrädern verschandelt, und der Bauer baut 
auf seinen Feldern plötzlich kein Getreide mehr an, sondern stellt die Gegend mit häßlichen 
Solaranlagen zu: "Landschaftspflege" im Zeitalter des Klimaschutzes. 
Die monströsen Windräder zerstören nicht nur die Landschaft, sondern auch das Leben von 
Menschen und Tieren. Und sie decken nur einen minimalen Teil unseres Endenergiever-
brauchs. Das "Aktionsbündnis Gegenwind-Oberfranken" hat ein langes Sündenregister der 
großen Strompropeller aufgestellt:  
"Windkraftanlagen zerstören die Landschaft, die Natur, unsere Heimat und damit unsere Iden-
tität, führen zu einer erheblichen Verschlechterung der Lebensqualität, gefährden unsere Ge-
sundheit und das Wohlbefinden, töten Vögel und Fledermäuse (und Insekten, siehe S.71), 
entwerten Immobilien und Grundeigentum, verhindern die Entwicklung des Fremdenverkehrs, 
vernichten Arbeitsplätze durch übersteigerte Stromkosten, sind völlig unwirtschaftlich auf-
grund der schwachen Windverhältnisse in unserer Region, ersetzen kein einziges Kraftwerk, 
weil der Wind unregelmäßig oder gar nicht weht, gefährden die Netzstabilität und damit die 
nationale Stromversorgung, denn Windstrom kann nicht großtechnisch gespeichert werden; 
sind absolut überflüssig und dienen nur zur wirtschaftlichen Umverteilung von unten nach 
oben, spalten die "soziale Gemeinschaft." 
Die Lüge vom Energie-Speichern 
Dabei ist das noch gar nicht alles. Denn Windräder und Solarflächen kommen selten allein, 
sondern haben noch Speicherseen und Pumpspeicherkraftwerke im Gepäck. Und diese müs-
sen in die Wirtschaftlichkeitsrechnung dieser sogenannten regenerativen Energien mit einbe-
zogen werden. Da der Strom aus Windrädern und Photovoltaikanlagen prinzipiell unbere-
chenbar ist, kann man ihn auch nicht bedarfsgerecht produzieren, so daß die Stromwirtschaft 
im Prinzip so haushalten muß, als gäbe es ihn gar nicht. Kurz, sie muß genauso viele Kraft-
werke und Kapazitäten vorhalten wie ohne Windräder oder Solaranlagen. Wenn der Strom 
witterungsbedingt dann aber anfällt, gibt es plötzlich zu viel davon, er wird nicht oder nicht in 
nennenswertem Umfang gebraucht und muß irgendwohin. 
Ja, aber warum denn? Kann man die Windanlagen dann nicht einfach drosseln oder abstellen? 
Eigentlich schon, aber laut Erneuerbare-Energien-Gesetz haben die Anlagenbetreiber "An-
spruch auf unverzüglichen und vorrangigen Anschluß ihrer Anlage an das Stromnetz. Darüber 
hinaus besteht Anspruch auf unverzügliche und vorrangige Abnahme des gesamten zur Ein-
speisung angebotenen Stroms aus erneuerbaren Energien sowie dessen Übertragung und Ver-
teilung".  
Das heißt, daß derartige Anlagenbetreiber auf Teufel komm raus produzieren können, egal, ob 
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der Strom gebraucht wird. Er muß abgenommen werden, und zwar zu einem garantierten 
Preis! Auf der anderen Seite lassen sich auch viele konventionelle Kraftwerke nicht drosseln, 
weil sie dafür nicht gebaut wurden. Der eingespeiste Strom ist also in jedem Fall zu viel. Da-
her ziehen "regenerative Energien" wie Wind- und Sonnenkraft weitere Kosten und Land-
schaftszerstörungen nach sich, nämlich in Form von Speicherseen und Pumpspeicherkraft-
werken, die irgendwo in Ausflugs- und Erholungsgebieten errichtet werden, um die "regenera-
tiven Energien" zu speichern.  
Weil die Befürworter dieser Energieform hierzulande nicht wissen, wohin mit den überschüs-
sigen "Stromspitzen" durch Windkraft und Sonnenenergie, müssen Staubecken her, um Wind- 
und Sonnenkraft zu speichern: Bei Stromüberschuß soll das Wasser hinaufgepumpt, bei 
"Stromtälern" hinabgelassen werden und in Turbinen Strom erzeugen. Von dem enormen 
Energieaufwand für den Bau eines solchen Kraftwerks redet allerdings niemand.  
Und auch nicht von der Energie, die allein dafür verbraucht wird, Millionen Tonnen Wasser 
einen Berg hoch zu pumpen. Von "Speichern" kann also eigentlich keine Rede sein, vielmehr 
bliebe von der erzeugten "regenerativen Energie" unterm Strich nur ein Rest übrig, während 
die Kosten für das Projekt auf den Strompreis umgelegt würden. Abgesehen davon fehlt es in 
Deutschland schlicht an Standorten für solche Kraftwerke. 
Verbrechen im Namen des Klimaschutzes 
Die verheerenden Folgen der "regenerativen Energien" werden von "Klimaschützern" und 
Politikern verschwiegen und/oder schöngeredet. Während alle Welt von "Klimakillern" 
spricht, redet niemand von Klimaverbrechen, die im Namen des "Klimaschutzes" verübt wer-
den. Der wissenschaftlich nicht begründbare "Klimaschutz" hat sich längst zu einer gefährli-
chen Ideologie entwickelt, welche die Zukunft unseres Planeten bedroht. Nur im Jahr 2013 
blitzte dieses Thema einmal kurz auf, um gleich wieder im Gedächtnisloch unserer gleichge-
schalteten Medienwelt zu verschwinden.  
Damals hatte es eine TV-Dokumentation mit dem Titel "Climate Crimes - Umweltverbrechen 
im Namen des Klimaschutzes" gerade mal in das Programm von 3sat geschafft, und zwar an 
einem Dienstag um 22.25 Uhr. Zu behaupten, die Dokumentation sei vergessen, wäre deshalb 
wohl übertrieben - in Wirklichkeit hat die breite Öffentlichkeit sie gar nicht zur Kenntnis ge-
nommen. 
Nachdem der Film quasi heimlich gesendet worden war, hörte man hierzulande nie wieder 
davon - weder in anderen deutschen Sendern noch in den Spalten der Zeitungen. 
Die dringend notwendige öffentliche Diskussion im Anschluß an die Ausstrahlung fand nicht 
statt. Dabei hatte es die Botschaft des Films in sich. Zwar ist äußerst zweifelhaft, ob es den 
menschgemachten "Klimawandel" überhaupt gibt, daß aber unter dem Deckmantel des Klima-
schutzes schwerste Umweltverbrechen verübt werden, ist eine Tatsache. Beim "Klimaschutz" 
geht es schon längst nicht mehr mit rechten Dingen zu.  
In Wirklichkeit, so zeigte die erwähnte Dokumentation Climate Crimes damals, zerstören 
"Klimaschützer " inzwischen regelrecht unseren Planeten: "Der Kampf gegen den Klimawan-
del soll unsere Erde retten", hieß es in dem Film: "Doch er löst den größten Schub an Natur-
zerstörung aus, den die Erde in den vergangenen Jahrzehnten erlebt hat. Enorme Summen 
fließen in Staudämme, Atomkraftwerke oder Monokulturen für Biosprit und Biogas." Ausge-
hend von der Weltklimakonferenz in Cancun, Mexiko, im Jahr 2010, zeigte der Film die Rei-
se des deutschen Naturschützers Ulrich Eichelmann zu einigen Brennpunkten des Klima-
wahnsinns. …<< 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 31, berichtete im Februar 2020 (x355/-
46-49): >>Seuchenpanik und WHO - die Weltregierung der "Gesundheit"  
Von Gerhard Wisnewski 
Januar 2020: Die Panik geht um. Ein neues Virus versetzt die Menschen in Angst und Schrek-
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ken: das Corona-Virus! Am 31. Dezember 2019 hatten die chinesischen Behörden die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) über eine neue mysteriöse Lungenkrankheit mit einem unbe-
kannten Erreger informiert. Eine Woche später meldete die WHO, das Virus sei identifiziert. 
Es handele sich um ein sogenanntes Corona-Virus, wie es auch für Schnupfen, aber auch die 
geheimnisvolle Seuche SARS verantwortlich sein soll.  
Am 11. Januar wurde der erste Todesfall gemeldet, am 13. Januar bestätigte die WHO den 
ersten Fall außerhalb Chinas. Am 20. Januar meldete China die erste Ansteckung zwischen 
Menschen, am 26. Januar zählten Chinas Behörden 56 Tote und knapp 2.000 Infizierte. 
Wenig später, am 28. Januar, starben die Menschen schon wie die Fliegen - nun ja, vorausge-
setzt in China gab es genau 106 Fliegen. So viele Tote wurden der Infektion mit dem neuarti-
gen Virus bis dahin zugeschrieben. 
Bei einer Einwohnerschaft von 1,4 Milliarden war das jedoch gar nichts. Auch die 4.500 Infi-
zierten, die inzwischen angeblich gezählt wurden, repräsentierten nur ein Dreihunderttausend-
stel der chinesischen Bevölkerung - also ebenfalls nichts. Der Panikmache tat das jedoch kei-
nen Abbruch. Auch in Deutschland wurde besorgt jeder einzelne, mit dem Virus infizierte 
China-Rückkehrer gezählt. Anfang Februar sollen es genau 11 gewesen sein. Bei 82 Millionen 
Einwohnern. 
Dabei waren die Infizierten nicht einmal krank. "Die Vier sind pumperlgsund, haben keine 
Symptomatik, sind fieberfrei, husten nicht", berichtete Chefarzt Clemens Wendtner über vier 
isolierte Patienten im Schwabinger Krankenhaus: "Denen ist so langweilig, daß sie uns stän-
dig mit der Entlaß-Frage nerven". Gleichwohl erklärte der Leiter der WHO-Notfallpro-
gramme, Michael Ryan, am 30. Januar, nun müsse "die ganze Welt in Alarmbereitschaft 
sein". Am selben Tag rief die WHO eine "gesundheitliche Notlage von internationaler Trag-
weite" aus. 
Um dieselbe Zeit, da in China 4.500 Infizierte und einige hundert Tote beklagt wurden, lagen 
allein in Deutschland wahrscheinlich mehrere zehntausend Menschen mit einer veritablen 
Grippe auf der Nase. Die Grippewelle 2017/18 zum Beispiel "hat nach Schätzungen rund 
25.100 Menschen in Deutschland das Leben gekostet". In der Grippesaison 2018/19 registrier-
te das Robert-Koch-Institut von Oktober bis Mitte Mai Insgesamt 182.000 "labordiagnostisch 
bestätigte Grippefälle", schrieb das Deutsche Ärzteblatt am 30. September 2019 (online).  
Und wer sich eine Liste der ersten 24 bekannten Corona-Todesopfer anschaute, staunte nicht 
schlecht: Die größte Gruppe stellten die über 70- und 80-Jährigen, zwei waren bereits 89 Jahre 
alt. Also in einem Alter, in dem man auch eines natürlichen Todes sterben kann, mitunter so-
gar an einem Schnupfen oder einer Grippe. Nur drei "Corona-Opfer" waren unter 60. 
Die eigentliche Krankheit heißt WHO 
Die Frage lautet deshalb auch weniger: Wer oder was ist eigentlich das Coronavirus? Son-
dern: Wer oder was ist eigentlich die Weltgesundheitsorganisation (WHO)? Während hin-
sichtlich der Herkunft des Coronavirus ein Gerücht das andere jagte (mutiert? Aus dem La-
bor?), kümmerte sich kein Mensch um das eigentliche Problem und um die eigentliche 
Krankheit: die WHO.  
Seit Jahrzehnten ruft sie eine internationale Seuchenpanik nach der anderen aus, von der am 
Schluß kaum etwas anderes übrig bleibt als heiße Luft. Und natürlich Milliardenumsätze für 
die Pharmaindustrie. Denn selbstverständlich wird sofort nach einem passenden "Impfstoff" 
gesucht. Das gilt für die Vogelgrippe genauso wie für die Schweinegrippe oder SARS - und 
nun eben für das Coronavirus, das, wenn überhaupt, in der Regel einen Schnupfen verursacht. 
Wer tot ist, ist immerhin nicht mehr krank 
Die offizielle Lösung lautet wie gesagt "Impfung". Denn kaum bricht irgendwo angeblich eine 
neue "Seuche" aus, kommt wie das Amen in der Kirche der Ruf nach einer Immunisierung. 
Wobei sich niemand fragt, warum allein in Deutschland angesichts der weit verbreiteten 
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Grippeimpfung pro Jahr eigentlich Hunderttausende an Influenza leiden und 25.000 Men-
schen daran sterben. 
Egal: Jeweils am Höhepunkt der Panik läßt sich die Impfstoffforschung am besten an den 
Mann bringen. Auch bei Corona wurde umgehend nach einem neuen Vakzin gesucht, wäh-
rend Politiker die Öffentlichkeit vertrösteten, es könne "drei bis fünf Monate dauern, bis ein 
Impfstoff entwickelt ist" (bild.de, 30.01.2020). Laut Münchner Merkur könnte es sogar ein 
"ungewöhnlicher Medikamentencocktail" tun: "Demnach wurde eine mit dem Coronavirus 
infizierte Frau aus China mit einer Mischung aus Grippe- und HIV-Medikamenten behandelt. 
Der Zustand der Frau habe sich daraufhin drastisch verbessert. 
Innerhalb von 48 Stunden nach der Gabe des Medikamenten-Cocktails sei der Virus dann 
nicht mehr nachweisbar gewesen." Donnerwetter: Vielleicht weil sie tot war? Denn "verab-
reicht worden sei der Frau eine Mischung aus den bei HIV-Erkrankungen eingesetzten Wirk-
stoffen Ritonavir und Lopinavir, sowie dem Grippe-Mittel Oseltamivir" (online, 2.2.2020). 
Was für eine phantastische Geschäftsidee: Einfach mehrere Aids- und Grippe-Mittel auf ein-
mal essen lassen! So wird man zum Müllschlucker der Pharmaindustrie! 
Doch wir waren bei der Impfung: Das Gremium, das bei jeder neuen Seuchenpanik die "Impf-
empfehlungen" der WHO herausgibt, heißt SAGE: Die "Strategische Beratergruppe von Im-
munisierungsexperten" (Strategic Advisory Group of Experts). 
In dieser Gruppe sitzen WHO-Impfexperten einträchtig mit Vertretern der Pharmaindustrie 
zusammen und beratschlagen über weltweite Impfkampagnen wie zum Beispiel auch die ge-
gen das Schweinegrippen-Phantom aus dem Jahr 2009. Zwar haben die Pharmavertreter, "um 
Interessenkonflikte zu vermeiden", nur Beobachterstatus, aber das ist reine Augenwischerei. 
Tatsache ist, daß die WHO ihre Impfempfehlungen unter den Augen der globalen Pharmain-
dustrie entwirft und niemand die möglichen Verflechtungen zwischen den SAGE-Mitgliedern 
und den bei den Sitzungen vertretenen Pharmakonzernen durchschauen kann.  
Niemand kann beispielsweise SAGE-Mitglieder daran hindern, direkt oder indirekt Aktien 
jener Hersteller zu besitzen, deren Impfstoffe und Grippemittel sie der gesamten Menschheit 
aufs Auge bzw. in den Arm drücken wollen. So wurden durch die von dem WHO-SAGE-
Komitee geschürte Schweinegrippen-Hysterie exakt die Aktienkurse jener Unternehmen "ge-
impft" beziehungsweise "gedopt", die in der SAGE Beobachterstatus haben.  
Die Papiere hatten das auch bitter nötig. So waren die Anteilsscheine von Novartis und Gla-
xoSmithKline bis kurz vor "Ausbruch" der Schweinegrippe kräftig abgeschmiert. Seit März 
2009 aber breitete sich das Schweinegrippevirus, Influenza A (H1N1) beeindruckend schnell 
aus, so damals die Deutsche Welle (online, 12.6.2009). Und seit März 2009 stiegen auch be-
eindruckend schnell die Kurse von Novartis und GlaxoSmithKline. 
Impfstoffe für alle! 
An der Sitzung vom 7. Juli 2009 zum Beispiel, die über die weitere Impfstrategie der WHO 
für die kommenden Monate entscheiden sollte, nahmen mindestens zwei Dutzend Impfstoff-
kocher teil, neben jenen von Novartis und GlaxoSmithKline auch welche von Baxter, Sanofi 
Pasteur sowie von diversen Pharmadachverbänden. Unter den Augen der Vertreter dieser Mil-
liarden-Industrie kamen die SAGE-Mitglieder zu dem lapidaren Schluß: "Da die Verbreitung 
des pandemischen Virus als unaufhaltsam angesehen wird, werden Impfstoffe für alle Länder 
gebraucht." Für alle Länder - wow! 
Das heißt im Fall der WHO wirklich alle - nämlich alle 194 Staaten der Erde mit ihren damals 
6,75 Milliarden Bewohnern! Kurz: Die für jedermann ebenfalls offensichtlich harmlose 
"Schweinegrippe" war bis dahin die größte und bisher aggressivste Marketingkampagne für 
Impfstoffe und fragwürdige Grippemittel, die dieser Planet jemals gesehen hat. Ja, das "Mar-
keting" hätte sogar so weit gehen können, das Produkt den "Konsumenten" gleich zwangswei-
se zu verabreichen - nämlich im Rahmen einer Zwangsimpfung (die inzwischen bei der soge-
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nannten "Masernimpfung" verwirklicht wurde). Ein Traum für jeden Hersteller. 
Der größte Menschenversuch aller Zeiten? 
Am selben Tag, dem 7. Juli 2009, beschloß das SAGE-Komitee der WHO eine "Impfempfeh-
lung", die an Skrupellosigkeit nicht mehr zu überbieten war. Damit läutete die WHO den 
größten Menschenversuch aller Zeiten ein, denn in ihrer "Pandemic (H1N1) 2009 briefing 
note 2" über das Meeting bekannte sie ohne jedes Unrechtsbewußtsein: "Da bei der Produkti-
on von einigen Impfstoffen neue Technologien zur Anwendung kommen, die bisher nicht in-
tensiv auf ihre Sicherheit in Bezug auf bestimmte Bevölkerungsgruppen ausgewertet wurden, 
ist eine bestmögliche Beobachtung nach der Vermarktung sehr wichtig." 
Ja, Sie haben richtig gelesen: 
1. Das Impfkomitee der WHO empfahl nicht ausreichend auf ihre Sicherheit getestete Impf-
stoffe für die Anwendung am Menschen. 
2. Das Impfkomitee der WHO wollte die Reaktionen der Menschen auf diese Impfstoffe nach 
deren massenhafter Verabreichung auswerten. 
So zum Beispiel auch in Schweden und Finnland. In beiden Ländern hatte man im Zuge der 
Pandemie-Panik von 2009 auf Massenimpfungen gesetzt. Kurz danach litten 168 Schweden 
und 121 Finnen, meistens Kinder, an der Schlafkrankheit Narkolepsie. Das Leben von Kin-
dern - zerstört durch die Pharmaindustrie? 
Dieser Zusammenhang gilt in den beiden skandinavischen Ländern inzwischen als nahelie-
gend. Ja, nicht nur das: Daß zwischen dem Impfstoff "Pandemrix" (GlaxoSmithKline) und 
Narkolepsie "ein direkter Zusammenhang besteht", sehe die finnische Gesundheitsbehörde 
sogar "als erwiesen an", schrieb die österreichische Tageszeitung "Die Presse" (Online) am 
22. Februar 2012. Inzwischen lagen die Zahlen auf dem Tisch. Während ein Impfschutz "nicht 
nachweisbar" gewesen sei, sei in Finnland "ein mehr als zwölfmal höheres Narkolepsierisiko 
bei mit Pandemrix geimpften Kindern festgestellt" worden. Die jungen Leben lägen "in 
Trümmern", schrieb "Die Presse". 
Wer nun bei den Verantwortlichen auf Reue oder Einsicht gehofft hatte, war allerdings schief 
gewickelt: "Alle Arzneimittel haben Nebenwirkungen, und bei der Schweinegrippe hätten sie 
nur wenige getroffen", zitierte "Die Presse" Anders Tegnell von Schwedens Sozialbehörde, 
die für die Durchführung der Massenimpfungen verantwortlich gewesen war. "Es gebe also 
keinen Grund zur Angst, es wäre eine 'Katastrophe', wenn nun eine generelle Skepsis gegen-
über Impfungen ausbräche." Und zwar eine Katastrophe für die Pharmaindustrie.  
In Wirklichkeit war schon die sogenannte Schweinegrippe ein Lehrstück über die kriminelle 
Zusammenarbeit von WHO, Politik, Pharmaindustrie und Medizin. Was bei der Schweine-
grippe aufflog, war wohl nur die Spitze des Eisbergs und dürfte auch auf anderen Gebieten 
funktionieren. 
 Eine Seuchenpanik dieser Art ist allerdings vielseitig einsetzbar, der Gewinn der Pharmakon-
zerne ist nur ein Aspekt einer multifunktionalen Operation: Mit einem (WHO-) Gesundheits-
notstand können Staaten bzw. die UNO ihre Macht ausbauen und in die Rechte der vermeint-
lich betroffenen Menschen eingreifen. 
Die Quarantäne über der chinesischen Stadt Wuhan stellt wohl den bisherigen Höhepunkt der 
Eingriffe in die Freiheitsrechte im Namen der Gesundheit dar. Mit dem Vorwand einer gefähr-
lichen Pandemie lassen sich totalitäre Maßnahmen nun mal einfacher rechtfertigen. 
Rockefeller und WHO  
Das also sind die Machenschaften der sogenannten "Weltgesundheitsorganisation" WHO: 
Marketing für die Pharma- und Impfstoffindustrie. 
Dabei ist das nicht etwa neu. In Wirklichkeit sind die Kampagnen erprobt und altbewährt. Die 
WHO macht ihre Geschäfte seit über 100 Jahren. Damals hieß die WHO aber noch nicht 
WHO, sondern "Rockefeller Sanitary Commission" (1909 bis 1915), International Health 



 83 

Commission (1913-1916) oder auch International Health Division (IHD; 1916-1927). "Nach 
der Gründung der WHO im Jahr 1948 wurde das IHD aufgelöst. Es war jedoch jahrzehntelang 
indirekt präsent: Sowohl der Nachkriegsdirektor des WHO-Büros für Amerika als auch der 
langjährige zweite WHO-Generaldirektor waren führende IHD-Männer in Brasilien gewesen", 
so die medizinische Fachzeitschrift The Lancet (online, 11.5.2013).  
1948 wurde schließlich die Weltgesundheitsorganisation, "die als Nachfolger der IHD gilt, 
gegründet, und die IHD ging 1951 in der größeren Rockefeller-Stiftung auf und stellte ihre 
Arbeit in Übersee ein" (Wikipedia US). "Die Rockefeller Foundation (RF), das beispiellose 
Schwergewicht der Gesundheitsphilanthropie des 20. Jahrhunderts, prägte die WHO zutiefst 
und unterhielt lange und komplexe Beziehungen zu ihr, auch wenn sich beide Institutionen im 
Laufe der Zeit veränderten", schrieb 2014 auch das Fachmagazin Public Health. 
Ein Lieblingsprojekt der Rockefellers 
Kurz: "Die Vereinten Nationen waren schon immer ein Lieblingsprojekt der Familie Rocke-
feller. Sie stiftete das Grundstück, auf dem jetzt das UN-Gebäude steht. Es ist anzunehmen, 
daß sie die Vereinten Nationen als den vollkommensten Mechanismus zur Durchsetzung glo-
baler Monopolmacht sieht, eine Rolle, für die sie aufgrund ihrer Struktur geradezu prädesti-
niert sind", schrieb Edward Griffin in seinem Buch "Eine Welt ohne Krebs". 
Mit anderen Worten: Das Rockefeller-Erbe bestimmt das Schicksal der Menschheit bis auf 
den heutigen Tag. Heute lassen sich mit Seuchenpanik Milliarden verdienen sowie die Umsät-
ze von Arzneimittelherstellern und Aktienkurse pushen. Die "Schul-Medizin" und die Phar-
ma-Lobby führen seit einem Jahrhundert weltweit einen menschenverachtenden Krieg um und 
gegen jeden Patienten. 
Ziel dieses Krieges ist es, jeden Menschen zu einem chronisch kranken Menschen zu machen, 
der nie wieder gesund werden soll und möglichst lange mit den "zugelassenen" Medikamen-
ten, patentierten Apparaten und monopolisierten Methoden der Pharma-Industrie profitbrin-
gend "behandelt" werden kann.<< 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 31, berichtete im Februar 2020 (x355/4-
8): >>Hybride Kriegsführung: Wenn in Zeiten des Friedens Kriege toben 
Von Gerhard Wisnewski 
Tue Schlechtes und rede darüber. Und wenn du darüber redest, dann schiebe es anderen in die 
Schuhe: Das ist eine ganz neue Variante des alten Sprichwortes "Tue Gutes und rede darüber". 
Gemeint ist die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel und der hybride Krieg gegen 
Deutschland, Europa und andere Teile der Welt. Sie wissen schon: "Hybrid" wie "hybrides 
Auto" - ein Fahrzeug mit gemischtem Antrieb, zum Beispiel elektrisch und konventionell. 
"Hybrid" heißt also so viel wie gemischt. Im Falle des Krieges bedeutet das einen Krieg an 
allen Fronten und mit allen Mitteln, quasi einen totalen Krieg. Klassische militärische Mittel 
spielen dabei nur noch eine Nebenrolle, wenn überhaupt. 
Die "hybride Kriegsführung seitens Rußlands" sei in allen europäischen Ländern täglich zu 
spüren, sagte da plötzlich die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel am 25. Januar 2019 
bei der Münchner Sicherheitskonferenz. 
"... und diese hybride Kriegsführung im Internet ist sehr schwer zu erkennen, weil Sie plötz-
lich Bewegungen haben, von denen Sie gedacht haben, daß sie nie auftreten. ... In Deutschland 
protestieren jetzt Kinder für den Klimaschutz. ... Aber daß plötzlich alle deutschen Kinder, 
nach Jahren, ohne jeden äußeren Einfluß, plötzlich auf die Idee kommen, daß man diesen Pro-
test machen muß, das kann man sich auch nicht vorstellen."  
Ein Instrument der hybriden Kriegsführung 
Mit anderen Worten beschrieb Merkel die sogenannte Klimabewegung als Instrument der hy-
briden Kriegführung: Der Begriff war damit in der Welt. Denn es handelt sich um einen Ter-
minus, der in der Öffentlichkeit kaum bekannt ist und die Vorstellungskraft des Normalbür-
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gers übersteigt. Bei Kriegen denkt der Durchschnittsmensch (und auch der Durchschnittspoli-
tiker) nun mal an Bomben und Panzer, und ihre Abwesenheit verwechselt er mit Frieden. 
Woran er nicht denkt, ist ein ganzes Bündel von propagandistischen, psychologischen und 
wirtschaftlichen Maßnahmen, die ein Land sogar noch nachhaltiger zerstören können als jeder 
Bombenteppich:  
"Die traditionellen Begriffe von regulär und irregulär oder von konventionell und unkonven-
tionell haben ihre bisherige Trennschärfe verloren", schreibt der Oberst im Generalstab, Uwe 
Hartmann, in seinem Buch "Hybrider Krieg als neue Bedrohung für Freiheit und Frieden" 
(Berlin 2015): "Der Begriff der hybriden Kriegsführung dagegen hilft, das Kriegsgeschehen 
ganzheitlicher zu verstehen. 
Er beugt verengten Vorstellungen über künftige Kriege und zu einfachen Kriegsbildern vor, 
weitet den Blick und macht den Weg frei für eine schöpferische Antwort auf neue Bedrohun-
gen" (S. 15). 
Der hybride Krieg sei eine "neue Bedrohung von Freiheit und Frieden" und zeichne sich 
"durch die kreative, den Gegner überraschende Kombination unterschiedlichster Mittel und 
Wege aus". Er ziele "nicht vorrangig auf die Zerschlagung gegnerischer Streitkräfte, sondern 
auf die Destabilisierung staatlicher Strukturen und gesellschaftlicher Institutionen sowie die 
Schwächung des nationalen Zusammenhalts in einem Land".  
Also exakt das, was wir derzeit in Deutschland und anderen Ländern Europas erleben. Die 
hybride Kriegsführung verfolge "die Erosion von Staatlichkeit durch Instabilität der politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Lage sowie durch De-Legitimation von Regierung und 
Eliten" (S. 19). Da der momentan laufende Dritte Weltkrieg hybrid geführt wird, ist er für das 
Publikum, aber selbst für Politiker und Militärs, eigentlich kaum durchschaubar. 
Von "hybrider Kriegsführung" zu sprechen, war von Merkel deshalb schon ein Sakrileg an 
sich, lüftete es doch ein wenig den Vorhang zwischen dem Normalbürger und den globalen 
Eliten - insbesondere den strategischen Eliten. 
Universeller Krieg gegen Deutschland und Europa 
"Für die sonst so bedachte Kanzlerin Angela Merkel war das ein bemerkenswerter Fehler", 
rügte denn auch Spiegel Online (24.02.2019) die Merkel’schen Worte. Allerdings: 
Was, wenn sich der Gedanke der "hybriden Kriegsführung" verselbstständigen und von der 
Verknüpfung mit Rußland ablösen würde? Kaum auszudenken! Denn in Wirklichkeit ist der 
hybride Krieg real; er ist nicht nur ein versteckter Krieg, sondern auch ein universaler Krieg, 
der in allen Bereichen eines Staates und einer Gesellschaft tobt - um nicht zu sagen: ein "tota-
ler Krieg".  
Und geführt wird er nicht zuletzt von niemand Geringerem als der deutschen Bundeskanzlerin 
selbst. Unter ihrer Regierung gab und gibt es Angriffe auf die Geburtenraten, die Wirtschaft, 
die Autoindustrie, die Luftfahrtbranche, die Energieversorgung, die Landwirtschaft, die Bil-
dung, die Kultur, die Bundeswehr, das Recht, die freie Meinungsäußerung und nicht zuletzt 
auf die deutschen Grenzen und damit die Integrität des Staatswesens. 
Um einen Feind zu vernichten, zielt der hybride Krieg nun mal auf alles: Fortpflanzung, Fi-
nanzen, Währung, Volkswirtschaft, Energieversorgung, Verkehr, Bildung, Verteidigung, 
Grenzen, Gesundheit - und auf der psychologischen Ebene auf Identität, Nationalbewußtsein 
und vieles andere mehr. 
Denn wie man nach dem Zweiten Weltkrieg gesehen hat, können ja selbst massivste Bomben-
teppiche ein Land und ein Volk nicht unbedingt auf Dauer zerstören. Zynisch betrachtet kann 
eine Nation unter günstigen Bedingungen dabei sogar erneuert und neu belebt werden wie ein 
Wald nach einem Waldbrand. 
Nicht zufällig schossen nach dem Krieg in vielen Industrieländern auch die Geburtenraten in 
die Höhe ("Baby Boom"), bis der "Pillenknick" und viele weitere Geburtenkontrollprogramme 
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dem ein Ende bereiteten (Abtreibung etc.). 
Aber nicht nur das: Deutschland erlebte einen nie dagewesenen wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Boom. Siemens-Kernkraftwerke versorgten das Land mit bezahlbarer Energie, 
mit einer Wiederaufbereitungsanlage versuchte Deutschland einen geschlossenen Brennstoff-
kreislauf mit weniger Atommüll zu schaffen, die Magnetschwebebahn Transrapid versprach 
das Verkehrssystem zu revolutionieren, am Finanzplatz Frankfurt stieg die Deutsche Bank 
zum Global Player auf, und das dreigliedrige Schulsystem, Berufsausbildung und Universitä-
ten versorgten den boomenden Industrie- und Wissenschaftsstandort jederzeit mit einem ex-
zellent (aus-)gebildeten Nachwuchs. Innerhalb kürzester Zeit wurde Deutschland zu einer der 
führenden Industrienationen des Planeten und zu einem der wichtigsten Motoren der wissen-
schaftlich-technischen Zivilisation. 
Konjunkturprogramm Wiederaufbau 
Der Wiederaufbau nach einem konventionellen Krieg kann eben wie ein gewaltiges Konjunk-
turprogramm wirken - und zwar dann, wenn grundlegende Strukturen intakt bleiben, im Falle 
einer Nation Mentalität, Identität, Bildung, Intelligenz, Kultur und die Gesellschaftsstruktur. 
Sowohl gesunde Individuen als auch Nationen verfügen über ein Ich, eine Identität und Inter-
essen. Nur wer ein Ich, also ein "Selbst-Bewußtsein", besitzt, kann auch eine Identität ausbil-
den und Interessen formulieren. 
Eines der ersten Dinge, deren sich ein Kind bewußt wird, ist zum Beispiel, ob es ein Junge 
oder ein Mädchen ist. Schon dieses erste und ursprünglichste Selbstbewußtsein wird jedoch 
angegriffen und ins Wanken gebracht, indem man Kinder in Kitas beispielsweise zu "ge-
schlechtsfremden" Aktionen animiert, wie etwa Jungs, sich die Fingernägel zu lackieren. Die 
Geschlechtsidentität ist jedoch der Kern der Identität, noch vor der nationalen Identität. Wenn 
man die Geschlechter und damit ihre Identität abschafft, schafft man jede andere Identität 
auch ab - einschließlich der familiären und der nationalen Identität. 
Sobald man ein Individuum so sehr verwirrt, daß es nicht einmal mehr weiß, ob es Männlein 
oder Weiblein ist, kann es erst recht nicht mehr wissen, ob es Deutscher, EU-Bürger oder 
Weltbürger ist, und so ist es jedem äußeren Angriff hilflos ausgeliefert. Jüngstes Beispiel für 
diesen Versuch ist Heidi Klums Transen-Show "Queen of Drags", die im November 2019 auf 
Pro7 Premiere hatte - ein massiver Angriff auf die Geschlechtsidentität, die das Geschlecht bis 
zur Unkenntlichkeit verzerrt. 
Deutschland ist nicht nur wegen der Sabotage an der Bundeswehr wehrlos, sondern vor allem 
wegen seiner zerstörten inneren Verfassung. Durch den jahrzehntelangen Schuldkult wurde 
das Selbstbewußtsein dieser Nation in Selbsthaß verwandelt, und jeder einzelne wurde so zum 
geistigen Komplizen des hybriden Krieges gegen Deutschland. Nur wenn sich Deutschland 
auf sich und seine Identität zurückbesinnen könnte, könnte es all diese Schäden vielleicht 
wieder beheben. 
Sabotage an Staat und Gesellschaft  
Ein wirklich wirksamer Krieg kann daher auf Bombenteppiche verzichten, um statt dessen 
zentrale soziologische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Strukturen anzugreifen - zum 
Beispiel mit Verblödung. Alles andere erledigt sich dann von selbst, weil die gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Prozesse dysfunktional werden (siehe "Klima-
forschung"):  
Wenn der Geist kollabiert, kollabiert früher oder später auch alles andere. Wenn ein Mensch 
schwer geisteskrank wird, kann er auch nicht mehr für sich selbst sorgen. Daß ausgerechnet 
Angela Merkel den Begriff "hybride Kriegsführung" gegen Deutschland "leakte", ist, genau 
wie Spiegel Online das charakterisierte, aus der Perspektive der globalen Eliten eine einmali-
ge Fehlleistung. Denn in Wirklichkeit führt Merkel diesen Krieg selbst an vorderster Front - 
als Werkzeug der strategischen Eliten. 
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Die "Energiewende", die "Verkehrswende", die Elektromobilität (die in Wirklichkeit eine 
Immobilität ist), der CO2-Wahn und die Masseneinwanderung sind nur einige wenige Bei-
spiele für Angela Merkels maoistische Sabotage an Staat und Gesellschaft. Daß diese kata-
strophalen Fehlleistungen auf Unvermögen oder Irrtümern beruhen, kann wohl ausgeschlos-
sen werden. 
Der perfideste Krieg von allen 
Der hybride Krieg ist die effektivste und perfideste Form des Krieges überhaupt: "Ziel der 
Angreifer ist es, nicht nur Schaden anzurichten, sondern insbesondere Gesellschaften zu de-
stabilisieren und die öffentliche Meinung zu beeinflussen", heißt es sogar auf der Website des 
Bundesverteidigungsministeriums. 
"Offene pluralistische und demokratische Gesellschaften bieten hierfür viele Angriffsflächen 
und sind somit leicht verwundbar" Und zwar, weil "offen" in diesem Fall nicht weltoffen be-
deutet, sondern aufgerissen und schutzlos. Genau deshalb betreiben Geostrategen wie der be-
rüchtigte Milliardär George Soros auch Stiftungen wie die "Open Society-Foundation", die 
nichts anderes zum Ziel hat, als den Schutz und die Grenzen von Staaten und Gesellschaften 
zu penetrieren und abzubauen und Revolutionen und Umstürze zu organisieren. Soros ist da-
her auch als einer der obersten Kriegsherren der Hybriden Kriegsführung anzusehen. 
Hybrider Völkermord 
Stellen Sie sich vor, auf einer großen Ebene stehen sich zwei Armeen mit Panzern, Geschüt-
zen und Gewehren gegenüber, wobei eine Seite plötzlich zu schießen beginnt - schon haben 
wir offensichtlich einen Angriffskrieg. 
Aber was ist, wenn in einem Land plötzlich beide Elternteile arbeiten müssen, Kinder als Bal-
last betrachtet werden und daraufhin die Geburtenraten fallen? Wenn zusätzlich unfruchtbare 
Lebenskonzepte "in Mode kommen" wie Homosexualität, Transgender und Geschlechtsum-
wandlung? Wenn zur Behebung des dann auftretenden "Fachkräftemangels" nicht etwa 
Nachwuchs propagiert wird, sondern Zuwanderung? Ist das eine spontane gesellschaftliche 
Entwicklung oder ein Schlachtfeld des hybriden Krieges? Das Ergebnis ist schließlich dassel-
be wie bei einem konventionellen Krieg: Die Bevölkerung des Feindes wird dezimiert. Und 
wenn dies eine gezielte Strategie ist, dann sprechen wir hier von Völkermord. 
Denn als Völkermord im Sinne der UN-Völkermordkonvention gelten alle Handlungen, "die 
sich gegen nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppen mit der Absicht richten, die-
se ganz oder teilweise zu vernichten". Dazu zählen auch die "vorsätzliche Auferlegung von 
Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder 
teilweise herbeizuführen; Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet sind. Da dieser Völkermord als hybrider Krieg geführt wird, 
hofft man, daß er nicht als solcher erkannt wird und damit weder auf Gegenwehr stößt, noch 
in den Geschichtsbüchern stehen wird. Das Ganze soll einfach als "natürliche Entwicklung" 
erscheinen ("Demographischer Wandel"). 
Sabotage der Verteidigung 
Oder nehmen wir nach den Geburtenraten die Streitkräfte eines Landes: Was ist, wenn auch 
hier der "Nachwuchs" fehlt, die Wehrpflicht abgeschafft wird und das Militär kein Personal 
mehr bekommt, für Panzer, Hubschrauber und Flugzeuge keine Ersatzteile mehr da sind, 
durch die Rekrutierung von Frauen die körperliche Leistungsfähigkeit der Truppe fällt, erst 
recht, wenn sogar Schwangere Dienst tun sollen, die Verteidigungsministerin Abermilliarden 
wertvoller finanzieller Ressourcen verpulvert, unter anderem für dubiose Beraterdienste, 
gleichzeitig die nationale Identität zerstört wird, die Soldaten (und die Soldatinnen, natürlich) 
also gar nicht mehr wissen, WOFÜR sie eigentlich kämpfen sollen? 
Wird diese Armee dann nicht irgendwann genausowenig einsatzbereit sein wie eine Armee, 
die soeben vom Feind zerschossen wurde? Und ob. Zwar dauert das Ganze viel länger, da all 
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diese Maßnahmen aber scheinbar vernünftig begründet, über Jahrzehnte kultiviert und tradiert 
werden, sind sie auch viel nachhaltiger, und es gibt viel weniger Gegenwehr als bei einem 
offensichtlichen konventionellen Angriff. Man tut sich ja schon schwer, diesen Krieg über-
haupt zu erkennen. 
Denn merke: Der beste Krieg ist derjenige, der gar nicht bemerkt wird, so daß man sich nicht 
wehren kann. 
Und der schlimmste Feind ist derjenige, der ebenfalls nicht als solcher erkannt, sondern viel-
leicht sogar noch als Freund betrachtet wird. Nehmen wir beispielsweise die Europäische 
Union: Regelmäßig treffen sich Europäischer Rat und Ministerrat zu freundschaftlichen Kon-
ferenzen, ein Küßchen hier und eine Umarmung da. Hinter dieser Fassade tobt freilich ein 
Kampf jedes gegen jeden und aller gegen die Bevölkerungen. 
Ein multidimensionales Schach 
Sich gegen einen geschickt geführten hybriden Feldzug zur Wehr zu setzen, ist denn auch sehr 
schwierig: Hybride Kriegführung sei der Versuch, "politische Ziele zu erreichen, indem eine 
Vielzahl von unterschiedlichen, aber synchronisierten legalen wie auch illegalen Mitteln und 
Wegen oftmals verdeckt und überraschend eingesetzt werden", so Hartmann (S. 23). Streit-
kräfte kämen, wenn überhaupt, erst zum Einsatz, "wenn die Situation reif" sei (S. 24).  
Das Ganze gleicht einem multidimensionalen Schachspiel, das jedoch nie offiziell eröffnet 
wird. So kann es geschehen, daß ein Land bereits seit Jahren in einem solchen Schachspiel 
steckt, ohne es überhaupt zu wissen und auch nur einen einzigen Gegenzug gemacht zu haben. 
Denn:  
- Wie soll man einen hybriden Angriff überhaupt von einer spontanen gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder psychologischen Entwicklung unterscheiden? 
- Wie soll man den Angreifer identifizieren?  
- Wo hat er welche negativen Entwicklungen ausgelöst, und auf welche Weise? 
- Geschah dies wirklich in feindlicher Absicht oder zum Beispiel nur in Verfolgung legitimer 
wirtschaftlicher Partikularinteressen? 
- Hat der mutmaßliche Angreifer nur eine Entwicklung ausgelöst oder ein ganzes Bündel (= 
hybrider Krieg)? 
- Geht dieses Bündel negativer Entwicklungen auf ein ganz bestimmtes Machtzentrum, zum 
Beispiel ein anderes Land, zurück? 
- Wie soll man einen Angreifer, der selbstverständlich alles abstreiten wird, beschuldigen, 
ohne selbst einen - womöglich konventionellen - Kriegsgrund zu liefern? 
- Wie soll man einen Angreifer bekämpfen, der sich selbst als absolut friedliebend und die 
Beschuldigungen als böswillig und paranoid darstellen wird? 
- Wie soll man einen noch wirksameren hybriden Krieg entwickeln, aus dem die Gegenseite 
keinen Grund für einen (auch konventionellen) Gegenschlag entwickeln kann? 
Eine ungeheure intellektuelle Herausforderung 
"Die Analyse der hybriden Kriegsführung eines potentiellen Gegners ist daher alles andere als 
trivial", schreibt Oberst Hartmann in seinem Buch. "Sie setzt eine Auseinandersetzung mit 
den eigenen Defiziten und Brüchen in der Gesellschaft voraus. Denn diese wird ein potentiel-
ler Gegner in sein Kalkül einbeziehen; dort wird er seine Angriffe mit hoher Wahrscheinlich-
keit ansetzen" (S. 21). Hybride Kriege seien "eine ungeheure intellektuelle Herausforderung. 
Ihre Komplexität muß ganzheitlich verstanden werden".  
Jede Seite werde versuchen, "die Komplexität so weit zu erhöhen, daß sie für den jeweiligen 
Gegner unbeherrschbar wird, während die eigene Seite noch denk- und handlungsfähig bleibt" 
(S. 50). Die allermeisten Bürger, Politiker und Militärs dürften damit wohl heillos überfordert 
sein. "Politiker stehen ebenso wie sicherheitspolitische Experten und militärische Berater vor 
dem Problem, die Komplexität der Geschehnisse zu begreifen". 
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Ist das noch Frieden oder schon Krieg? 
Gegenwehr gegen einen geschickt geführten hybriden Angriff ist daher äußerst schwierig. Ja, 
nicht einmal in den Geschichtsbüchern wird er stehen, weil ihn nämlich niemand erkannt und 
benannt hat: "Das Besondere an der hybriden Kriegsführung ist die Verschleierungstaktik", 
schreibt das (wehr- und vaterlandslose) Bundesverteidigungsministerium: "Die Täter operie-
ren entweder anonym oder bestreiten Beteiligungen an Vorfällen und Konflikten. Sie gehen 
dabei äußerst kreativ und koordiniert vor, ohne die Schwelle zu einem offiziellen Krieg zu 
überschreiten. Eben dies macht die Abwehr solcher Attacken so schwierig: Wenn es keinen 
eindeutigen Angriff oder Angreifer gibt, fällt die Gegenwehr schwer. Unberechenbarkeit wird 
zur Waffe. 
Sind wir noch im Frieden, oder befinden wir uns schon im Krieg?" Tja, das ist eine gute Fra-
ge. Diese Ausgabe der ExpressZeitung wird Ihnen eine eindeutige Antwort darauf geben und 
belegen, daß der Dritte Weltkrieg längst begonnen hat - ein Krieg gegen die westliche Zivili-
sation und ihre führenden Nationen.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 19. Mai 2020: >>Mit Vollgas in die 
Schuldenunion: Merkel und Macron beschließen weiteres Milliarden-Programm 
Deutschland und Frankreich wollen über die Köpfe der anderen EU-Partner hinweg ein ge-
meinsames europäisches Corona-Programm im Umfang von 500 Milliarden Euro zur Stüt-
zung vor allem südeuropäischer Länder durchsetzen - zusätzlich zu den bereits angekündigten 
Milliarden-Programmen von EZB und EU. Das gaben Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron gestern auf einer gemeinsamen Videokonferenz 
bekannt. 
Neu ist: Zur Finanzierung sollen die Mitgliedstaaten erstmals gemeinsame Schulden über die 
EU-Kommission aufnehmen und füreinander haften - der letzte Schritt auf dem Weg in die 
Schuldenunion! Die deutschen Steuerzahler müßten entsprechend dem deutschen Anteil am 
EU-Haushalt mit rund 135 Milliarden Euro bürgen. 
Die 500 Milliarden Euro sollen unmittelbar und nicht rückzahlbar (!) an die wirtschaftlich am 
stärksten von der Corona-Krise betroffenen Länder fließen, also vor allem an Italien und Grie-
chenland. Das Geld soll sich die EU-Kommission an den Finanzmärkten leihen und in den 
kommenden Jahren über den EU-Haushalt tilgen. 
Die Sache hat allerdings einen Haken: Alle Mitgliedstaaten, also auch Österreich, Polen und 
Ungarn, müssen zustimmen.<< 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier erklärte am 26. Oktober 2021 vor der Entlassung 
der Bundeskanzlerin Merkel und der Mitglieder der Bundesregierung während seiner Anspra-
che im Schloß Bellevue (x1.028/…): >>Die Entlassung der Bundesregierung aus dem Amt ist 
ein formeller Akt. Deshalb hören einige von Ihnen heute einen Satz, den Sie vor vier Jahren 
fast wortgleich schon einmal gehört haben: Mit der Konstituierung des neuen, 20. Deutschen 
Bundestages endet nach Artikel 69 Absatz 2 des Grundgesetzes Ihr Amt. 
Doch viel mehr als diese nüchterne Formel haben beide Anlässe kaum gemein. Viel, sehr viel 
hat sich in den vergangenen vier Jahren ereignet. Zu sagen, die vergangene Legislatur sei 
"herausfordernd" gewesen, trifft die Aufgaben, die es zu bewältigen galt, nicht einmal annä-
hernd. Die Pandemie hat die Welt aus den Angeln gehoben. Sie hat Ihnen, sie hat dem ganzen 
Land Enormes abverlangt. 
Als Bundeskanzlerin, als Ministerinnen und Minister dieser Regierung haben Sie Verantwor-
tung getragen für unser Land, mit aller Kraft und Ernsthaftigkeit, die diese Situation Ihnen 
abforderte. Sie haben sich dieser Aufgabe gemeinsam gestellt, zum vierten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik in einer sogenannten Großen Koalition. 
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Große Aufgaben verlangen große Allianzen. Die Demokratie aber erfordert ebenso den Re-
spekt vor demokratischer Opposition und den stetigen Ausgleich von Interessen. Die Balance 
zu halten, das ist die Antriebsfeder, wenn man so will, die Unruh im Uhrwerk der Demokratie. 
Es ist der wichtigste und zugleich schwierigste Teil des Regierungshandelns. Und daß er ge-
lingt, ist selbst in weniger herausfordernden, weniger aufgeregten Zeiten keine Selbstverständ-
lichkeit.  
In diesen Zeiten war der Ausgleich besonders - manchmal beinahe zum Zerreißen - schwer. 
Denn wir erinnern uns: Von Anfang an standen diese Jahre unter dem Eindruck wachsender 
Polarisierung in der Gesellschaft samt Verrohung der Sprache, im Netz wie auf den Straßen. 
Diese Jahre standen auch im Zeichen internationaler Spannungen: dem schwierigen Prozeß 
des Brexits in Europa, und - in den ersten Jahren Ihrer Amtszeit - einer amerikanischen Regie-
rung, der an internationaler Ordnung und transatlantischer Partnerschaft wenig bis nichts ge-
legen war. 
Und wir erinnern uns auch daran: Schon der Beginn dieser Koalition war alles andere als ein-
fach, und gerade am Anfang war sie - nach schwierigen Monaten der Regierungsbildung - 
immer wieder Fliehkräften und harscher Kritik ausgesetzt. Aber am Ende galt ein gemeinsa-
mes Prinzip: Sie wollten die Verantwortung, um die Sie sich demokratisch beworben hatten, 
auch wahrnehmen. Das haben Sie getan und dafür gebühren Ihnen Respekt und Dank. 
Wir haben in den vergangenen Monaten erleben können, daß die Demokratie in unserem Land 
an Prüfungen gewachsen ist, weil ihre Vertreter verantwortungsvoll und als Demokraten han-
delten. Die demokratischen Kräfte in Regierung und Parlament haben Sorge dafür getragen, 
daß Polarisierung und Provokation sich nicht durchsetzen konnten. Diese gemeinsame An-
strengung war erfolgreich. Und das ist ein Erfolg nicht nur für Sie, sondern für die Demokratie 
insgesamt. 
Dies ist eine Legislaturperiode, die - gewiß auch in der Erinnerung künftiger Generationen - 
von der Pandemie geprägt und gezeichnet sein wird. Aber zum politischen Gelingen dieser 
Legislatur hat auch vieles andere beigetragen, nicht zuletzt die Umsetzung Ihrer politischen 
Vorhaben jenseits der Krisenbekämpfung.  
Rund 600 Gesetze sind in Ihrer Regierungszeit verabschiedet worden und damit viele konkre-
te Verbesserungen in der Gesellschaft erreicht worden: für pflegende Angehörige zum Bei-
spiel, für Familien und Alleinerziehende, für den Schutz von Mieterinnen und Mietern oder 
die Parität in der gesetzlichen Krankenversicherung, für den Ausbau der Kinderbetreuung 
oder die Zuwanderung von Fachkräften, die wir dringend brauchen.  
Und gerade mit Blick auf die Demokratie ist mir eines wichtig: Sie haben den Spaltungsten-
denzen in der Gesellschaft, der Verrohung und dem Haß nicht nur guten Willen entgegenge-
setzt, sondern konkrete Politik: Ich denke an die Stärkung der Demokratieförderung und des 
Kinderschutzes, an die Verschärfung des Waffengesetzes, höhere Entschädigungen für Opfer 
von Gewalttaten; und ich denke an die Gesetzespakete gegen Haß und Hetze im Internet. 
Daß mit dem Corona-Wiederaufbaufonds und der - oftmals kritisierten - europäischen Be-
schaffung von Impfstoffen der Zusammenhalt nicht nur auf nationaler, sondern auch auf euro-
päischer Ebene erhalten blieb, will ich heute besonders hervorheben. Für Europa war und ist 
die Bekämpfung der Pandemie und ihrer Konsequenzen nicht nur eine Frage der Glaubwür-
digkeit, sondern der Existenz - und ich glaube: Ohne diese Entscheidungen hätte Europa zer-
brechen können. Dafür bin ich dankbar, auch wenn wir alle wissen: Der innere Zusammenhalt 
Europas bleibt fragil, und der Abbau von Spannungen, der Interessenausgleich in Europa blei-
ben zentrale Aufgaben auch jeder neuen Bundesregierung. 
Was die heutige formelle Entlassung der Bundesregierung mehr als alles andere von vorange-
gangenen abhebt, ist das Ende einer Kanzlerschaft, die man zu den großen in der Geschichte 
dieser Republik zählen kann. 
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Für Sie, verehrte Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela Merkel, enden sechzehn Jahre Regie-
rungszeit. Auch wenn das, wie wir wissen, keine beispiellos lange Amtszeit war, so waren 
diese Jahre doch beispielgebend! Und wenn, wie mir glaubwürdig berichtet wurde, heute ein 
elfjähriges Kind fragt, ob denn auch ein Mann "Kanzlerin" werden könne, dann zeugt das von 
einer neuen Selbstverständlichkeit, die es vor der ersten Frau im Kanzleramt nicht gab, und 
natürlich auch von dem großen Respekt, den Sie sich in unserem Land und in der Welt erwor-
ben haben. 
Wer erleben will, was diesen Respekt begründete, sollte sich ein Interview ansehen, das Gün-
ter Gaus 1991, lange vor Ihrer ersten Amtszeit als Kanzlerin, mit Ihnen geführt hat. Es ließ 
mich, als ich es wiedersah, an Ihre sehr persönliche Rede zum diesjährigen Tag der Deutschen 
Einheit denken. 
Anlaß des Interviews war Ihre Nominierung zur stellvertretenden Parteivorsitzenden der CDU 
als Nachfolgerin Lothar de Maizières. Günter Gaus war offenkundig irritiert von der Rasanz 
dieses politischen Aufstiegs einer noch nahezu Unbekannten an die Parteispitze der Union. Er 
fragte Sie, ob es Ihnen nicht auch ein wenig zu schnell ginge und ob Sie nicht fürchteten, 
"mehr Objekt als Subjekt der eigenen Geschichte" zu sein. 
"Ach wissen Sie, meine inneren Mechanismen sind ganz intakt", antworteten Sie mit feinem, 
leicht verschmitztem Lächeln auf diese fast ein wenig unwirsch gestellte Frage. Wir sehen in 
diesem Interview eine junge Politikerin, die sehr konzentriert und überzeugend ein ostdeut-
sches Selbstbewußtsein vertritt, das mit westdeutscher Selbstgewißheit eben nicht zu ver-
wechseln ist.  
Eine Ostdeutsche, die weiß, daß ihre Lebensgeschichte sie zu eigenen Erfahrungen und Er-
kenntnissen geführt hatte, die - nach dem Ende der DDR - nicht einfach ein entwerteter Fahr-
schein in den Westen waren. Und die überzeugt davon ist, daß diese Erfahrung in der Partei-
führung der CDU, wie in der bundesdeutschen Politik insgesamt, ihren Platz finden müsse, 
wenn die Einheit gelingen sollte. Und, Frau Bundeskanzlerin: Sie sollten Recht behalten! 
Man kann aus diesem dreißig Jahre alten Gespräch viel lernen. Wer es noch einmal sieht, sieht 
schon dort eine Frau, die prägend sein sollte: prägend für unser wiedervereintes Land und für 
das Bild unseres Landes in der Welt; prägend für eine ganze Generation junger Frauen und 
Männer, denen sie eine neue, ganz eigene Form der Führung vorgelebt hat. 
Frau Bundeskanzlerin, wir haben Ihnen für sechzehn Jahre zu danken, in denen Sie unser 
Land durch eine Zeit geführt haben, die nicht eben arm an Krisen und Verwerfungen war. Es 
waren Jahre großer Krisen: der Finanz- und Wirtschaftskrise zu Beginn Ihrer Regierungszeit, 
der Eurokrise in Ihrer zweiten, und der großen humanitären Flucht- und Migrationskrise in 
Ihrer dritten Amtszeit, und schließlich der Corona-Krise. Jahre, in denen Sie unserem Land 
Achtung, Respekt und sogar Zuneigung erworben haben - in Europa und der Welt. 
Vor allem aber haben Sie das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes gewon-
nen. Das ist keine leichte Aufgabe in einem Land, das erst wieder lernen mußte, sich selbst zu 
trauen. 
Ihre Entscheidungen haben Sicherheit vermittelt und Verbindlichkeit, mitunter auch über-
rascht. Es war Ihr Mut, in der Zeit, in der Flüchtlinge aus Syrien bei uns Schutz suchten, Ver-
antwortung zu tragen, nicht nur für das eigene Land, sondern für Europa, und es war Ihre Fä-
higkeit, das eigene Selbstvertrauen in Zutrauen zu verwandeln, die überzeugt haben. Fähigkei-
ten, die Sie auszeichnen, und die schätzen lernte, wer den von Ihnen geführten Kabinetten an-
gehörte. Für diese Zeit vertrauensvoller Zusammenarbeit in unterschiedlichen Positionen will 
ich Ihnen, das sei mir erlaubt, auch persönlich Dank sagen. 
Wer Ihnen diese großen Verdienste um unser Land danken will, sollte diese, sollte Ihre Per-
spektive auf die Lage und die Aufgabe Deutschlands in der Welt nicht aus dem Blick verlie-
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ren: die Rolle der Mittlerin in der Mitte Europas. Ich bin sicher, daß diese Rolle, diese Stim-
me, die Sie haben, auch in Zukunft wichtig bleiben wird für Europa. 
Ich danke Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, und Ihnen, meine Damen und Herren Ministerinnen 
und Minister, für die verantwortungsvolle Regierungsarbeit der vergangenen Jahre. Ganz un-
abhängig davon, wo Sie Ihre politische Zukunft in den kommenden Jahren sehen, welche 
Möglichkeiten sich für Sie ergeben: Ich will Ihnen meinen besonderen Respekt für Ihre Arbeit 
ausdrücken, für Ihren Dienst an der Demokratie. 
Daß unsere Demokratie immer auch vom Wechsel der Generationen lebt, wissen wir. Aber es 
zu wissen, bedeutet nicht, daß das Abschiednehmen leichtfällt. Natürlich nicht! Aber die mei-
sten von Ihnen blicken auf eine längere politische Biographie zurück. Und in dieser haben Sie 
in ganz unterschiedlichen Aufgaben, Funktionen und Ämtern Verantwortung getragen; zu un-
terschiedlichen Zeiten, in unterschiedlichen Konstellationen; mal in Partnerschaft, mal Ge-
gnerschaft, mal mit mehr öffentlicher Zustimmung, mal mit weniger. Aber, ich weiß, weil ich 
die meisten von Ihnen lange kenne: immer im Dienste unseres Landes. 
Im Namen unseres Volkes danke ich Ihnen und wünsche Ihnen für die Zukunft alles erdenk-
lich Gute. 
Bereits heute früh habe ich Sie, Frau Bundeskanzlerin, gemäß Artikel 69 Absatz 3 des Grund-
gesetzes ersucht, die Geschäfte bis zur Ernennung einer neuen Bundesregierung weiterzufüh-
ren. Hierfür wünsche ich Ihnen allen weiterhin eine glückliche Hand.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 10/2021 berichtete im Oktober 2021: >>16 
Jahre Merkel: Eine Höllenfahrt 
_ von Werner Bräuninger 
Die Kanzlerschaft der Rautenfrau wird ein dunkler Fleck in der deutschen Geschichte 
bleiben. Bilanz eines Systemwandels. 
Als farblose Kandidatin war die scheidende Kanzlerin einst angetreten. Nahezu perfekt hatte 
es die Physikerin verstanden, sich nach der Wende 1989 chamäleongleich anzupassen. Ihr 
Aufstieg in der CDU vollzog sich zunächst unauffällig und still, ja beinahe klandestin (heim-
lich). Eine Frau ohne Eigenschaften, Überzeugungen und Werte. Zur richtigen Zeit am rechten 
Ort, von Helmut Kohl und maßgeblichen Parteigranden gefördert - nur so konnte diese me-
diokre Gestalt emporkommen. 
Lange hatten Freund und Feind Merkels ausgeprägten Machtinstinkt und ihre Chuzpe sträflich 
unterschätzt. Vor ihrer Bindungs- und Ortlosigkeit, ihrem eigentümlich unausgelüfteten, neu-
rotisch verklebten Charakter, der Vulgarität ihrer Züge, den trüben Fischaugen und dem Me-
dusenhaften ihres Wesens schien man nur durch den Schild eines Perseus gefeit. 
Die ganze Banalität, die sie umgab, zeugte zu keiner Zeit von irgendeiner Würde des Geistes 
und barg auch kein Geheimnis. Ihre teigige Erscheinung und der lispelnde Sprachgestus eines 
aufmüpfigen Kindes schienen tatsächlich in einer Korrespondenz zu stehen mit den irren Va-
banquespielen, deren unheilvolle Folgen sie den Deutschen jahrzehntelang in selbstherrlich-
ster Manier aufnötigte. 
Ihre abgrundtiefe Unkenntnis der deutschen, europäischen und Weltgeschichte und ihr Hofie-
ren der Klima- und Genderhysteriker taten ein Übriges und flankierten die babylonischen 
Verhältnisse, die bald eintraten. 
Die Volksfeindin 
Merkel machte Politik für Unpolitische, zugeschnitten auf den herunternivellierten Homo 
bundesrepublicanus. Ihre eigene Partei entkernte sie bis zur Unkenntlichkeit. Unliebsame Kri-
tiker, wie noch verbliebene Konservative oder christliche Lebensschützer, ließ sie zeitig ver-
bannen und ersetzte sie durch eine Clique ihr ergebener, vornehmlich weiblicher Jasager und 
dilettantischer Nichtskönner, die der Lebenswirklichkeit der einfachen Menschen völlig ent-
fremdet waren und sich den Staat restlos zur Beute machten. 
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Mit ihrer gesetzwidrigen Entscheidung, im Sommer 2015 Millionen Fremde ins Land eindrin-
gen zu lassen, setzte Merkel eine künstlich erzeugte Völkerwanderung in Gang und gab das 
definitive Startsignal für den großen Austausch. Und während der ungarische Ministerpräsi-
dent die Grenzen seines Territoriums mit fünf Meter hohen Zäunen abriegeln ließ, reißt der 
endlose Strom einer geduldeten Conquista bis heute nicht ab. Weder das selbstkastrierte Par-
lament, das ihr diesen frechen, eklatanten Rechtsbruch einfach durchgehen ließ, noch diejeni-
gen, "die schon länger hier leben", hatte sie zuvor befragt. Nach außen hin stets unterwürfig, 
nach innen verächtlich gegenüber dem Eigenen - so balancierte sie sich über ihre Amtszeit 
hinweg. 
"Ist mir egal", ließ die Chefnihilistin seinerzeit verlauten, "ob ich schuld bin am Zustrom der 
Flüchtlinge, nun sind sie halt da." Übermütig krähte sie, das Volk sei ja schließlich "jeder, der 
in diesem Land lebt". Und natürlich: "Wir schaffen das!" Deutschland müsse sich eben "ver-
ändern", schwadronierte sie einfältig. Es ist dies der hoffärtige Jargon der einstigen FDJ-
Sekretärin für Agitation und Propaganda, den sie niemals ablegte. Ungläubig fragt man sich 
damals wie heute, ob die Handlungen dieser Unseligen wirklich noch aus einer gesunden Gei-
stesverfassung herrühren konnten. Und es zeigte auch, daß sie letztlich nichts anderes war als 
ein Lakai überstaatlich agierender Pressure-Groups. 
Assassinen ziehen seitdem ihre Blutspur durch Deutschland und Europa. Schwer bewaffnete 
Familienclans in No-go-Areas bestimmen, was Recht ist und was Unrecht. Morde, Verge-
waltigungen, Diebstähle, Erpressungen und aufdringliche Okkupation des öffentlichen Rau-
mes sind an der Tagesordnung. Zahlreiche Kindergärten stehen unter islamistischem Einfluß, 
an vielen Schulen terrorisieren jugendliche Migrantengangs deutsche Schüler, vor allem Chri-
sten und Juden sind die Opfer. Eine restlos kaputtgesparte Polizei hütet sich einzuschreiten. 
Wir aber sollen zu all dem nach den Worten der Ex-Kanzlerin auch noch ein "freundliches 
Gesicht" zeigen. Ihr zerstörerischer Plan der Integration von Millionen kulturfremden Migran-
ten ist grandios gescheitert, ebenso ihr brüchiger, auf Erpressung begründeter Pakt mit dem 
türkischen Wesir. Für die vielen Opfer ihres Tuns - oder besser: ihres Unterlassens - hörte 
man von ihr niemals auch nur irgendeine Art von Schuldeingeständnis oder ein Wort der 
Reue. Bis heute scheint Merkel nicht willens, ihre Schuld zu begreifen. Und sie steht wie ein 
Sinnbild für die Unfähigkeit zu trauern.  
Unter dem trügerischen Schein weitgehender Liberalität hatte man in ihrer Ära die übertrage-
ne Macht zur Willkür geschändet. Die Deutschen selbst aber tragen einen großen Anteil Mit-
schuld, denn sie hatten sie in Wahlen mehrfach hintereinander legitimiert und marschierten im 
Zuge der Lemminge größtenteils freudig mit. Viel zu lange erduldeten sie die schleichende 
Despotie, begeisterten sich für das Allerfremdeste und schluckten willig alles, was von oben 
kam. Unter der Ägide der Dauerkanzlerdarstellerin gaben sie ihre ihnen gemäße Art weitge-
hend auf: ihre religiöse Subjektivität und ihr Rechtsempfinden, ihre soldatischen Tugenden, 
ihre ästhetischen und musischen Dispositionen. Ihre Potenz jedoch wurde dabei verbraucht. 
Die Antidemokratin 
Unter Merkels Stabführung mutierte die einst stabile deutsche Demokratie binnen weniger 
Jahre zu einem Spottgebilde, in dem es keine Luft zum Atmen, zur freien individuellen Ent-
faltung und ungehinderter Meinungsäußerung mehr gibt. Unter dem Mäntelchen einer univer-
salen Humanitas und vermeintlicher Alternativlosigkeit camouflierte sie ihren Abscheu gegen 
das Eigene.  
Ein System aus Worthülsen hatte sich etabliert, das sich, begleitet von zerschmetterten Wer-
ten, über alle Bereiche der euphemistisch bejubelten, gottlosen Zivilgesellschaft erstreckt, as-
sistiert von einem Scheinparlament, in das erst die Alternative für Deutschland wieder abwei-
chende Meinungen einbrachte. Die AfD, das ist eine jener "kleinen Gruppen aus unserer Ge-
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sellschaft, die sich anmaßen zu definieren, wer das Volk ist", hieß das in echt Merkelscher 
Diktion. 
Wie von einem unstillbaren inneren Zwang gelenkt, schien sie immer das zu tun, was den 
Deutschen über viele Generationen hinaus unermeßlichen Schaden zufügen würde. Gleich 
einer Nachtwandlerin, die sich mit entflammtem Streichholz in ein Dynamitdepot begibt, 
suchte diese Herostratin (Verbrecherin aus Geltungssucht) stets aufs Neue irgend etwas, das 
Feuer fangen konnte. Während einer Auslandsreise befahl sie in nie zuvor gesehener Hybris 
gar, daß die demokratische Wahl eines Landesoberen, die ihr nicht genehm war, "rückgängig" 
gemacht werden müsse. Und sie wurde rückgängig gemacht: ein seit dem Preußenschlag 1932 
in Deutschland wohl einmaliger Fall. Das Schlimmste aber war, daß sie sich dabei dennoch 
als lupenreine Demokratin wähnte. 
Ihre im Taumel völligen Mißverständnisses und bar jeder Liebe zu ihrem Volk vollzogene 
Politik war nicht nur grenzenlos dumm, sondern darüber hinaus unsagbar zerstörerisch. An-
ders aber als die alten grauen Gestalten im SED-Zentralkomitee im Herbst 1989, die wohl bei 
aller ihnen innewohnenden Borniertheit und Beschränkung dennoch eine vage Ahnung ihres 
völligen Scheiterns hatten, fehlten Merkel Größe, Einsicht und Weisheit, welche ihr die Um-
kehr hätten anraten müssen. Künftige Historikergenerationen werden sich einmal fragen, ob 
ihre Regentschaft nicht einfach nur ein schauerliches Zwischenspiel der Geschichte gewesen 
sei. Und ob in ihrer Amtsführung nicht lediglich ein unglückseliger Umstand lag, der einer 
inferioren Minderbegabung mehr oder weniger durch Zufall das Zepter in die Hand gespielt 
hatte. 
Ruchlosigkeit regierte, niedere Dämonen hatten Einzug gehalten. 
Die Pandemie kam ihr am Ende der Amtszeit äußerst gelegen. Sofort nutzte sie die Unsicher-
heit in der Bevölkerung aus, um ihre Pläne am Parlament vorbei zu mauscheln und notdürftig 
rechtskonform zu drapieren. Wer sich dagegen wehrte, war plötzlich ein sogenannter Ver-
schwörungstheoretiker. Und bei den Herrschenden in Politik und Medien wurde, ohne jede 
Hemmung oder Scham, wieder das DDR-Vokabular von der "Zersetzung" und der "staats-
feindlichen Hetze" en vogue. 
Die Verfluchte 
Die Herrschaft Merkels bedeutete eine tiefe Veränderung für das Seelenheil der zuvor noch 
halbwegs gesunden deutschen Nation. So glichen diese Jahre einem düsteren Interregnum, in 
dem die Ruchlosigkeit regierte und niedere Dämonen Einzug gehalten hatten. Mit ihrem bal-
digen Abgang ist ein bösartiger Bannfluch von diesem Land genommen.  
Ihre fürchterliche Bilanz gleich einer Höllenfahrt: Deutschland wurde zu einem Failed State. 
Europa ist tief gespalten, die Bundeswehr entmannt und die Wirtschaft ruinierte. All dies wird 
flankiert von denunziatorischem Blockwartmief, Hexenjagden auf Oppositionelle, irrsinnigen 
Auslandseinsätzen, kultureller Verwahrlosung, hektischem Atomausstieg, Sanktionierung der 
Homo-Ehe und Genderterror. 
Ihr Handeln konnte und durfte kein gutes Ende nehmen - und muß früher oder später juristisch 
geahndet werden. Ihr eigenes Volk aber hat sie in einer unklaren Verantwortlichkeit für all 
ihre Hasardspiele zurückgelassen, und es mag ihr Glück sein, nicht in Zeiten leben zu müssen, 
in denen verhaßte Potentaten vom Pöbel noch durch die schmutzigen Gassen ihrer Kapitalen 
geschleift wurden. Kommende Geschlechter aber werden ihren Namen verfluchen. 
Werner Bräuninger (*1965) ist Autor zahlreicher Sachbücher zu Themen der Zeitgeschichte, 
darunter Claus von Stauffenberg. Die Genese des Täters aus dem Geiste des Geheimen 
Deutschland" (2002) und "Dux: Mussolini oder der Wille zur Macht" (2018). Zuletzt erschien 
sein apokalyptischer Roman "Was wir lieben mußten". …<< 
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Schlußbemerkungen 
Nach der sogenannten Wiedervereinigung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im vermeintlich "verei-
nigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen DDR-Vorbild" ausge-
richtet bzw. gleichgeschaltet.  
Nach der Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands überwachten die etablierten Parteien 
zwar nicht sämtliche Lebensbereiche der deutschen Bürger, aber sie kontrollierten und lenkten 
systematisch die öffentlichen Medien, um ihre politische Machtpositionen und ihren Einfluß 
mit allen Mitteln zu sichern. Die öffentlich-rechtlichen Fernseh- und Rundfunkanstalten 
wurden danach schnell zur leichten Beute der politischen Parteien. Nach und nach besetzten 
Mitglieder der entsprechenden Regierungsparteien alle wichtigen Verwaltungsposten der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten.  
Aufgrund der großen Medienmacht der Regierungsparteien blieb die Demokratie zwangs-
läufig auf der Strecke, denn eine unabhängige Demokratie steht und fällt bekanntlich mit der 
Kontrolle der Macht durch freie, kritische, öffentliche Medien (sog. "Vierte Gewalt"). Die 
privaten Zeitungen und Zeitschriften sowie die öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk- 
und Fernsehanstalten entwickelten sich schließlich zu linkslastigen Propagandamedien, in 
denen mehrheitlich keine ausgewogene, neutrale oder unabhängige Berichterstattung und freie 
Meinungsäußerungen mehr stattfanden.  
Die öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk- und Fernsehsender sowie Zeitungen und 
Zeitschriften unterstützten gehorsam die Durchsetzung der sogenannten "politischen Korrekt-
heit". Abweichende Auffassungen und kritische Meinungen (Leserbriefe usw.) wurden mei-
stens nicht mehr publiziert.  
Die von der neumarxistischen Frankfurter Schule ausgebildeten oder beeinflußten Politiker, 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten der 68er Bewegung schafften letzten Endes ein 
kommunistisches Gesinnungskartell, um jeglichen Widerstand zu verfolgen, zu unterdrücken 
oder als faschistisch abzuurteilen. Andersdenkende und kritische Bürger, die sich in der Bun-
desrepublik Deutschland gegen die destabilisierende Politik der eigenen Regierung auflehn-
ten, wurden pauschal als "Nazis", "Reichsbürger", "Verschwörungstheoretiker" oder "Volks-
feinde" diffamiert, verfolgt und geächtet. 
Infolge der jahrzehntelangen Umerziehung der Deutschen wurde vor allem jegliche Form von 
Nationalstolz oder Selbstbewußtsein systematisch ausgemerzt und durch einen regelrechten 
Schuldkult (Verächtlichmachung des Eigenen: NS-Kollektivschuld, NS-Schuldbewußtsein 
und Nationalmasochismus) ersetzt. 
Jeder Widerspruch wurde von den neomarxistischen Wächtern reflexhaft und unbarmherzig 
als Naziunwesen diskreditiert und mit sozialer Ausgrenzung sowie der Existenzvernichtung 
(Arbeitsplatzverlust, gesellschaftliche Ächtung etc.) geahndet, um kritische Auseinanderset-
zungen über strittige politische Themen zu vermeiden. Infolge dieser systematischen Inquisi-
tion wagten es immer weniger Menschen, die totalitäre Ideologie der selbsternannten Gutmen-
schen zu kritisieren, sondern die eingeschüchterten Deutschen tolerierten jeden Schwachsinn 
oder jeden Unfug der linken NWO-Inquisitoren und paßten sich ängstlich an. 
Die Gewalttaten der Linken werden in der Öffentlichkeit nicht selten bewußt als "Gewalt 
gegen Sachen" verharmlost, während man die Gewalttaten der Rechten überwiegend als "Ge-
walt gegen Personen" darstellt. Verfassungsfeindliche und terroristische Aktionen der Links-
radikalen bleiben meistens völlig unbehelligt. Zahlreiche linksradikale Organisationen werden 
sogar durch staatliche Organisationen sowie gemeinnützig anerkannte Stiftungen gefördert 
und finanziell unterstützt, während man die sogenannten "rechtsradikalen" Abweichler konse-
quent verfolgt und gesellschaftlich ausgrenzt, um ihnen die physische und psychische 
Lebensbasis zu entziehen. 
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Das Deutsche Reich von 1871 war bis zum Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
11. November 1918 der letzte souveräne deutsche Staat bzw. das letzte gültige Völkerrechts-
subjekt.  
Infolge der Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens am 11. November 1918 und der 
Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages am 28. Juni 1919 wurde die Geschäftsfähig-
keit der Deutschen durch die Siegermächte drastisch eingeschränkt.  
Nach nur 47 Jahren der Freiheit begann für die Deutschen eine endlose Zeit der Unfreiheit. 
Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. November 
1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden (Staaten ohne Selbst-
bestimmung). Die Deutschen besitzen seither keine frei gewählte Verfassung und keinen sou-
veränen Staat (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt).  
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt 
(x870/...): >>… Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
und dieses Recht zu achten.<< 
Wir dürfen nicht länger tatenlos zusehen, wie die Destabilisierungsmaßnahmen der internatio-
nalen NWO-Verbrecherorganisationen unser Land allmählich vernichten, sondern wir müssen 
uns endlich wehren. Die Rückgewinnung der Freiheit und den Erhalt der Heimat wird es nicht 
kampflos geben! 
Bei dem Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium geht es nicht nur um die 
Wiedergewinnung unserer Freiheit und um Sein oder Nichtsein, sondern es geht auch um die 
traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und immaterielle Erbe 
unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht nur unserer eige-
nen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nachfolgenden Gene-
rationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 

 
Allmächtiger, allwissender Gott, himmlischer Vater! 
Verleihe uns die nötige Kraft, Mut und Zuversicht,  

damit wir unsere Heimat Deutschland endlich befreien  
und für unsere Nachkommen bewahren können. 

Mit deiner Hilfe werden wir unser deutsches Volk  
und unsere Heimat mit allen uns zu Gebote stehenden Kräften 

bis zum letzten Atemzug verteidigen,  
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denn wir sind es unseren Vorfahren und  
unseren nachfolgenden Generationen schuldig. 

 
Vater unser im Himmel 

Geheiligt werde dein Name. 
Dein Reich komme. 
Dein Wille geschehe, 

wie im Himmel, so auf Erden. 
Unser tägliches Brot gib uns heute. 

Und vergib uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern. 

Und führe uns nicht in Versuchung, 
sondern erlöse uns von dem Bösen. 

Denn dein ist das Reich 
und die Kraft und die Herrlichkeit 

in Ewigkeit. 
Amen. 

 

GOTT MIT UNS 
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